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l!'mmentar 

Zukunftsberufe durch 
Weiterbildung: Vorschlag für 
pragmatisches Verfahren 

Hermann Schmidt 

Der Bedarf an neuen Qualifikationen zeichnet sich meistens 

zuerst in der beruflichen Weiterbildung ab. Abzulesen ist das 

z. B. an Weiterbildungsangeboten in den wichtigen Wachs­

tumsbereichen Pflege, Tourismus, Freizeit, Umwelt, Sicherheit 

und neue Medien. ln der gegenwärtigen Diskussion um neue 

Beschäftigungsfelder und Zukunftsberufe wird nur unzurei­

chend berücksichtigt, daß neue berufliche Tätigkeiten oder 

"neue Berufe" nicht unbedingt über Ausbildung - eher selten -, 

sondern vor allem in neuen, noch wenig professionalisierten 

Beschäftigungsfeldern über Weiterbildung erschlossen wer­

den. Obwohl es vielfältige innovative Impulse der Wirtschaft 

und des Gesundheits- und Sozialwesens gibt, die rasch und 

direkt in die gewünschten Qualifikationen umgesetzt werden 

könnten, das vom BBiG bereitgestellte Instrumentarium im Be­

reich der Weiterbildung wird nicht oder nicht ausreichend ge­

nutzt. Das gilt insbesondere für die Möglichkeiten, einen bun­

desweit festgestellten Qualifikationsbedarf der Wirtschaft 

durch Fortbildungsordnungen des Bundes nach § 46,2 BBiG 

zu decken. 

• Auf der Ebene der bundesweiten Weiterbildungsberufe ist 

das Spektrum - mit Ausnahme der Meisterregelungen - rela­

tiv schmal. ln den künftigen beschäftigungsrelevanten Berei­

chen Gesundheit, Tourismus, Freizeit, Sicherheit sind Weiter­

bildungsberufe kaum vorhanden. 

• Auf der Ebene der zuständigen Stellen werden die spezifi­

schen Vorteile der "Kammerregelungen" (§ 46,1 BBiG) nicht 

ausreichend genutzt, um regionale Impulse für neue Qualifi­

kationen in Regelungen umzusetzen. Es besteht zwar eine 

große Anzahl von Fortbildungsregelungen (1994: 2 250) auf 

der Ebene der zuständigen Stellen; weitere 100 Weiterbil­

dungsregelungen auf der Ebene der Länder kommen noch 

hinzu . Werden diese Regelungen jedoch unter den Aspekt 

von Abschlußtypen bzw. Weiterbildungsberufen saldiert, so 

bleiben ca. 350 Weiterbildungsberufe auf der Ebene der zu­

ständigen Stellen und rund 20 auf Länderebene. Das bedeu­

tet, ein großer Teil der Regelungen bezieht sich auf gleiche 

oder ähnliche Regelungen bei verschiedenen zuständigen Stel­

len. Eine Analyse des Bundesinstituts für Berufsbildung zeigt 

zudem: Zum einen gibt es in vielen Fällen trotz einheitlicher 

Berufsbenennung erhebliche regionale Unterschiede, zum an­

deren weisen viele Regelungen einen erheblichen Moderni­

tätsrückstand auf. 

Es gibt bisher kein Konzept und keine systematischen und an­

erkannten Verfahren, in denen von allen Beteiligten geprüft 

wird, inwieweit Impulse und der Bedarf für neue Qualifika­

tionen in neue Ausbildungsberufe bzw. in die Aktualisierung 

bestehender Ausbildungsberufe umzusetzen sind oder ob es 

z. B. nicht zweckmäßiger wäre, den Qualifikationsbedarf 

durch die verschiedenen Möglichkeiten der Weiterbildung (ge­

regelt oder ungeregelt) abzudecken . Der Bundes-Verord­

nungsgeber hat sich selbst die Hände gebunden, weil er ohne 

einen vorab ausgehandelten Konsens der Sozialparteien 

nichts unternimmt. 

Für die berufliche Weiterbildung wurden solche Ordnungs­

funktionen bisher mehr schlecht als recht vom Koordinie­

rungskreis Berufliche Weiterbildung wahrgenommen, in dem 

nur die Sozialparteien vertreten sind. Zahlreiche Ordnungsar­

beiten, insbesondere diejenigen, die z. B. die Überführung 

von "Kammerregelungen" in bundeseinheitliche Weiterbil­

dungsregelungen betreffen, sind längst überfällig. Die Bil­

dungsinteressierten an bundesweiten Abschlüssen, Unterneh­

men und Arbeitnehmer, warten seit Jahren vergeblich. Vor 

diesem Hintergrund ist es völlig unverständlich, daß anstelle 

kurzfristig machbarer, pragmatischer Weiterbildungsberufe 

das Heil in zahlreichen neuen Ausbildungsberufen gesucht 

wird. 
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Angesichts dieser Situation ist es dringend erforderlich, zu 

überdenken, wie die verschiedenen Möglichkeiten der Profes­

sionalisierung aufeinander abzustimmen und miteinander zu 

vernetzen sind. Bei einem wachsenden Zusammenhang von 

Aus- und Weiterbildung ist dabei von einer Gesamtperspektive 

der beruflichen Bildung auszugehen, die auf Gleichwertigkeit 

von allgemeiner und beruflicher Bildung angelegt ist. Aus der 

Anwendung der vorhandenen Regelungsinstrumentarien er­

gibt sich ein gestuftes Vorgehen bei der Entwicklung von Aus­

und Weiterbildungsberufen: 

Die Fortbildungsregelungen der zuständigen Stellen sollten in 

erster Linie dazu genutzt werden, um den regional/ lokal ent­

stehenden Qualifikationsbedarf im Hinblick auf weitergehende 

Professionalisierung im Rahmen der Ausbildung und/ oder der 

Weiterbildung zu erproben. Die Regelungen erlauben es, 

alle möglichen Arten von überbetrieblichen Qualifikations­

bedarfen abzudecken; neben der .,echter( Aufstiegsfortbildung 

auch Anpassungsfortbildung, Teilqualifikationen, Zusatzquali­

fikationen, z. B. für regional auftretende Zielgruppen und spe­

zifische Weiterbildungseinrichtungen. Diese große Offenheit 

gegenüber sehr unterschiedlichen Zielsetzungen wird durch 

die bereits bestehenden Regelungen auf der regionalen Ebene 

bestätigt. Von daher bietet es sich an, die regionale Ebene 

auch im Sinne eines Erprobungsfeldes zu nutzen; dies hätte 

eine Reihe von Vorteilen: 

• Der regionale Qualifikationsbedarf kann über längere Zeit 

systematisch auf seine zentralen Dimensionen hin, wie z. B. 

Stabilität, regionale Reichweite und Ergänzungsfähigkeit be­

obachtet und erprobt werden . Erst wenn sich ein dauerhafter, 

überregionaler Qualifikationsbedarf herausgestellt hat, sollten 

die Entscheidungen in Richtung auf Ausbildungsberufe oder I 
und Weiterbildungsberufe fallen. 

• Die Entscheidungen für bundesweite Regelungen (Aus­

oder Weiterbildung) können auf ein empirisches Fundament 

aus verschiedenen Regionen zurückgreifen, in das vielfältige 

Praxiserfahrungen eingegangen sind. Es wird möglich, die Ge­

samtperspektive von Aus- und Weiterbildung zu berücksichti­

gen und darauf zu achten, daß es weder zu einem .,Austrock­

nen" der Ausbildung kommt noch ein Verkümmern der Auf­

stiegsperspektiven (..Sackgasse") dadurch eintritt, daß keine 

bundeseinheitlichen Weiterbildungsmöglichkeiten zur Verfü­

gung stehen. 

• Ein empirisches Erproben und .,Austesten" von Qualifikati­

onsbedarfen trägt den Gefahren weitgehend ungesicherter 

Prognosen Rechnung: Das Risiko einer Fehlqualifizierung wird 
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erheblich gemindert. Auch die Teilnehmer j -innen einer aner­

kannten Weiterbildung müssen darauf vertrauen können, daß 

ihre Qualifikationen gute Anwendungs- und Verwertungs­

chancen haben. 

• Schließlich bietet ein gestuftes Entwicklungsverfahren nicht 

nur die erforderliche Flexibilität gegenüber der Dynamik im 

Beschäftigungssystem, sondern es ist auf allen Stufen offen 

für die Konsenstindung der Sozialparteien, die für eine Berufs­

schneidung konstitutiv ist. Zugleich kann der betriebliche 

Sachverstand für die Entwicklung von Professionalisierungs­

konzepten genutzt werden. 

Zu den Rahmenbedingungen für das skizzierte gestufte Ent­

wicklungsverfahren gehören die systematische Beobachtung, 

Auswertung und Dokumentation der Qualifikationsentwick­

lung auf regionaler Ebene und ihre Umsetzung in Regelun­

gen. Ausgehend von den Anträgen auf Fortbildungsregelun­

gen, die nach der Empfehlung des Hauptausschusses des Bun­

desinstituts für Berufsbildung von 1979 .,Angaben zum quali­

tativen und quantitativen Bedarf für die vorgesehene Qualifi­

kation" enthalten, ist Transparenz über die Qualifikationsent­

wicklung für alle Beteiligten am .,Ordnungsgeschäft" zu schaf­

fen . Das Bundesinstitut für Berufsbildung ist bereit, seine lang­

jährigen Erfahrungen auf dem Gebiet empirischer Erhebun­

gen, Analysen und Ordnungsarbeiten zur Erleichterung der 

anstehenden Entwicklungsarbeiten in der beruflichen Weiter­

bildung zur Verfügung zu stellen. 

Daß den Ordnungsarbeiten in der beruflichen Weiterbildung 

künftig eine größere Bedeutung zukommen wird, hat nicht 

zuletzt die Diskussion um den Entwurf des Aufstiegsfortbil­

dungsförderungsgesetzes (AFBG) gezeigt. Immer wieder 

mußte darauf verwiesen werden, daß es nicht nur um die För­

derung klassischer Meisterabschlüsse geht, wie es die Bezeich­

nung .,Meister-Bafög" nahelegte, sondern um die gesamte Pa­

lette von staatlichen und öffentlich-rechtlichen Prüfungen im 

Weiterbildungsbereich. Es wurde dabei deutlich, daß insbe­

sondere in den modernen Dienstleistungsbereichen Bedarf 

besteht, das Spektrum der Zukunftsberufe auch in der Weiter­

bildung zu erweitern und damit die Förderungschancen der 

Aufstiegsinteressierten in allen Beschäftigungsfeldern - auch 

bundesweit - zu gewährleisten. 



Fehbeiträge 

Helmut Pütz 

Dr. phil. , Stellvertretender 

Generalsekretär des Bundes-

instituts für Berufsbildung 

Veränderte Ausbildungs­
landschaften- welche Zukunft hat 
das Duale System? 

Die Zukunft des deutschen Dualen 

Systems der beruflichen Bildung in 

Betrieben und beruflichen Schulen 

ist ebenso wie die berufliche Weiter­

bildung vor stark veränderten Aus­

bildungslandschaften zu beurteilen. 

Erhebliche Trendveränderungen be­

stimmen die Qualifikationssysteme. 

Dazu soll im folgenden zunächst das 

Gesamtbild der beruflichen Bildung 

und Weiterbildung in Deutschland in 

einigen Stichworten dargelegt und 

konkrete Herausforderungen "im 

Rahmen der Bildungspolitik der Bun­

desregierung" erörtert werden. 

Herausforderungen an 
die berufliche Bildung in 
Deutschland 

Die wesentlichen Herausforderungen zeigen 

sich in folgendem: 

• Wir haben es zu tun mit dem individuel­

lem Recht des einzelnen, insbesondere des 

jungen Menschen, auf Bildung und anderer­

seits den Anforderungen der Arbeitswelt und 

der konkreten betrieblichen Arbeitsplätze, an 

denen ständig Leistung erbracht werden 

muß. 

• Die Berufsausbildung, von manchen 

fälschlicherweise als "Erstausbildung" be­

zeichnet, hängt immer enger zusammen mit 

den Anforderungen und Inhalten beruflicher 

Weiterbildung. 

• Einerseits streben Jugendliche mit regulä­

ren und "normalen" Schulabschlüssen und 

junge Erwachsene nach Aus- und Weiterbil­

dung, andererseits haben wir es mit Problem­

gruppen zu tun, nämlich lemschwachen, be­

nachteiligten Jugendlichen und Problem­

gruppen von Erwachsenen auf dem Arbeits­

markt. 

• Das deutsche Berufsbildungssystem blickt 

auf eine lange und erfolgreiche Tradition zu­

rück, ist aber auch in der Gefahr, inflexibel, 

bürokratisch, verrechtlicht und korporativ er­

drückt zu werden und muß andererseits 

durch ständige Innovation den gesellschaftli­

chen Wandel mit vollziehen und auch in Zu­

kunft seine Tauglichkeit beweisen. 

• Die Dualität von Ausbildung im Betrieb, 

geregelt durch bundeseinheitliche staatliche 

Ausbildungsordnungen, und in Teilzeitbe­

rufsschulen mit ihren Rahmenlehrplänen für 

den Unterricht muß immer wieder in eine 

Kooperation auf allen Ebenen, insbesondere 

"Vor-Ort" gebracht werden. 

• Betriebliche Ausbilder einerseits und Leh­

rer an beruflichen Schulen andererseits müs­

sen zusammenarbeiten, haben aber auch un­

terschiedliche Aufgaben und Betrachtungs­

weisen. 

• Berufsausbildung und Weiterbildung fin­

den sowohl in großen Betrieben der Industrie 

wie auch in mittleren und kleinen Betrieben 

des Handwerks und z. T. des Handels statt, 

und sind von unterschiedlichen Anforderun­

gen und Qualitätsmerkmalen geprägt. 
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• Berufsbildung und Weiterbildung gesche­

hen einerseits in gewerblichen Berufen, aber 

andererseits auch in kaufmännischen und 

darüber hinaus zunehmend in weiteren 

Dienstleistungs- und sozialen Berufen (stei­

gende Bedeutung der Pflegeberufe). 

• Arbeitgeber und Gewerkschaften sind an 

der Aus- und Weiterbildung beteiligt, haben 

gegensätzliche Interessen als "Sozialpartei­

en", sind aber auch zum Konsens aufgerufen. 

• Der Staat hat in der beruflichen Bildung 

und Weiterbildung eine Ordnungsverpflich­

tung, die in Einklang gebracht werden muß 

mit den Rechten und Pflichten der Wirtschaft 

in der beruflichen Bildung. 

• Für bundesgesetzliche Regelungen und 

Rechtsverordnungen ist die Bundesregierung 

zuständig, während die Landesregierungen 

für die beruflichen Schulen und die Lehrplä­

ne der Teilzeitberufsschulen verantwortlich 

zeichnen. 

• Neben den nationalen Aspekten der Be­

rufsbildung und Weiterbildung in Deutsch­

land werden internationale Einflußfaktoren, 

insbesondere aus der Europäischen Union, 

immer bedeutsamer. 

Um die Probleme und Weiterentwicklungen 

der beruflichen Bildung und der Weiterbil­

dung zu bewältigen, sind Berufsbildungsfor­

schung und Dienstleistungen insbesondere 

für Betriebe und Schulen in der Ausbildung 

notwendig. Sie müssen vor allem vom Bun­

desinstitut für Berufsbildung (BIBB) und den 

Landesinstituten für Curriculumentwicklung 

der Bundesländer, hier für die beruflichen 

Schulen und für die Lehrerfortbildung, per­

manent geleistet werden. Aber auch die Ein­

richtungen der Hochschulen, insbesondere 

der Universitäten, mit ihren Instituten zur 

Ausbildung von Berufs- und Wirtschaftspäd­

agogen, sowie privatwirtschaftliche For­

schungs- und Entwicklungsinstitute in der 

Berufs- und Weiterbildung dienen letztend-

lieh der Verbesserung der Berufsbildungspra­

xis. Hinzu kommen noch die zahlreichen Ko­

operationsverflechtungen mit ausländischen 

Berufsbildungsinstituten, insbesondere denen 

der Europäischen Union und denen in Mittel­

und Osteuropa sowie in aller Welt. 

Auch heute ist es noch so, daß rund 70 Pro­

zent eines Altersjahrgangs in Deutschland 

(rund 1 Mio. junge Menschen) eine berufli­

che Bildung im Dualen System absolvieren, 

allerdings ist dieser Anteil von einer deutlich 

sinkenden Tendenz geprägt. Dies hängt nicht 

zuletzt damit zusammen, daß immer mehr 

Jugendliche in Deutschland höhere Schulab­

schlüsse erwerben, über das Abitur eine 

Hochschulausbildung anstreben und damit 

das Potential für eine Ausbildung im Dualen 

System tendenziell verkleinern. 

In diesem Zusammenhang ist der Anteil ei­

nes Jahrgangs, einer ,,Alterskohorte", mit 

Übertritt zu den Hochschulen in Höhe von 

rd. 20 Prozent von deutlich steigender Ten­

denz bestimmt. Rund zehn Prozent eines Al­

tersjahrgangs bleiben ohne berufliche Quali­

fikation und müssen zur Gruppe der benach­

teiligten Jugendlichen gezählt werden. 

Die große Bedeutung der dualen Berufsaus­

bildung in Deutschland wird deutlich, wenn 

man die rd. 70 Prozent Übergänge in die Be­

rufsausbildung als Gesamtheit betrachtet und 

weiter aufschlüsselt: Rd. 88 Prozent von die­

sen jungen Menschen erhalten ihre erste be­

rufliche Qualifikation im Dualen System und 

in Teilzeitberufsschulen, rd. sieben Prozent 

besuchen berufliche Vollzeitschulen mit Be­

rufsabschluß und ungefähr fünf Prozent, 

überwiegend lernschwache, benachteiligte 

Jugendliche, werden in außerbetrieblichen 

Ausbildungsstätten, verbunden mit Besuch 

der Teilzeitberufsschule, ausgebildet. 

Die entscheidende Frage im Hinblick auf die 

Zukunft der dualen Berufsbildung und Wei­

terbildung in Deutschland ist, ob genügend 

Bewerber für diese Form der Berufsbildung 
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auch in Zukunft zur Verfügung stehen oder 

ob unsere Berufsbildung dadurch austrock­

net, daß zuwenig Jugendliche dazu bereit 

sind, nach dem Motto: "Stellt Euch vor, es 

gibt ein Duales System und keiner geht hin!" 

Bedroht ist unser System der Berufs- und 

Weiterbildung aber auch von einem mögli­

chen Nachlassen der Ausbildungsbereit­

schaft der Betriebe, besonders dadurch, daß 

Großindustriebetriebe sich immer mehr aus 

der Ausbildungsverantwortung zurückzie­

hen, den Nutzen der Berufsausbildung auch 

in ihrer eigenen betriebswirtschaftliehen Be­

urteilung nicht mehr einsehen und die Be­

rufsausbildung zu einer überwiegenden 

Handwerksausbildung verkümmert. 

Strukturveränderungen 
in der Wirtschaft 

Die Lean-Konzepte, der starke Kostendruck 

in den Unternehmen, die fortlaufende Ratio­

nalisierung, die Organisationsentwicklung, 

vor allem im Hinblick auf Gruppenarbeit, 

Auftrags- und Kundenorientierung, die Pro­

duktionsnotwendigkeiteil der Just-in-time­

Produktion, die Entwicklung zu immer mehr 

Auslagerung von betrieblichen Tätigkeiten 

(Out-sourcing) und nicht zuletzt rapide tech­

nologische Entwicklungen, Automatisierung 

und Roboterisierung führen alles in allem im 

Zusammenhang mit dem Abbau von Arbeits­

plätzen auch zum Wegfall von Ausbildungs­

plätzen. Insbesondere in Großbetrieben be­

deutet dies eine Einschränkung von Auf­

stiegsmöglichkeiten für betrieblich Aus- und 

Fortgebildete auf verschiedenen Hierarchie­

ebenen, z. B. für Meister. Deshalb muß ne­

ben der vertikalen Aufstiegsfortbildung auch 

eine horizontale Entwicklung und Förderung 

durch neue "Mobilitätspfade" sowie durch 

berufliche Karrierewege bei der Besetzung 

mittlerer Positionen in Unternehmen im Hin­

blick auf berufliche Perspektiven wiederher­

gestellt oder neu geschaffen werden. Das gilt 

insbesondere für die Besetzung mittlerer Po-



sitionen in Mittel- und Großunternehmen. 

Das negative Personal-Substitutionsverhalten 

von Betriebsleitungen gefährdet letztendlich 

das Duale System der Berufsausbildung und 

die berufliche Weiterbildung. 

Zur Entwicklung in den 
Dienstleistungsberufen 

Die Entwicklung zu größerer Bedeutung und 

zu höheren Beschäftigungszahlen der 

Dienstleistungsberufe ist eindeutig. Hierbei 

handelt es sich um technisch-produktions­

orientierte, kaufmännische und um andere 

personale und soziale Dienstleistungen, wie 

etwa im Bereich der Pflegeberufe. Es exi­

stiert ein allgemeiner internationaler Trend in 

Industrieländern zur Dienstleistungsgesell­

schaft, wobei dieser Trend in Deutschland 

eher leicht verzögert erfolgt. Nach den Pro­

jektionen des Instituts für Arbeitsmarkt- und 

Berufsforschung und des Prognos-Instituts 

wandelt sich die Arbeitsgesellschaft, wenn 

auch allmählich, so doch tiefgreifend. Allen 

westlichen Industriestaaten ist gemeinsam, 

daß sie sich zunehmend von Industrie- zu 

Dienstleistungsgesellschaften wandeln, wo­

bei diese Dienstleistungen häufig in unmit­

telbarem Zusammenhang mit qualitativ 

hochwertiger Produktion stehen. Der "Dritte 

Sektor" wächst: Handel, Banken, Versiche­

rungen, Verkehrs- und Nachrichtenwesen; 

private und öffentliche Dienste gewinnen an 

Bedeutung. Dagegen haben Landwirtschaft 

und Bergbau (Erster Sektor) und der en­

gere Bereich der produzierenden Industrie 

(Zweiter Sektor) rückläufige Beschäftigten­

zahlen. 

Dieser Trend ist auch in Deutschland sowohl 

in der alten Bundesrepublik und jetzt auch 

beschleunigt in den neuen Bundesländern er­

kennbar. So arbeitet in den alten Bundeslän­

dern heute bereits weniger als die Hälfte der 

Erwerbstätigen in diesen beiden Sektoren der 

Produktion, in den USA nicht einmal mehr 

jeder Dritte. 

Aus den Entwicklungen auf dem Arbeits­

markt und in der Arbeitsorganisation, insbe­

sondere dem Trend zum Anstieg der Dienst­

leistungshereiche und zur Höher- bzw. An­

dersqualifizierung ergeben sich Konsequen­

zen für die Qualifizierungsnotwendigkeiten 

und Qualifikationsziele der beruflichen Bil­

dung. 

Die erste Konsequenz ist, daß ein ausrei­

chendes differenziertes und qualitativ hoch­

wertiges Angebot an Ausbildungsmöglich­

keiten und Weiterbildungsangeboten von der 

Bildungspolitik und insbesondere der Wirt­

schaft zur Verfügung gestellt werden muß. 

Die Allgemeinbildung und die berufliche 

Fachbildung müssen stärker miteinander ver­

bunden werden. Aus- und Weiterbildung 

müssen inhaltlich verschränkt werden und 

arbeitsteilig vorgehen. Nicht nur Fertigkeiten 

und Kenntnisse, sondern auch personale und 

soziale Kompetenzen (Schlüsselqualifikatio­

nen) müssen als berufsübergreifende Qualifi­

kationen für die Bewältigung des Rückgangs 

der Arbeitszerlegung, der Dezentralisierung 

und der Ausbreitung flexibler Fertigungssy­

steme und der Gruppenarbeit vermittelt wer­

den. Die Weiterbildung insgesamt, speziell 

die berufliche und betriebliche, gewinnen zu­

nehmend an Bedeutung. 

Aktuelle Ausbildungs­
platzsituation 

Auf absehbare Zeit wird das strukturelle 

Ausbildungsplatzdefizit nicht behoben wer­

den können. In den ostdeutschen Ländern ist 

der Ausbildungsplatzmangel durch tiefgrei­

fende wirtschaftsstrukturelle Veränderungen 

bedingt und bleibt bestehen trotz der hohen 

Ausbildungsleistung bzw. der jährlichen 

Steigerung des Ausbildungsplatzangebots im 

Handwerk um 20 bis 25 Prozent. Es ist aber 

wichtig, von der überhöhten staatlich sub­

ventionierten, außerbetrieblichen Ausbil­

dungsplatzsituation in den neuen Ländern 

wegzukommen. Über Ausbildungsverbund­

systeme, die ihrerseits in der Organisation 

staatlich gefördert werden, können mehr be­

triebliche Ausbildungsplätze in Zukunft ge­

schaffen werden. Mit steigender Wirtschafts­

kraft in Ostdeutschland müßte auch die Indu­

strie in der Lage sein, in Zukunft mehr Aus­

bildungsplätze anzubieten. Die Quote der 

Hochschulzugangsberechtigten bei der Be­

werberzahl um betriebliche Ausbildungsplät­

ze ist in Ostdeutschland doppelt so hoch wie 

in Westdeutschland, obwohl Studienplätze an 

den Universitäten unbesetzt bleiben. 

In Westdeutschland schließt sich die Schere 

zwischen Ausbildungsplatzangebot und 

Nachfrage von Jugendlichen immer mehr, so 

daß der Überhang angebotener Ausbildungs­

plätze immer geringer wird. Auch hier kann 

die gestiegene Ausbildungsleistung des 

Handwerks den Verlust industrieller Ausbil­

dungsplätze nicht ausgleichen. 

Während 1994 im größten Ausbildungsbe­

reich Industrie und Handel die Zahl der Aus­

zubildenden kräftig sank(- 8,0 Prozent bzw. 

63 000), und zwar sowohl im Westen (- 8,5 

Prozent) wie im Osten (- 5,5 Prozent), er­

höhte sich die Zahl der Ausbildungsverhält­

nisse im Handwerk um 3,6 Prozent (21 000). 

Besonders in den neuen Ländern ( + 17 000) 

hat das Handwerk auch Ausbildungsplätze 

bereitgestellt. Den stärksten prozentualen 

Rückgang(- 9,7 Prozent oder 7 000) bei den 

Auszubildenden verzeichnete der öffentliche 

Dienst. Die Abnahme im Westen (- 8 000) 

konnte durch den Zuwachs in den neuen 

Ländern (+ 1 000) nicht ausgeglichen wer­

den. In den Ausbildungsbereichen Freie Be­

rufe und Landwirtschaft blieb die Zahl der 
Auszubildenden mit 159 000 bzw. 29 000 ge­

genüber dem Vorjahr nahezu konstant, bei 

Rückgängen im Westen und Zugängen im 

Osten. Lediglich im Bereich Hauswirtschaft 

(12 000) verlief die Entwicklung umgekehrt, 

einer Zunahme im Westen ( + 4,4 Prozent) 

stand ein Rückgang (-12,4 Prozent) in den 

neuen Ländern gegenüber. Die Zahl der von 

Januar bis Dezember 1994 neu abgeschlosse­

nen Ausbildungsverträge ist gegenüber dem 
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Vorjahr um I, I Prozent (7 000) auf 565 000 

zurückgegangen (ibv, Nr. 31, vom 2. 8. 1995). 

Nach einer Untersuchung des BIBB wird die 

Entwicklung zum Abbau von Ausbildungs­

plätzen fortdauern. Die Zahl der Unterneh­

men, die den Abbau plant, ist deutlich größer 

als die Zahl derjenigen, die ihre Ausbildungs­

leistungen erhöhen wollen. Gewerblich-tech­

nische Berufe werden von diesem Rückgang 

etwas weniger als andere Berufe betroffen 

sein. Während sich in diesem Berufsbereich 

ein Minus von neun Prozentpunkten zwischen 

denjenigen Betrieben ergibt, die eine Erhö­

hung ( 13 Prozent), und denen, die eine Ein­

schränkung (22 Prozent) der Ausbildung pla­

nen, liegt die negative Entwicklung bei den 

kaufmännischen Berufen bei Minus zwölf 

Prozentpunkten: Acht Prozent der Betriebe 

wollen mehr, aber 20 Prozent weniger Aus­

bildungsplätze bereitstellen. Für alle übrigen 

Berufe ist mit einem Minus von 13 Prozent­

punkten zu rechnen: Elf Prozent planen den 

Ausbau, 24 Prozent dagegen eine Reduzie­

rung der Ausbildung. Gründe für den Rück­

zug aus der Ausbildung sind 

• kein Bedarf an neu ausgebildeten Fach­

kräften 

• Ausbildung zu teuer 

• schlechte wirtschaftliche Lage 

• keine geeigneten Bewerber 

• Rekrutierung von Fachkräften vom Ar­

beitsmarkt 

• Durchführung und Organisation der Aus­

bildung zu aufwendig 

• hohes Angebot an (Fach-)Hochschulabsol­

venten. 

Vorschläge zur Stärkung 
des Berufs- und 
Weiterbildungssystems 

Welche Möglichkeiten bieten sich an, zu ei­

ner Stärkung des Dualen Berufsbildungssy­

stems und der beruflichen Weiterbildung in 

Deutschland beizutragen? 

Differenzierung 

Eine bessere Differenzierung und Individua­

lisierung für lernschwache und auch für be­

sonders begabte Jugendliche in der berufli­

chen Bildung und in der Aufstiegsfortbildung 

muß durch gezieltere Förderung verwirklicht 

werden. Das kann auch durch intensiveres 

"Lernen an der Arbeit" und Zusatzqualifika­

tionen, wie internationale Kompetenzen, 

Sprachen, Servicequalifikationen sowie 

kaufmännische bzw. gewerbliche Zusätze er­

reicht werden. 

Im Hinblick auf die Qualifizierungsbedürf­

nisse und -befahigungen von benachteiligten 

Jugendlichen sowie aus der Sicht von Fach­

kräftenachwuchs nachfragenden Betrieben 

sind gegebenenfalls kürzere zweijährige und 

einfachere sowie Ausbildungsgänge in Bau­

stein-/Modul-Gliederung besonders geeig­

net. Denn sie vermitteln benachteiligten Ju­

gendlichen leichter verwendungs-, bedürf­

nis- und fähigkeitsorientierte Teilqualifika­

tionen und Zertifikate, die zu Vollqualifika­

tionen komplettiert werden sollen, wie auch 

von vornherein die komplette Berufsqualifi­

kation in einem differenziert-einheitlichen 

Ausbildungsgang vermittelt werden kann. 

Das Baukasten-/Modulsystem des Ausbil­

dungsgangs ist eine curricular-didaktische 

Binnendifferenzierung, daneben auch Orga­

nisations- und Ordnungsprinzip. Verschiede­

ne Qualifikationsbündel aus "genormten" 

Bausteinen zur Vermittlung von Kenntnissen, 

Fertigkeiten und berufsübergreifenden Qua­

lifikationen auf der Grundlage von individu­

ellen Förderungsplänen werden dazu im 

Rahmen von staatlich anerkannten Ausbil­

dungsberufen entwickelt. Solche Modul­

Ausbildungsgänge für lernschwache Jugend­

liche sind in Forschungsprojekten zu unter­

suchen und in Modellversuchen auszupro­

bieren, ggf. in Erprobungs-Rechtsverordnun­

gen abzusichern. 

Berufsausbildung und Weiterqualifizierung 

von benachteiligten Jugendlichen können im 
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Bausteinsystem miteinander vernetzt wer­

den. Die Bausteine sollen zusammensetzbar 

zur vollen Facharbeiterqualifikation gestaltet 

werden. Der Gefahr, daß dieses Ziel verfehlt 

wird, muß dadurch begegnet werden, daß das 

Ziel der Ausbildung in einzelnen Bausteinen 

an der Ausbildungsordnung des staatlich an­

erkannten Ausbildungsberufs und seiner Prü­

fungsanforderungen ausgerichtet ist. Die ho­

rizontale und vertikale Anordnung der Bau­

steine sowie ihre inhaltliche Gliederung er­

möglichen eine besonders effiziente Ver­

knüpfung mit der späteren beruflichen Wei­

terbildung, die ohnehin vielfach modulari­

siert ist und werden kann. 

Das neue Finanzierungswerk der Bundesre­

gierung zur Begabtenförderung von Absol­

venten der Berufsausbildung und das neue fi­

nanzielle Förderprogramrn der Bundesregie­

rung für die Meister-Aufstiegsfortbildung 

(,,Meister-Bafög") sind wichtige und richtige 

Maßnahmen zur Begabtenförderung in der 

beruflichen Bildung und damit auch zur 

Gleichwertigkeit von allgemeiner und beruf­

licher Bildung. 

Verbundausbildung 

Die Ausbildung im Verbund, die damit ver­

bundene Nutzung brachliegender Teilkapazi­

täten in der Ausbildung, der Ausgleich von 

fachlichen Spezialisierungen verschiedener 

Betriebe, der "sanfte" Einstieg von bisher 

nicht ausbildenden Betrieben in die Berufs­

ausbildung, die Nutzung der Lernvorteile in 

unterschiedlicher Betriebspraxis, die mögli­

che Senkung der Abbrecherquote in der Aus­

bildung und schließlich die Prüfungsvorbe­

reitung von Lehrlingen sind überzeugende 

Gründe zur Förderung der Ausbildung im 

Verbund. 

Die Organisation der Verbundausbildung ist 

schwierig und teuer. Eine staatliche Finanz­

förderung ist aber besser als die überzogene 

Förderung der außerbetrieblichen Ausbil-



dung, die in den ostdeutschen Ländern staat­

licherseits mittlerweile 60 Prozent der Aus­

bildung umfaßt. 

Verbundausbildungen sind möglich zwischen 

einzelnen Betrieben, zwischen Betrieben und 

Berufsschulen und zwischen Betrieben und 

überbetrieblichen Berufsbildungsstätten. Der 

Verbund ist sinnvoll mit einem Leitbetrieb, 

der Partnerbetriebe zusammenführt oder als 

Konsortium, in dem sich die Verbundbetriebe 

wechselseitig ergänzen oder als Ausbil­

dungsverein, wobei der Verein als ,Ausbil­

dender" für seine Verbundbetriebe auftritt. 

Finanzierung 

Angesichts des anhaltenden Kostendrucks, 

vor allem in Groß- und Industriebetrieben, 

und des daraus resultierenden Rückgangs an 

Ausbildungsbereitschaft und Ausbildungs­

plätzen müssen die Fragen des Nutzens von 

Ausbildung in den Vordergrund gestellt und 

eine gerechtere Finanzierung der betriebli­

chen Ausbildung im Sinne eines Lastenaus­

gleichs zwischen ausbildenden und nichtaus­

bildenden Betrieben angestrebt werden. Eine 

Belohnung ausbildender Betriebe durch wei­

tere, demonstrativere steuerliche Begünsti­

gung ist dabei wirksamer als eine zentrale 

Fonds-Umlage-Finanzierung, die nicht geeig­

net ist. Steuervorteile für ausbildende Betrie­

be können z. B. bei der Körperschaftsteuer 

eingerichtet werden. Es ist aber auch vor­

stellbar, daß nicht ausbildende Betriebe, die 

unterhalb einer bestimmten Ausbildungsquo­

te liegen, einen finanziellen Ausgleich an gut 

ausbildende Betriebe zahlen, der auf Kam­

mer- oder Branchenebene erhoben und um­

verteilt wird. 

Neue Berufe 

Neue Berufe müssen arbeitsmarktgerecht in 

den Bereichen der technisch-produktions­

orientierten, der personalen sowie der sozia-

Jen und Pflege-Dienstleistungen entwickelt 

werden. 

Es dauert meist relativ lange, bis die neuarti­

gen Elemente eine "kritische Menge und 

Qualität" erreichen, so daß sie das bisherige 

Berufsbild sprengen. Dies gilt für die rd. 370 

Ausbildungsberufe in noch stärkerem Maß, 

da sie i. d. R. für ein breites Spektrum beruf­

licher Tätigkeiten ausgelegt sind, als für die 

rund 25 000 Erwerbsberufe/Tätigkeiten. 

Daher zeichnet sich der Bedarf an neuen 

Qualifikationen meist zunächst im Bereich 

der beruflichen Weiterbildung bzw. in derbe­

trieblichen Personal- und Organisationsent­

wicklung ab. 

In Deutschland entwickelt sich u. a. aufgrund 

gesetzlicher Neuerungen, eines sozioökono­

mischen und technisch-wissenschaftlichen 

Wandels sowie privater Verhaltensänderun­

gen eine wachsende Nachfrage nach Dienst­

leistungen. Deren Tätigkeitsanforderun­

gen/Qualifikationen sind bisher nicht oder 

unzulänglich erforscht, systematisiert und 

hinsichtlich ihrer möglichen BündeJung in 

neuen Aus- bzw. Weiterbildungsberufen un­

tersucht. 

Auf diese vielfältigen Entwicklungen müs­

sen die berufliche Bildung und Weiterbil­

dung in Deutschland zukünftig schneller und 

konkreter reagieren. Der Konsens der Sozial­

parteien, also Arbeitgeberverbände und Ge­

werkschaften, ist hierbei ein hohes Gut. 

Wenn dieser Konsens allerdings nicht funk­

tioniert, wenn die Konsensfindung von einer 

oder beiden Sozialparteien blockiert wird, 

muß der Staat als Verordnungsgeber und Ver­

antwortlicher für das Gemeinwohl, insbeson­

dere die Berufs- und Lebenschancen junger 

Menschen, einschreiten. Das kann dadurch 

geschehen, daß den Sozialparteien eine Frist 

zur Einigung gesetzt wird. Ist diese Frist er­

gebnislos verstrichen, wird der Staat als Ver­

ordnungsgeber auch ohne vorherigen Kon­

sens der Sozialparteien tätig und erläßt 

Rechtsverordnungen in der beruflichen Aus­

und Weiterbildung. 

Gleichwertigkeit und 
Oberstufe im Dualen System 

Die Gleichwertigkeit der beruflichen Bil­

dung mit der allgemeinen muß durch Gleich­

stellung des Abschlusses der Berufsausbil­

dung mit dem mittleren Schulabschluß und 

des Abschlusses der Fortbildung auf Mei­

ster-/Fachwirtniveau mit dem Hochschulzu­

gang ohne weitere formale Hürden, aber mit 

Studienunterstützung hergestellt werden. Der 

heute noch intransparente und höchst diffe­

renzierte Bereich der beruflichen Fortbil­

dung, vor allem auf Meister-, Fachwirt-, aber 

auch auf Kammerebene generell, muß syste­

matisiert und durch Rahmengesetzgebung 

des Bundes geordnet und zu einer klaren 

"Oberstufe des Dualen Systems" ausgebaut 

werden, damit auf diese Weise vor allem 

durch betriebliche Karrieren die Spitze der 

Einkommens- und Prestigepyramide erreicht 

werden kann. Aber auch die Option für ein 

Hochschulstudium über den Weg der Berufs­

ausbildung und der beruflichen Weiterbil­

dung muß ausgebaut und generalisiert wer­

den. Die in jüngster Zeit erfolgten Schritte 

und Maßnahmen der meisten Bundesländer, 

die allerdings noch sehr uneinheitlich, diffe­

renziert und voller Hürden sind, gehen in die 

richtige Richtung und sind ein großer Fort­

schritt. 

Auf diesem Feld müßte auch der öffentliche 

Dienst mit gutem Beispiel vorangehen, in­

dem eine abgeschlossene Berufsausbildung, 

zum Beispiel im Dualen System, plus beruf­

licher Qualifikationsphase im Arbeitsleben, 

den Zugang zum mittleren Dienst eröffnet. 

Eine abgeschlossene Berufsausbildung plus 

abgeschlossener beruflicher Fortbildung, 

z. B. zum Meister oder Fachwirt, plus weite­

re berufliche Qualifizierung im Arbeitsleben 

sollte den Zugang zum gehobenen Dienst in 

der öffentlichen Verwaltung ermöglichen. 

Ein nicht unerheblicher Teil dieser Fortbil­

dungsmöglichkeiten geschieht entsprechend 
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Absatz 2 des § 46 des Berufsbildungsgeset­

zes: Hier ist eine bundesweite Anerkennung 

und Zertifizierung des Fortbildungsberufs 

selbstverständlich. Das gilt aber nicht für ei­

ne bundesweite Regelung der Fortbildungs­

abschlüsse auf Kammerebene (§ 46 Abs. 1 

BBiG). Hier ist die Vergleichbarkeit und 

Gleichwertigkeit etwa bei den Zugangsvor­

aussetzungen oder Lehrgangsanforderungen 

nicht gewährleistet: Regionale Fortbildungs­

gänge schwanken im Aufwand zwischen 100 

und 2 400 Stunden. Vielfältige Karnmerfort­

bildungsregelungen werden erlassen, obwohl 

es bundeseinheitliche Regelungen gibt. Für 

etwa 200 regionale Fortbildungs-"Berufe" 

gibt es rd. 2 000 lokale Kammer-Fortbil­

dungsregelungen, die als Rechtsverordnun­

gen der Kammern nach § 46 Abs. 1 des 

BBiG erlassen worden sind. Die Aufstiegs­

möglichkeiten über berufliche Weiterbildung 

sind bis heute allzu verschlungene, intranspa­

rente Wege, die aufgrund ihrer Unübersicht­

lichkeit für Jugendliche nach Ende der 

Grundschule/Pflichtschulzeit und zu Beginn 

der dualen Ausbildung aber auch für Eltern 

kaum überschaubar und deshalb unattraktiv 

sind. Die Nachfrage nach dem Aufstiegsweg 

Berufsqualifikation plus Fortbildungsquali­

fikation mit der Option für ein Hochschulstu­

dium wird nur dann ebenso groß sein wie 

nach dem "Königsweg" über mittlere Reife 

und Abitur, wenn diese Seite der Aufstiegs­

pyramide des Einkommens und Sozialpresti­

ges ebenso klar und einfach geregelt, durch­

schaubar und attraktiv ist, wie der Weg über 

Abitur zur Universität. 

Gesellschaftlich muß in Deutschland endlich 

anerkannt werden, daß nicht allein das huma­

nistische Bildungsideal für Hochschulreife 

maßgeblich ist, sondern ebenso die Berufs­

bildungs- und Fortbildungsqualifikation, ver­

bunden mit qualifizierter Berufstätigkeit und 

dem Erwerb von Berufsreife, sozialen und 

personalen Qualifikationen (Schlüsselquali­

fikationen). Auf diese Weise würde der Ei­

genwert der andersartigen aber gleichwerti­

gen Qualifikation der fachlichen beruflichen 

Fortbildung, der fachlichen Studierfähigkeit, 

der Persönlichkeitsentwicklung, der Ar­

beitsmotivation sowie der sozialen und per­

sönlichen Reife in zweckmäßiger Weise an­

erkannt. 

Mit dem Aufbau eines solchen "Dualen Sy­

stems der Weiterbildung" einer "Oberstufe 

des Dualen Systems" würde ein staatlich 

kontrolliertes Marktmodell der Fortbildung 

zur Sicherung der Qualitätsstandards der Be­

rufs- und Weiterbildung in Deutschland und 

zur Schaffung einer attraktiven Alternative 

zum "Königsweg" der gymnasialen und 

Hochschulbildung eingerichtet. Die Wirkung 

von Fortbildungsregelungen ausschließlich 

auf Kammerebene, die nicht bundesweite 

Geltung und eigentliche staatliche Anerken­

nung haben, ist beschränkt. Orientierungs­

wirkung und Bewußtseinsbildung erfolgen 

erst durch "Systembildung", z. B. wie es die 

Meisterebene in Industrie und Handwerk 

darstellt. Die Attraktivität dieser Fortbil­

dungsregelungen nimmt mit der bundesein­

heitlichen Regelung und damit Systembil­

dung zu: Man darf nicht lange nachdenken 

müssen darüber, was Fortbildungsordnun­

gen, Fortbildungsberufe sind. Dies sollte im 

Sinne der Transparenz allgemein bekannt 

sein, um allgemein anerkannt zu werden. 

Insgesamt wird deutlich, daß das Duale Sy­

stem der Ausbildung ohne Fortbildungsberu­

fe in einem geordneten Weiterbildungsbe­

reich nur wenig Zukunft haben dürfte. Ohne 

überzeugende und für alle transparente Auf­

stiegsmöglichkeiten seiner Absolventen 

durch ein System staatlich anerkannter Fort­

bildungsberufe bliebe das Duale System ein 

Torso ohne Zukunft. Gerade die Schulabgän­

ger mit besseren Noten bzw. mit Realschul­

abschluß oder Hochschulreife, werden sich 

ohne derartige Perspektiven weit überwie­

gend einem Studium zuwenden. Die Wirt­

schaft bleibt dann langfristig ohne geeigne­

ten, ausreichend qualifizierten Fachangestell­

ten- und Facharbeiternachwuchs, ihre Inno­

vationsfähigkeit wird fundamental gefährdet. 
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Fazit 

Die hier dargelegten konkreten Maßnahmen 

zur Stärkung des Berufsbildungs- und Wei­

terbildungssystems in Deutschland wären 

der beste und wirkungsvollste Beitrag zur Si­

cherung des Dualen Systems in der Zukunft, 

eines ausreichenden Fachkräftenachwuchses 

für Wirtschaft und Verwaltung, zur Befrie­

dung individueller Weiterbildungs- und Auf­

stiegsbedürfnisse bis an die Spitze der sozia­

len und der Einkommenspyramide sowie zur 

Attraktivitätssteigerung und Sicherung des 

Wirtschaftsstandortes Deutschland. Der im 

Bundesinstitut für Berufsbildung entwickelte 

Vorschlag für ein eigenständiges und gleich­

wertiges Berufsbildungssystem im dualen 

Verbund mit betrieblich-beruflichen Optio­

nen bzw. Hochschulzugang zeigt einen kon­

kreten Weg zur Realisierung auf den drei 

Ebenen: 

• Berufsausbildung dual in Berufsschule 

und Betrieb zum Facharbeiter/Fachange­

stellten/Handwerksgesellen 

• Fortbildung in Weiterbildungseinrichtun­

gen (auch beruflichen Schulen) und Betrie­

ben zum Meister, zum Fachwirt und ver­

gleichbaren I weiteren Fortbildungsabschlüs­

sen 

• Hochschulabschlüsse durch Studium an 

Fachhochschulen und sonstigen Hochschu­

len in Kombination mit (Teilzeit-)Berufstä­

tigkeit und weiterer Qualifizierung in Betrie­

ben. 
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Die Krisen der Fachbildung 

Das Nachdenken über die Zukunft ist 

für Erziehung und Bildung in Schule, 

Hochschule und Erwachsenenbil­

dung konstitutiv. Immer wieder se­

hen wir uns vor die Frage gestellt, 

ob wir nicht in Anbetracht der tech­

nologischen, sozialen, ökonomi­

schen und ökologischen Wandlun­

gen die Inhalte und Lernformen in 

unseren Schulen, Ausbildungsgän­

gen und Universitäten grundlegend 

verändern müssen. Genauer gilt es 

dabei, die Fragen zu analysieren: 

Welche Arbeitsqualifikationen for­

dern die Berufstätigkeiten? Welches 

Wissen steht gesellschaftlich zur Ver­

fügung, das es "wert" ist, vermittelt 
zu werden? Welche Kompetenzen 

können in einer Ausbildung über­

haupt vermittelt werden? Und: 

Durch welche Methoden kann auf 

das Berufshandeln wirksam vorbe­

reitet werden? 

Im folgenden wird gezeigt, daß auch unseren 

heutigen Bildungsdebatten diese Fragen zu­

grunde liegen, daß uns aber die Antwort dar­

auf zunehmend schwerer fällt. Den Grund 

hierfür sehe ich in einer dreifachen Krise der 

Fachbildung, welche ich deshalb zunächst 

nachzeichnen werde. In einem weiteren 

Schritt werde ich die Frage analysieren, wie 

sich Ausbildung und Bildung in Schule, 

Hochschule und Weiterbildung wandeln 

müßten, um dem Anspruch einer verstärkten 

Entwicklung der Persönlichkeit durch die 

gezielte Förderung von Schlüsselqualifika­

tionen Rechnung zu tragen, wobei auch zu 

fragen sein wird, ob sie das überhaupt kön­

nen (und wollen). Ein zusammenfassend­

abschließender Schritt wird die Frage behan­

deln, was bildungspolitisch und didaktisch 

zu tun ist, um den Krisen des Fachwissens 

durch eine verstärkte Förderung von Schlüs­

selqualifikationen begegnen zu können. 

Das Obsolenz-, das Prognose- " 
und das Inhaltsvalenz-Problem 

Das Fachwissen selbst ist nicht in der Krise, 

wohl aber die Fachbildung. Für das Fach­

wissen gilt das Gegenteil: Die Entwicklung 

des Fachwissens in unserer beschleunigten 

Zivilisation ist eine Erfolgsstory ohneglei­

chen. Schenkt man einer im "Blick durch die 

Wirtschaft" veröffentlichten Darstellung zur 

Wissensentwicklung Glauben, so verdoppelt 

sich die Fülle des verfügbaren Wissens ca. al­

le fünf Jahre, alle fünf Minuten wird eine 

neue medizinische Erkenntnis gewonnen, al­

le drei Minuten ein neuer physikalischer Zu­

sammenhang aufgedeckt, und jede Minute 

eine neue chemische Formel entwickelt. 1 Die 

Kehrseite dieses exponentialen Entwick­

lungsprozesses ist das Obsolenzproblem, 

d. h. ein rasanter Aktualitätsverlust des Wis­

sens; oder anders ausgedrückt: Die Halb­

wertzeiten des Wissens, insbesondere des 

Fach- und Spezialwissens, verkürzen sich 

dramatisch. "Was gestern galt, gilt heute 

nicht mehr"2, einmal erworbenes Fachwissen 

wird ganz oder in wesentlichen Teilen "obso­

let" - ein Begriff, für den wir im Fremd­

wörterlexikon Begriffe finden, wie "abge­

nutzt", "veraltet" oder "ungebräuchlich". 
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Dieser eskalierende Veralterungsprozeß bei 

gleichzeitiger Wissensexplosion stellt das 

Vorbereitungs- und Behaltensternen unse­

res Bildungssystems grundlegend in Frage. 

Besonders betroffen sind dabei die Institutio­

nen der berufsvorbereitenden Fachbildung 

(Berufsschulen, Hochschulen, betriebliche 

Weiterbildung usw.). Deren Leitkonzept der 

Vermittlung von Spezialkenntnissen auf Vor­

rat wird von den Füßen auf den Kopf gestellt: 

.. Der Glaube an die Zuverlässigkeit eines einmal er­

worbenen Spezialwissens ist (erschüttert). ( ... ) Der 

heute ausgebildete Spezialist kann morgen überflüs­

sig werden, also ist die bisher verfolgte Ausbildungs· 

strategie zu überdenken. lnfolge der verminderten 

Festlegbarkeil der betrieblichen Anforderungen ent· 

stehen ,weiße Flecke' im Berufsbildungsbereich" 3 

Die Erosion der Fachbildung auf Vorrat und 

das Entstehen "weißer Flecken" setzen an die 

Stelle von - vermeintlicher oder tatsächlicher 

Sicherheit (Motto: "Wir wissen schon, wor­

auf es ankommt") - Unsicherheit. Zwar gibt 

es Prognosen der Arbeitsmarkt- und Berufs­

forschung, doch sind deren Aussagen sehr 

allgemein. So erfahren wir, daß der Trend in 

die Dienstleistungsberufe zunehmen und die 

Zahl der Arbeitsplätze für Ungelernte abneh­

men wird, doch wir erfahren nicht oder nur 

sehr mutmaßend, welche Tätigkeiten in wel­

cher Art und in welchem Umfang in einem 

mittelfristigen Rahmen zu erwarten sind, und 

noch weniger erfahren wir, welche der - bis 

dahin teilweise erst noch zu entwickelnden -

Technologien an diesen Arbeitsplätzen ange­

wandt werden, so daß wir auch nicht eindeu­

tig bestimmen können, welches Fachwissen 

wir heute an Schüler, Auszubildende und 

Studenten vermitteln müssen - deshalb das 

Fragezeichen im Zentrum der Abbildung 1. 

Das Obsolenzproblem wird somit überlagert 

und in seinen Wirkungen verschärft durch ein 

Abbildung 1: Welche Kräfte muß die nachwachsende Generation entwickeln? 

Tradierende Didaktik 

Krisen der 
Fachbildung 

• Obsolenz-

Wandel problem 

• techno- • Prognose· 

log ischer defizit 

• sozialer ,lJ, 
• ökono-

miseher 
Inhalts· 

• öko- va lenz-
log ischer Problem 

(= Transfer-
problem A) 

0 
Evolutionäre Didaktik 
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Prognoseproblem. Dieses Prognoseproblem 

ist struktureller Art und um so größer, je wei­

ter man in die Zukunft blicken und ins Detail 

gehen will. Strukturell, d. h. unvermeidbar, 

ist das Prognoseproblem deshalb, 

.. ( ... ) weil es sich bei alldem um erst noch zu gestal· 

tende Zukunft handelt, in der Menschen einzeln und 

in Organisationen Entscheidungen treffen, deren Be­

dingungen - z. B. Verfügbarkeil von Arbeitskräften, 

Angebot von Arbeitsplätzen, Lohn- und Gehaltsstruk­

turen etc. - selbst dem Wandel unterworfen sind. 

Zweitens ist die Funktionsfähigkeit von Arbeitsmärk· 

ten und die Abstimmung zwischen Bildungs· und Be­

schäftigungssystem auf die Nutzung von arbeitskräf­

teseitigen Flexibilitäts- und arbeitsplatzseitigen Substi­

tutionspotentialen angewiesen. Drittens kann diffe­

renzierte Information über Berufe, Qualifikationen 

und ihren Wandel die individuelle Bildungs- und Be­

rufswahlentscheidung zwar unterstützen, aber nicht 

lenken wollen" 4 

Zu fragen ist nun: Wie geht unser Bildungs­

system, wie gehen unsere Bildungsforscher, 

Persönlichkeits-
entwicklung 

Kognitions-
problem {Aus-)Bildung 

Didaktisierung • Schule 
(Analyse, 
Reduktion, • Hochschule 

Arrangement, • Weiter-
Komplexion) bildung 

,lJ, • Arbeits-
und 

Methoden- Lebenswelt 

va lenz-
Problem 

(= Transfer· 
problem B) 



Bildungspolitiker, Professoren, Lehrer, Aus­

bilder, Universitätspräsidenten mit dieser 

Aufweichung ihrer vertrauten Planungs­

grundlage "Vorbereitung durch Vermittlung 

von Fachwissen", die in Anbetracht des Ob­

solenz- und des Prognoseproblems ihnen 

weitgehend zu entgleiten droht, um? Die 

Antwort ist: durch weitreichende Transfer­

annahmen, die sich bei genauerem Hinsehen 

als Ideologien entpuppen können (vgl. 

"Transferproblem A" in Abb. 1). Unsere Bil­

dungsgeschichte ist voller Beispiele solcher 

Transferideologien. 

Die traditionell verbreitetste Transferannahme 

ist die der "zweckfreien Bildung", wie sie 

uns in der Bildungstheorie des Neuhumanis­

mus begegnet ist: Es kommt nicht darauf 

an, anforderungsbezogen auszubilden, im 

Gegenteil: Gerade in der zweckfreien Be­

schäftigung mit Bildungsgütern liegt die 

Chance, daß die umfassenden Fähigkeiten 

heranreifen können, die auch für die Be­

wältigung der sich immer rasanter wan­

delnden neuen Anforderungen von Bedeu­

tung sind - so der Argumentationstrick 

derer, die an Altbewährtem festhalten wollen. 

Selbst wenn der Gegenstand, um den es geht, 

nichts mit dem zu tun hat, was auf uns bzw. 

unsere Schüler zukommt - so die Botschaft 

dieser Transferthese - , ist er es "wert", ver­

mittelt zu werden. Überlieferte Inhalte haben 

- so die Behauptung- eine "Wertigkeit" (Va­

lenz), die über ihre unmittelbaren Gehalte 

deutlich hinausgeht. Solche umfassenden 

Transferannahmen haben sich in der For­

schung nicht belegen lassen. Vielmehr hat 

sich in der Transferforschung in vielfacher 

Hinsicht die "Theorie der identischen Ele­

mente" von THORNDIKE als plausibel erwie­

sen, derzufolge ein Transfer dann möglich 

bzw. wahrscheinlich ist, wenn zwischen zwei 

Situationen, das heißt der Lern- und der 

Handlungssituation, sog. "identische Ele­

mente" bestehen: "Diese Identität kann sich 

sowohl auf inhaltliche als auch auf proze­

durale Übereinstimmungen beziehen."5 Im 

Umkehrschluß bedeutet dies aber auch: 

Ein Transfer findet nicht statt bzw. ist dann 

unwahrscheinlich, wenn zwischen Lern­

inhalt (zum Beispiel Latein) und Lernprozeß 

(Frontalunterricht) auf der einen Seite und 

den inhaltlichen und prozessualen Anforde­

rungen einer Anwendungssituation (zum 

Beispiel selbständiges Planen) auf der ande­

ren Seite keinerlei "identische Elemente" 

oder "strukturelle Entsprechungen"6 be­

stehen. 

Bei dem seit Mitte der 80er Jahre wieder ver­

stärkt diskutierten Konzept der Schlüsselqua­

lifikationen handelt es sich um ein Konzept, 

mit dessen Hilfe sowohl dem Prognose- als 

auch dem Obsolenz- und dem Inhaltsvalenz­

Problem begegnet werden kann, zumindest 

war und ist dies der Anspruch der Apologeten 

und Anwender dieses Konzeptes. MERTENS, 

der den Begriff der Schlüsselqualifikationen 

1974 in die Debatte eingeführt hatte, wollte 

damit vor allem dem Obsolenzproblem und 

dem Prognosedefizit der Bildungsplanung 

Rechnung tragen. Angesichts der prinzipiel­

len Hase-und-Igel-Situation der Entwicklung 

des Verhältnisses von Bildungs- und Be­

schäftigungssystem ermunterte MERTENS das 

Bildungssystem, eigenständige Ziele zu for­

mulieren und sich auf die Entwicklung lang­

fristig verwertbarer Qualifikationen zu kon­

zentrieren. An die Stelle der Vermittlung von 

hoch spezialisiertem, praxisnahem und addi­

tivem Faktenwissen und -können solle eine 

breit angelegte und "abstraktere" Vorberei­

tung treten. Der ,,Zwang" zur Anpassung an 

die sich wandelnden Veränderungen in Tech­

nologie, Wirtschaft und Gesellschaft solle 

gewissermaßen "in den einzelnen hineinver­

Iegt" werden. MERTENS forderte - ganz im 

Sinne der erwähnten Theorie der "identi­

schen Elemente" - die Entwicklung solcher 

Bildungselemente, die breite Anwendungs­

möglichkeiten in der Arbeitswelt eröffnen 

und die Neuorientierung auf sich verändern­

de Arbeitsbedingungen erleichtern können. 

In diesem Sinne identifizierte MERTENS "Ba­

sisqualifikationen" (logisches Denken, ana­

lytisches Vorgehen usw.) und "Horizontqua-

lifikationen" (Wissen über das Wesen von In­

formationen, Gewinnung von Informationen 

usw.). Außerdem betonte er mit der Bezeich­

nung "Breitenelemente" die Bedeutung über­

greifender Qualifikationen, d. h. solcher 

"speziellen Kenntnisse und Fertigkeiten, die 

über breite Felder der Tätigkeitslandschaft 

nachweislich als praktische Anforderungen 

am Arbeitsplatz auftreten". 7 Schließlich 

nahm er auch solche Qualifikationselemente 

in den Blick, die zur Überbrückung von Wis­

sens- und Fähigkeitslücken zwischen älteren 

und jüngeren Arbeitnehmern wesentlich 

sind. Er belegte diese Qualifikationselemente 

mit dem seltsamen Ausdruck "Vintagefakto­

ren"8, wobei "Vintage" soviel bedeutet, wie 

"Weinlese", "Weinjahrgang". 

In den letzten Jahren wurde das Konzept der 

Schlüsselqualifikationen in zahlreichen Va­

riationen erprobt sowie wissenschaftlich­

konzeptionell weiterentwickelt, wobei insbe­

sondere die Modellversuche des Bundesin­

stituts für Berufsbildung9 sowie die Arbeiten 

von REETZ und LAUR-ERNST zu erwähnen 

sind. 10 Auch die "psychologische"" sowie 

transfertheoretische Fundierung dieses Kon­

zeptes hat sich deutlich verbessert. 12 Insbe­

sondere profitierte das Konzept der Schlüs­

selqualifikationen von den Ernüchterungen, 

die die "tradierende Didaktik" erfahren hat, 

mußte man doch zur Kenntnis nehmen, daß 

.. ( ... ) keine strukturelle Entsprechung zwischen dem 

vorhanden sei, was Disziplinen unter ihrem spezifi­

schen wissenschaftskonstituierenden Aspekt objekti­

vieren, und dem, was komplexen beruflichen Anfor­

derungssituationen eigen ist. Die auf Inhalte fixierte 

Lehrplangestaltung tendiere zur Entscheidung für ein 

abhakbares Detail- und Definitionswissen. Die Ver­

mittlung eines Kasuistik und Systematik verbinden­

den exemplarischen Handlungswissens trete ganz zu­

rück, vielmehr sei ein ,Vollständigkeitsfanatismus' 

feststell bar." 13 

Beides zusammen - Weiterentwicklung des 

Schlüsselqualifizierungskonzeptes einerseits 

und die Ernüchterung über die Ansätze einer 
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tradierenden Didaktik andererseits - haben 

das Bewußtsein von der Bedeutung der sub­

jektiven und der methodischen Dimensio­

nen einer Vorbereitung auf den Wandel ge­

stärkt. Damit weist das Konzept der Schlüs­

selqualifizierung nicht nur einen Weg aus der 

dreifachen Krise der Fachbildung (Obso­

lenz-, Prognose- und Inhalts-Valenz-Pro­

blem), sondern hält auch deutliche Hinweise 

für eine Neubestimmung der Vorbereitungs­

funktion unseres Bildungswesens bereit. 

Schlüsselqualifikationen -
Ablösung oder Wandel der 
Fachbildung? 

Die Verschärfung des Obsolenzproblems 

führt zu einem grundlegenden Wandel der 

Fachtätigkeit Es wird in Zukunft immer we­

niger darauf Wert gelegt werden können, die 

letzten fachlichen Details oder eine tiefge­

hende fachliche Spezialisierung zu erwerben, 

zumal gerade solche Kenntnisse in vielen 

Bereichen immer leichter von Computern ab­

gerufen werden können, während der 

Mensch selbst immer stärker aus dem unmit­

telbaren Arbeitsprozeß heraustritt und plane­

rische, vorbereitende, überwachende und 

korrigierende Funktionen übernimmt. Um 

die heute geforderten Tätigkeiten ausführen 

zu können, müssen andere als (nur) fachliche 

Kompetenzen erworben werden: Nicht-fach­

liche bzw. fachübergreifende oder außerfach­

liche methodische und soziale Kenntnisse 

und Fähigkeiten sind heute fachlich mehr 

und mehr notwendig. Eine auf den Wandel 

vorbereitende (Aus-)Bildung muß deshalb 

den Wandel selbst in die Qualifizierung mit 

aufnehmen: Menschen müssen wandlungs­

bereit und wandlungsfähig bleiben; sie müs­

sen "Qualifikationen zur Selbstqualifizierung" 

erwerben, und Schlüsselqualifikationen, d. h. 

methodische sowie soziale Kompetenzen, 

sind hierfür andauerudere Voraussetzungen 

als rasch veraltendes fachliches Spezialwis­

sen. 

Dabei zeigt sich auch, daß die Methode der 

Vermittlung für eine moderne Berufsbildung 

ebenso bedeutend wird wie die Inhalte 

selbst: "Die Methode wird zu einem Ziel be­

ruflicher Bildung." 14 Dies bedeutet, daß die 

Beschränkung der tradierenden Didaktik auf 

die strukturellen Vorgaben der Inhalte und 

der Berufsprognostik überwunden werden 

muß. Der Gesichtspunkt der "selbstqualifi­

zierenden Qualifikationen" verdeutlicht, daß 

es bei der Förderung von Schlüsselqualifika­

tionen nicht mehr um ein nur materiales, son­

dern um ein reflexives Konzept wandlungs­

vorbereitenden Lemens geht. Basis ist eine 

Evolutionäre Didaktik (s. Abb. 1), die hilft, 

Lehr-Lernprozesse zu arrangieren, die nicht 

mehr nur auf Wandel vorbereiten, sondern 

Qualifikationen entstehen lassen, die Be­

standteil und gestaltender Motor der gesell­

schaftlichen, technischen und ökonomischen 

Wandlungen sind bzw. werden können. 

Auch in der Bildungs- und Berufsbildungs­

politik wirkt sich das von dem Soziologen 

BEcK beschriebene Phänomen der ,,reflexi­

ven Modernisierung" aus. 15 Nicht mehr die 

Ausrichtung an einem material vorgegebenen 

Bildungsstandard im Sinne der tradierenden 

Didaktik kann demnach als Modell für einen 

zeitgemäßen Bildungskonsens dienen, son­

dern die Stärkung der reflexiven Kompeten­

zen, d. h. der Selbsttätigkeits- und Selbstor­

ganisationsfähigkeit der Individuen. Jede 

Neuformulierung eines Bildungskonsenses 

hätte von einem reflexiven Verständnis von 

Bildung und Qualifikation auszugehen, d. h. 

als Bildung und Qualifikation oder besser: 

als bildende Qualifizierung kann man Lern­

prozesse bezeichnen, in denen ein Individu­

um die Voraussetzungen dafür erwirbt, sich 

selbsttätig, selbstorganisiert sowie mit kriti­

schem Urteil und gestaltend 16 zu verhalten 

und dann mit den erforderlichen Handlungs­

und Lernanforderungen auseinandersetzen 

zu können, wenn es sich mit diesen konfron­

tiert sieht. Lernprozesse müssen deshalb 

"vorsorgend" hierzu in die Lage versetzen. In 

diesem Sinne gilt auch für die bildende Qua-
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lifizierung das, was VESTER in anderem Zu­

sammenhang als Ziel aller Bemühungen um 

Anpassung an Wandlungen mit der Feststel­

lung umschrieben hat, "( . .. ) daß nicht der 

Anpassungszustand, sondern die Anpas­

sungsfähigkeit optimiert werden muß." 17 

Bildung beschreibt dann keinen Zustand -

man hat sie oder man hat sie nicht, getreu 

dem Motto: "Was Hänschen nicht lernt, lernt 

Hans nimmermehr" - , sondern eine Fähig­

keitsausstattung. 

Um dem Anspruch gerecht werden zu kön­

nen, den jungen und erwachsenen Mitarbei­

tern im Betrieb nicht nur fachliches Wissen 

zu vermitteln, sondern auch ihre Schlüssel­

qualifikationen zu fördern, ist die Frage von 

grundlegender Bedeutung, welche qualifika­

torische Valenz (Wertigkeit) die einzelnen 

Methoden haben: Sind sie "lediglich" geeig­

net, Fachwissen und Fachkönnen (Fach­

kompetenz) zu vermitteln, oder kommt ih­

nen auch eine Bedeutung hinsichtlich der 

Förderung der Lern- und Arbeitstechniken 

(Methodenkompetenz) der Lernenden oder 

der Verbesserung ihrer Fähigkeiten zur 

Teamarbeit und zur Kommunikation zu 

(Sozial- und Führungskompetenz)? 

Insgesamt kann man davon ausgehen, daß 

die "klassischen" Methoden eines eher "ver­

mittelten Lernens" eine gewisse Bedeutung 

in der qualifikatorischen Dimension "Fach­

kompetenz", d. h. bei der Vermittlung von 

Fachwissen und Fachkönnen, haben, wäh­

rend ihre Wirksamkeit hinsichtlich der För­

derung von Mehoden- und Sozialkompetenz 

äußerst gering ist. Gleichwohl kann man aber 

hinsichtlich ihres Erfolges zur Vermittlung 

von Fachkompetenz nicht - wie vielfach üb­

lich - einfach davon ausgehen, daß die bloße 

Präsentation von Inhalten automatisch zum 

Lernen führt. So weisen bereits frühe Unter­

suchungen der American Audiovisuell Socie­

ty darauf hin, daß die Nachhaltigkeit 

menschlichen Lemens (i. S. von Behaltens­

leistungen) mit dem Grad der Aktivierung 

des Lernenden sprunghaft ansteigen: Danach 



"behalten" wir 20 Prozent von dem, was wir 

hören, 30 Prozent von dem, was wir sehen, 

80 Prozent von dem, was wir selbst formulie­

ren können und 90 Prozent von dem, was wir 

selbst tun (können). 18 Nur ein Bruchteil des­

sen, was der Lehrende "anspricht", wird 

demnach von den Lernenden auch tatsäch­

lich "angeeignet". Bei dem in der neueren 

Betriebspädagogik verbreiteten Plädoyer für 

die Methoden eines stärker handlungsorien­

tierten Lernens, wie z. B. Projekt, Planspiel, 

Leittextmethode, Leitfragenorientierte Team­

arbeit etc., kann demgegenüber davon aus­

gegangen werden, daß diese Methoden letzt­

lich auch hinsichtlich der Nachhaltigkeil bei 

der Vermittlung von Fachkompetenz keines­

wegs automatisch weniger bedeutsam sind, 

stellt man die "vergeudete" Lernzeit bei zahl­

reichen Methoden eines vermittelnden Ler­

nens in Rechnung. Für die Methoden eines 

handlungsorientierten Lernens ist eine quali­

fikatorische Polyvalenz charakteristisch: 

Fachwissen und Fachkönnen werden durch 

sie in einer Art und Weise erarbeitet, bei der 

der Lernende gleichzeitig auch seine metho­

dischen und sozialen Kompetenzen ent­

wickeln kann. 

Darüber hinaus jedoch "(bedarf) insbesonde­

re der Erwerb von Lern-, Methoden- und So­

zialkompetenz spezifischer Arrangements, 

um Prozesse der Erkenntnisgewinnung sowie 

Handlungsorientierung in Gang zu setzen 

und aufrechtzuerhalten". 19 Es haben sich 

deshalb in der betrieblichen Bildungsarbeit 

in den letzten Jahren in stärkerem Maße Me­

thoden eines handlungsorientierten Lernens 

entwickelt, die beides gleichzeitig ermögli­
chen, nämlich: die Entwicklung der Fach­

kompetenz einerseits und die Förderung von 

"außerfachlichen" Kompetenzen, wie Me­

thoden-, Sozial- und Führungskompetenz, 

andererseits. Durch diese Methoden wird ei­

ne Lernkultur konstituiert, die auch subjekt­

bezogen, aktivitätsfördernd und selbständig­

keitsfördernd ist, wobei die Förderung der 

Selbständigkeit im Zusammenhang mit den 

Schlüsselqualifikationen der wesentlichste 

Aspekt ist. Deutlich antizipiert diese Lern­

kultur auch die Kooperations- und Führungs­

formen, die im Kontext der neuen Arbeitsor­

ganisation von zentraler Bedeutung sind und 

trägt somit den Transfergesichtspunkten der 

"identischen Elemente" (THORNDIKE) bzw. 

der "strukturellen Entsprechungen" (MEssNER) 

Rechnung. Handlungsorientiertes und leben­

diges Lernen kann somit als Vorbereitungs­

instanz und notwendige Flankierung der 

neuen Unternehmenskonzepte verstanden 

werden. 20 

Das Methoden-Valenz-, 
Kognitions- und Didak­
tisierungsproblem 

Der Ansatz einer evolutionären Didaktik der 

Schlüsselqualifizierung ist durch die These 

von der notwendigen "Nutzung" polyvalen­

ter Lehr-Lernmethoden noch nicht hinläng­

lich beschrieben. Vielmehr stünde eine sol­

che Beschränkung auf den methodischen 

Aspekt in der Gefahr, den Fehler der tradie­

renden Didaktik unter umgekehrtem Vorzei­

chen zu wiederholen und die Transferpoten­

tiale eines Aspektes (diesmal: strukturelle 

Entsprechung zwischen Erschließungs- und 

Arbeitsmethoden) zu überdehnen. Vielmehr 

sind neben dem Methoden-Valenz-Problem 

(vgl. Transferproblem B, Abb. 1) noch zwei 

weitere Fragen im Kontext einer evolutionä­

ren Didaktik der Förderung von Schlüssel­

qualifikationen zu erörtern, nämlich: das Ko­

gnitionsproblem und das Problem der Di­

daktisierung. 

Als Kognitionsproblem lassen sich zusam­

menfassend alle die psychologischen Überle­

gungen und Forschungsergebnisse bezeich­

nen, die um die Fragen kreisen: Was ist Wis­

sen? Welche Wissensarten lassen sich unter­

scheiden? Wie wird Wissen vom Individuum 

erworben, kognitiv repräsentiert, verändert 

und angewendet? Ohne hier im einzelnen die 

Ergebnisse der neueren Kognitions- und 

Lernpsychologie darstellen zu können 21 , 

kann man doch immerhin festhalten, daß es 

zahlreiche Hinweise darauf gibt, daß 

"Schlüsselqualifikationen" auf eine andere 

Wissensdimension zielen als auf die des Fak­

tenwissens. Aus diesem Grunde sollte das 

Entweder-Oder-Denken beim Thema Schlüs­

selqualifikationen aufgelöst werden - ein 

Hinweis, der nicht bedeutet, daß an der tra­

dierenden Didaktik mit ihren überdehnten 

Inhalts-Transfer-Hoffnungen festgehalten 

werden könne. Die Hinweise von Kogniti­

onspsychologie und konstruktivistischer 

Wissenspsychologie sind vielmehr so zu 

werten, daß "Schlüsselqualifikationen keine 

Alternativen zum Faktenwissen (sind), son­

dern Meta-Wissen für den Umgang mit Fak­

tenwissen"22, für die Gestaltung sozialer Si­

tuationen, die Koordinierung von Problemlö­

sungen usw. DöRIG illustriert in seiner Dis­

sertation dieses Ergänzungsverhältnis am 

Beispiel des Statements "If you give a 

hungry person fish, that person eats for a day; 

if you give a fishing rod, that person may eat 

forever" wie folgt: 

"Jeder Kundige des Fischens weiß, daß ein enormes 

fachspezifisches Wissen vorhanden sein muß, um das 

Tool ,Fischerrute' im spezifischen Kontext adäquat ein· 

zusetzen. Eine Fischerrute al lein konstituiert keinen 

guten Fischer, sondern erst die Kombination mit ent· 

sprechendem Wissen. Daß dieses Wissen mit dem ln· 

strument der Fischerrute in einem ganz bestimmten 

Kontext aufgebaut werden kann, bezweifelt wohl 

kaum jemand. Die allgemeine Behauptung, mit Tools 

könne in jeglichen Bereichen Wissen aktiviert und 

Denkprozesse könnten eingeleitet werden (wer in ei· 

nem Fl ießgewässer fischen gelernt hat, hat auch auf 

hoher See Erfolg), trifft in dieser absoluten Form nicht 

zu." 23 

Von der tradierenden 
zur evolutionären Didaktik 
reflexiven Lemens 

Ein auf die Vermittlung von Fachwissen im 

Kontext einer breiten außerfachlichen Quali-
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Abbildung 2: Tradierende, evolutionäre und mediatisierende Didaktik 

i 

Inhalt 
( .. Der Inhalt ist 

das Ziel") 

Trad ierende 
Didaktik 

Inhaltsvalenz­
Problem 

,---------

I 

I 

Evolutionäre Didaktik 

Didaktische Analyse, 
Didaktische Reduktion, 

Didaktisches Arrangement, 
1 Didaktische Komplexion I L __________ _j 

Methode 
( .. Der Weg ist 

das Ziel") 

Mediatisierende 
Didaktik 

Methodenvalenz­
Problem 

Abbildung 3: Das Didaktisierungsproblem: Erweiterung der fachdidaktischen Perspektive 

A. Das fachlich 
Notwendige 

Motto: 

Nicht alles, was es gibt, muß 
gelehrt und gelernt werden 

B. Das außerfachlich 
Notwendige 

Motto: 

Nicht das Wissen als solches ist 
relevant, sondern die Entwick­
lung von Erschließungs-
und Anwendungsmustern 

{1) Didaktische Analyse 

Frage: 

Welche Inhalte bzw. Inhalts­
elemente sind es .. wert", 
gelernt zu werden? 

(4) Didaktisches 
Arrangement 

Frage: 

Welche Vorkehrungen müssen 
getroffen werden, damit Selbst­
erschließung gelingt? 

(2) Didaktische Reduktion 

Frage: 

Was kann I muß weggelassen 
werden, um die .. Faßlichkeit" 
zu erhöhen? 

(3) Didaktische Komplexion 

Frage: 

ln welche berufspraxis- und 
handlungsbezogenen Problem­
stellungen ist das fachlich 
Notwendige .. einbettbar"? 
(Operatives Denken) 

fikation gerichtetes berufliches Lernen be­

darf somit des Wissens- und Berufsbezugs 

sowie des Handlungs- und Subjektbezugs in 

gleichem Maße (vgl. Abb. 1). Es "darf'' des­

halb weder in den Beschränkungen einer tra­

dierenden - genauer: "Inhalte tradierenden" 
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- Didaktik verbleiben, noch "darf' es in die 

inhaltsleere Konzeption einer mediatisieren­

den Didaktik "abgleiten". Notwendig ist 

vielmehr eine komplementäre, aber um die 

Methoden- und Subjektdimension notwen­

dig erweiterte didaktische Konzeption, die 

wir mit dem Arbeitsbegriff "Evolutionäre Di­
daktik"24 bezeichnen. 

Diese komplementäre Sicht wird nach mei­

nem Eindruck in der derzeitigen fachdidakti­

schen Debatte noch nicht hinreichend beach­

tet. So beschränken sich u. a. die Arbeiten 

von AcHTENHAGEN 25, aber auch der erwähnte 

bemerkenswerte Beitrag von DöRIG26 nach 

meinem Eindruck noch allzu stark auf den 

inhaltlich-curricularen Aspekt und unterlie­

gen damit der Gefahr, in dieselben Probleme 

zu geraten, wie die Modelle der tradierenden 

Didaktik. 27 Demgegenüber gilt es m. E., eine 

"mittlere Perspektive" zu entwickeln, die da­

von ausgeht, daß auch ein auf Schlüsselqua­

lifizierung gerichtetes Lernen immer ein Ler­

nen "an" und "von" Inhalten ist. Aus diesem 

Grunde kommt der (klassischen) didakti­

schen Analyse sowie der didaktischen Re­

duktion nach wie vor eine fundamentale Be­

deutung bei der Planung und Gestaltung be­

ruflicher Bildung zu, zumal es gerade auf 

diesen beiden Ebenen noch viele unerledigte 

fachdidaktische Aufgaben gibt. Gleichwohl 

muß eine neuzeitliche Berufsbildung sich 

auch systematisch und absichtsvoll um die 

Entwicklung außerfachlicher Qualifikationen 

der Lernenden in arrangierten und komple­

xen Lernzusammenhängen (z. B. "Lernen an 

Arbeitsaufträgen") bemühen (vgl. "didakti­

sches Arrangement" und "didaktische Kom­

plexion"). 

Auch ein auf Schlüsselqualifizierung gerich­

tetes berufliches bzw. berufsvorbereitendes 

Lernen wird somit nicht ohne die Aneignung 

von bereichsspezifischen inhaltlichen 

Kenntnissen, Fähigkeiten und Fertigkeiten 

auskommen, möchte sie sich nicht dem Vor­

wurf aussetzen, zur Inkompetenz zu erzie­

hen. Angesichts der Tatsache, daß sich die 



berufsbezogenen Anforderungen jedoch 

wandeln und mehr Wert auf die berufsüber­

greifenden, stärker allgemeinen und persön­

lichkeitsbezogenen Elemente beruflicher Bil­

dung gelegt wird, ergibt sich als Didaktisie­

rungsproblem die Notwendigkeit einer Er­

weiterung der fachdidaktischen Perspekti­

ve: An die Stelle von Abhak- und Detailwis­

sen muß didaktisiertes Wissen treten. Erfor­

derlich ist hierfür eine Konzeption, die bei 

der Auswahl, Aufbereitung und Vermittlung 

von Fachinhalten nicht nur das fachlich Not­

wendige detailliert prüft, sondern auch das 

außerfachlich Notwendige systematisch im 

Blick behält. War Fachdidaktik schon immer 

als der Versuch zu verstehen, die Struktur ei­

ner Sache bzw. eines Faches zunächst zu re­

konstruieren, sodann ihre einzelnen Bestand­

teile im Hinblick auf ihre spezifische Lernre­

levanz und im Hinblick auf die "Faßlichkeit" 

(GRÜNER) für die Lernenden hin zu gewichten 

und zu reduzieren, so muß eine erweiterte 

fachdidaktische Perspektive -gemäß der bei­

den Thesen, der These von der Transferförde­

rung durch "identische Elemente" und der 

These von der systematischen "Bevorzugung 

polyvalenter Methoden"28 - auch noch die 

Frage nach der didaktischen Komplexion 

("In welche berufspraxis- und handlungsbe­

zogenen Problemstellungen ist das fachlich 

Notwendige ,einbettbar'?") und die Frage 

nach dem didaktischen Arrangement ("Wel­

che Vorkehrungen müssen getroffen werden, 

damit Selbsterschließung gelingt?") syste­

matisch klären. Nur so kann die Fachdidaktik 

angesichts der gewandelten Anforderungen 

auch in Zukunft ihrem Anspruch treu bleiben, 

eine "Fachunterrichtswissenschaft zu sein". 29 
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Diplomsoziologin, Gewerk­

schaftssekretärin Abteilung 

Berufsbildung beim Vor­

stand der IG Metall 

Steigerung der Attraktivität 
dualer Ausbildung durch 
"praxisorientierte" Kurz­
ausbildungsgänge? 

Das berufspädagogisch stets um­

strittene Konzept der "Anlernberufe" 

und die damit verbundene Problem­

lage ist - trotz ausbildungsrecht­

licher Streichung von Anlernberufen 

im Berufsbildungsgesetz von 1969 -

weder praktisch noch theoretisch er­

ledigt. Auch in der aktuellen Ausein­

andersetzung um die Zukunft des 

dualen Systems beruflicher Bildung 

wird, insbesondere von seiten der 

Arbeitgeberverbände, erneut theo­

riegeminderte, praxisorientierte und 

auch zeitlich verkürzte Ausbildung 

gefordert und von der Bildungsbüro­
kratie als möglicher Lösungsbeitrag 

angesichts vielfältiger Krisenerschei­

nungen dualer Berufsausbildung 

aufgegriffen. Der folgende Beitrag 

stellt den Ansatz praxisorientierter 

Kurzausbildung im Gegensatz zu den 

Intentionen des Berufsbildungsge­

setzes und den bislang bei der Neu­

ordnung anerkannter Ausbildungs­

berufe zugrunde gelegten bildungs­

politischen Strategien. 

Zeitlich verkürzte Ausbildungsgänge stellen 

keinen Beitrag zur Steigerung der ,,Attrakti­

vität" beruflicher Ausbildung dar. Dagegen 

sprechen sowohl tarifpolitische Konsequenzen 

als auch der künftig erwartete Bedarf an qua­

lifizierter Facharbeit Für benachteiligte Ju­

gendliche muß eine als "zweitklassig" einge­

stufte Ausbildung ohnehin vorhandene Ar­

beitsmarktrisiken eher noch verschärfen. Ins­

gesamt erscheint eine am Konzept der An­

lernberufe orientierte Strukturveränderung 

dualer Berufsausbildung zur Überwindung 

der ,,Attraktivitätskrise" ungeeignet. Voraus­

setzung hierfür ist vielmehr die Aufhebung 

der traditionellen Abgrenzung zwischen be­

ruflichen und bislang "höherwertigen" schu­

lischen Bildungsgängen. Und ein damit ver­

bundener Abbau von Status- und Einkom­

mensunterschieden im Beschäftigungssy­

stem. 

Vorgeschichte und 
aktueller Anlaß 

In der aktuellen Auseinandersetzung um 

Ausbildungsplatzabbau und Ausbildungsko­

sten fordern die Spitzenverbände der Wirt­

schaft erneut die Einführung "praxisorien­

tierter" und vor allem zeitlich verkürzter 

Ausbildungsgänge. 

Inwieweit der Vorstoß der Arbeitgeberver­

bände in erster Linie auf Kostensenkung und 

Verbilligung betrieblicher Ausbildung zielt 

und/oder ob damit der Abschied von dem für 

das deutsche Ausbildungssystem maßgebli­

chen Berufskonzept- und damit vom dualen 

System beruflicher Bildung - vorbereitet 

wird, kann hier nicht näher debattiert wer­

den. Statt dessen sei daran erinnert: Trotz der 

im Berufsbildungsgesetz von 1969 ausbil­

dungsrechtlich durchgesetzten Streichung 

von Anlernberufen hat sich die damit ver­

bundene Problematik in den darauf folgen­

den mehr als 25 Jahren weder praktisch noch 

theoretisch erledigt: Im Ausbildungsjahr 

1993 waren immerhin noch mehr als 25 000 

Jugendliche in zweijährigen Ausbildungs-
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gängen (ohne Stufenausbildung) unterge­

bracht! 

Die Debatte um das seit Beginn des Jahrhun­

derts berufspädagogisch stets umstrittene 

Konzept der Anlernberufe setzt sich mit je­

weils wechselnden Akzenten bis heute fort. 

In den 70er Jahren fand diese Debatte vor al­

lem im Stahlbereich ihren Niederschlag in 

der Ausdehnung sogenannter Werker- und 

Helferberufe auf der Grundlage von § 48 Be­

rufsbildungsgesetz ("Behindertenberufe"). 

Sie spitzte sich Mitte der 70er Jahre im Vor­

schlag von Gesamtmetall zur generellen Auf­

splittung der Facharbeiterberufe in zwei- und 

vierjährige Berufe zu und lebte Anfang der 

80er Jahre im Konzept der "Fachfertigeraus­

bildung" wieder auf. 1986 plädierte der da­

malige Bundesminister für Bildung und Wis­

senschaft für die Einführung theoriegemin­

derter, praxisbezogener und zeitlich verkürz­

ter Ausbildungsgänge. 1991 bekräftigte die 

Regierung diese programmatische Absicht 

als Bestandteil der Koalitionsvereinbarungen 

zwischen CDU/CSU und FDP. Und unter 

dem Stichwort "Differenzierung in der Be­

rufsbildung" veröffentlichte die Bund-Län­

der-Kommission für Bildungsplanung 1993 

den Vorschlag zur Einführung praxisorien­

tierter Ausbildungsberufe im Rahmen des 

Berufsbildungsgesetzes - als "ergänzende 

Maßnahme zur Verringerung von Zahl und 

Anteil der Jugendlichen ohne abgeschlosse­

ne Berufsausbildung". 1 

Allen Vorschlägen ist gemeinsam, daß ihre 

Realisierung auf breiter Ebene bislang schei­

terte. Nicht nur wegen der geschlossenen Ab· 

sage der Gewerkschaften an Konzepte 

zweitklassiger Ausbildung, sondern vor al­

lem mangels entsprechender Unterstützung 

bei einer Mehrzahl der Betriebe. 

Im Berufsbildungsbericht 1994 werden die 

Ergebnisse eines Forschungsprojekts des 

Bundesinstituts für Berufsbildung (BIBB) 

"Förderung der Berufsausbildung von nicht­

behinderten Jugendlichen, die bisher ohne 

Berufsausbildung blieben" wie folgt zusam­

mengefaßt: 

"Das Forschungsprojekt ergab, daß auch von be­

trieblicher Seite in der Mehrzahl kein Interesse an 

der Einführung neuer Ausbildungsberufe unterhalb 

des Niveaus drei- bis dreieinhalbjähriger Facharbeiter­

ausbildung besteht, weil 

• die Qualifikationsanforderungen generell gestiegen 

sind und eher höher bzw. breiter qualifiziertes als we­

niger qualifiziertes Personal erfordern, 

• eine neue Qualifikationsstufe das Organisationsge­

füge des Betriebes gefährden würde (tarifliche Ein­

gruppierung, neue Hierarchieebene), 

• das gegenwärtige Berufsausbildungssystem so dif­

ferenziert ist, daß die Jugendlichen in den über 370 

anerkannten Ausbildungsberufen entsprechend ihren 

Neigungen und Fähigkeiten ausgebildet werden kön­

nen."2 

Für die aktuelle Debatte werden im folgen­

den noch einmal die fach- und sachbezoge­

nen wichtigsten Argumente gegen die Wie­

dereinführung von ,,Anlernberufen" minde­

rer Ausbildungsqualität zusammengefaßt. 

Bezugspunkte sind dabei die stets wieder­

kehrenden Begründungen für die angebliche 

Notwendigkeit theoriegeminderter, zeitlich 

verkürzter, überwiegend praxisbezogener 

Ausbildungsgänge: 

Dies sei zum einen der veränderte Bedarf 

der Wirtschaft, in der Hauptsache aber die 

Notwendigkeit, auch schwächer lernenden 

Gruppen von Jugendlichen Chancen zum 

Erwerb einer neuen, abgeschlossenen Aus­

bildung jenseits des § 25 BBiG zu ermögli­

chen. Neuerdings wird diese Argumentation 

ergänzt durch den Hinweis auf die damit ver­

bundene "Steigerung der Attraktivität" 

dualer Ausbildung - worunter in diesem Zu­

sammenhang eigentlich nur einseitige Inter­

essen an Kostensenkung und Verbilligung 

von Ausbildung verstanden werden können. 

Der rechtliche Rahmen 
des Berufsbildungsgesetzes 

Das Berufsbildungsgesetz von 1969 stellt 

den rechtlichen Rahmen für die Ordnung der 

betrieblichen Berufsausbildung dar. Es 

schreibt in § 28.2 vor, daß Jugendliche unter 

18 Jahren nur in anerkannten Ausbildungsbe­

rufen ausgebildet werden dürfen, wobei Aus­

nahmen "zur Entwicklung und Erprobung 

neuer Ausbildungsformen und Ausbildungs­

berufe" vom Bundeswirtschaftsminister un­

ter Wahrung bestimmter Voraussetzungen 

durch Rechtsverordnung erlassen werden 

können. 

Die Anforderungen an eine anerkannte Be­

rufsausbildung sind in § 1 Abs. 2 BBiG gere­

gelt. Danach hat die Berufsausbildung 

• eine breit angelegte berufliche Grundbil­

dung, 

• die zur Ausübung einer qualifizierten be­

ruflichen Tätigkeit erforderlichen fachlichen 

Fähigkeiten und Kenntnisse in einem geord­

neten Ausbildungsgang sowie 

• den Erwerb der erforderlichen Berufser­

fahrung 

zu vermitteln. 

§25 BBiG/HwO regelt die staatliche Aner­

kennung von Ausbildungsberufen und 

schreibt bezüglich der Ausbildungsdauer vor, 

"sie soll nicht mehr als drei und nicht weni­

ger als zwei Jahre betragen". 

Formal wurde mit dem Berufsbildungsgesetz 

von 1969 die bis dahin bestehende Trennung 

von Anlern- und Lehrberufen aufgehoben 

und die ausbildungsrechtlich einheitliche Be­

zeichnung ,,Auszubildende" - wenn auch 

nach wie vor in Berufen mit unterschiedli­

cher Ausbildungsdauer - eingeführt. Die in 

§ 1 BBiG festgelegten Anforderungen ent­

sprachen weitgehend den damals vorherr­

schenden Einschätzungen über Strukturver­

änderungen der industriellen Arbeitswelt: 

"Die Anforderungen theoretischer Art haben sich in 

der technisierten Arbeitswelt ständig erhöht. Die pla­

nend-überwachenden, kontrollierenden, störungsbe­

seitigenden Fertigkeiten sind auf Kosten der rein 

handwerklichen ebenfalls ständig gewachsen. . . 

Das Hauptanliegen der Berufsausbildung wird in dem 

Erwerb einer breiten Grundausbildung gesehen wer-
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den müssen, die nicht Perfektion in einem spezialisier­

ten Lehrberuf, sondern berufsbezogenes Grundwis­

sen, geistige Aufgeschlossenheit, Wendigkeit, Kombi­

nationsfähigkeit erstrebt; Spezialausbildungen, 

sind erst auf die abgeschlossene Grundausbildung 

aufzusetzen." ' 

Aufgrund veränderter technischer, wirt­

schaftlicher und gesellschaftlicher Entwick­

Jung setzte sich auch nach Verabschiedung 

des Berufsbildungsgesetzes 1969 der Trend 

zum Rückgang von Berufen mit zweijähriger 

und geringerer Ausbildungsdauer kontinuier­

lich fort. Mit zeitlicher Verzögerung gilt dies 

auch für die auf der Grundlage von § 26 

BBiG im Rahmen von Stufenausbildungen 

erlassenen Berufe mit zweijähriger und ge­

ringerer Ausbildungsdauer. So wurden 1987 

im Zuge der Weiterentwicklung der industri­

ellen Elektroberufe fünf Berufe mit zweijäh­

riger Ausbildungsdauer abgeschafft. 

Festzuhalten bleibt: Das Berufsbildungsge­

setz bildet nach wie vor den legalen Rahmen 

für Berufe unterschiedlicher Ausbildungs­

dauer: 

• drei- und mehrjährige Ausbildungsberufe 

• zweijährige Ausbildungsberufe 

• Berufe in Form von Stufenausbildungen 

Das Berufsbildungsgesetz bietet jedoch kei­

ne Handhabe für eine nach unterschiedlichen 

Ausbildungsvoraussetzungen der Jugendli­

chen differenzierte Ausbildungsdauer von 

Berufen. Oder anders ausgedrückt: Der Zu­

gang zu anerkannten Ausbildungsberufen 

nach § 25 BBiG ist nicht an schulische oder 

sonstige Eingangsvoraussetzungen auf sei­

ten der Jugendlichen gebunden. Das bedeu­

tet auch: Die Verabschiedung spezieller, zeit­

lich verkürzter, theoriegeminderter Ausbil­

dungsgänge für Gruppen von Jugendlichen, 

die pauschal als "Lernschwache" eingestuft 

werden, wurde mit dem Berufsbildungsge­

setz nicht beabsichtigt. Vielmehr kann die in 

Ausbildungsordnungen geregelte einheitli­

che Ausbildungsdauer Im Einzelfall auf­

grund unterschiedlicher Lernvoraussetzun-

gen nach Kriterien des § 29 BBiG individuell 

abweichend geregelt werden. 4 

Ausbildung 
und Eingruppierung 

Im geltenden Tarif- und Sozialrecht sind 

Umfang und Dauer der Ausbildung eindeuti­

ge Hinweise auf das Qualifikationsniveau der 

Beschäftigten und damit auch Bewertungs­

grundlage für die Eingruppierung und Festle­

gung des Facharbeiterstatus. Ausbildungs­

gänge mit zweijähriger oder auch geringerer 

Ausbildungsdauer stellen gegenüber drei­

und dreieinhalbjährigen Ausbildungsberufen 

ein grundsätzlich niedrigeres Qualifikations­

niveau mit entsprechenden tarif- und sozial­

rechtlichen Konsequenzen dar. 

So legt ein Bundessozialgerichtsurteil vom 

21. Juli 1987 (4a RJ 39/86) fest: 

"Die Gruppe mit dem Leitberuf des Fachar­

beiters setzt grundsätzlich eine Ausbildungs­

zeit von mehr als zwei Jahren voraus."5 

Das Statistische Bundesamt faßt die wirt­

schaftszweigspezifischen Tarifgruppen im 

Arbeiterbereich zu drei "Leistungsgruppen" 

für die Lohn- und Gehaltsstatistiken zusam­

men. Danach werden Meister und Facharbei­

ter mit den "Leistungsgruppen" wie folgt be­

schrieben. 

Leistungsgruppe 1 

"Arbeiter, die aufgrund ihrer Fachkenntnisse und Fä­

higkeiten mit Arbeiten beschäftigt werden, welche 

als besonders schwierig oder verantwortungsvoll 

oder vielgestaltig anzusehen sind. Die Befähigung 

kann durch abgeschlossene lehre oder durch lang­

jährige Beschäftigung bei entsprechenden Arbeiten 

erworben sein." 

Leistungsgruppe 2 

"Umfaßt alle Arbeiter, die im Rahmen einer speziellen 

meist branchengebundenen Tätigkeit mit gleichmä­

ßig wiederkehrenden oder mit weniger schwierigen 

und verantwortungsvollen Arbeiten beschäftigt wer­

den, für die keine allgemeine Berufsbefähigung vor-
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ausgesetzt werden muß. Die Kenntnisse und Fähig­

keiten für diese Arbeiten haben die Arbeiter meist im 

Rahmen einer mindestens drei Monate dauernden 

Anlernzeit mit oder ohne Abschlußprüfung erwor­

ben. ln den Tarifen werden die hier erwähnten Arbei­

ter meist als Spezialarbeiter, qualifizierte angelernte 

Arbeiter, angelernte Arbeiter mit besonderen Fähig­

keiten usw. bezeichnet." 

Leistungsgruppe 3 

"Hierzu zählen Arbeiter, die mit einfachen, als Hilfsar­

beiten zu bewertenden Tätigkeiten beschäftigt sind, 

für die eine fachliche Ausbildung auch nur be­

schränkter Art nicht erforderlich ist. ln den Tarifen 

werden diese Arbeiter meist als Hilfsarbeiter, unge­

lernte Arbeiter, einfache Arbeiter und ähnlich be­

zeichnet." 

Diese Inhalte und Unterscheidungen werden 

in den betrieblichen Einstufungen der Arbei­

ter in die Beschäftigtenstatistik in der Regel 

zugrunde gelegt. VoN HENNINGES unterschei­

det innerhalb dieser Leistungsgruppen prin­

zipiell zwischen Facharbeitern und Nicht­

facharbeitern und weist nach, daß diese Be­

griffe in der betrieblichen Realität "keine lee­

ren Worthülsen sind, sondern sehr verschie­

denartige Arbeitswelten bezeichnen". 6 

In den zur Zeit geltenden Lohntarifverträgen 

werden zweijährige Ausbildungsberufe 

grundsätzlich als geringer qualifizierende 

Ausbildungsgänge bewertet und entspre­

chend niedriger eingruppiert: 

Lohngruppe Vl 7 

"Arbeiten, die ein Spezialkönnen voraussetzen, das 

entweder durch eine abgeschlossene zweijährige 

Ausbildung oder durch eine Ausbildung wie in der 

vorherigen Lohngruppe mit zusätzlicher längerer Er­

fahrung erreicht wi rd ." 

Lohngruppe Vll 8 

"Facharbeiten, die ein Können voraussetzen, das 

durch eine fachentsprechende, ordnungsgemäß ab­

geschlossene Ausbildung erreicht wird . 

In unserem Zusammenhang bedeutet das 

konkret: Die Ausbildungsqualität, damit in 



der Regel der Abschluß in einem anerkann­

ten Ausbildungsberuf von mindestens drei­

jähriger Ausbildungsdauer, ist nach wie vor 

eine entscheidende Voraussetzung für den 

Zugang zu Arbeitsplätzen, an denen 

• mehr verdient wird 

• vielseitigere und anspruchsvollere Anfor­

derungen gestellt werden 

• günstigere Arbeitszeiten (weniger Nacht­

und Schichtarbeit) bestehen 

• weniger belastende Arbeitsbedingungen 

vorherrschen 

• nach wie vor ein geringeres Entlassungsri­

siko besteht. 

Aufgrund des eindeutigen Zusammenhangs 

zwischen Ausbildungsdauer und Zugang zu 

attraktiver Arbeit versteht es sich fast von 

selbst, daß aus Arbeitnehmersicht kein Inter­

esse an einer Absenkung des Qualifikations­

niveaus betrieblicher Ausbildung besteht. 

Dies gilt um so nachhaltiger, als die Bedeu­

tung formaler (und "höherwertiger") Berufs­

abschlüsse für innerbetriebliche Aufstiegs­

und Karrierechancen in den letzten Jahren 

ständig gestiegen ist. Aufgrund des für das 

deutsche Ausbildungssystem konstitutiven 

Berufsprinzipes sind innerbetrieblicher Sta­

tus sowie Einkommens- und "Lebensper­

spektiven" sehr eng an die berufliche Stel­

lung gebunden: Komplementär dazu wurde 

bei einer Betriebsbefragung im Auftrag des 

BIBB festgestellt: Die Mehrheit der befrag­

ten Betriebe lehnt die Einführung neuer Be­

rufsstufen - engspezialisierter Kurzausbil­

dungsgänge - mit der Begründung ab, durch 

eine neue Qualifikationsstufe unterhalb der 

Facharbeiterebene werde das stabile betrieb­

liche Sozial- und Qualifikationsgefüge ge­
fahrdet. 9 

Wie die Forschungsergebnisse des Bundesin­

stituts zeigen, sieht die Mehrzahl der Betrie­

be zu Beginn der 90er Jahre keinen Bedarf an 

Mitarbeitern einer neuen, unterhalb der 

Facharbeiterebene liegenden Qualifikations­

stufe. Die ablehnende Haltung der Betriebe 

wird mehrheitlich begründet mit der abneh­

menden Zahl von Anlerntätigkeiten und 

Routinearbeiten. Das bestehende Berufsan­

gebot gilt aus Sicht der Betriebe sowohl unter 

fachlichen Gesichtspunkten als auch auf­

grund der unterschiedlichen Anforderungs­

niveaus als hinreichend differenziert, um den 

betrieblichen Bedarf zu decken. Diese Ein­

schätzung wird durch die neueren Prognosen 

der Bundesanstalt für Arbeit in Nürnberg ge­

stützt: 

"Auch und vor allem unter dem Gesichtspunkt der 

künftigen Strukturveränderungen und steigender 

Qualifikationsanforderungen im Beschäftigungssy· 

stem bedarf es aller Anstrengungen, den heranwach­

senden Generationen noch mehr Qualifizierungs­

möglichkeiten zu bieten als bisher. Hierbei wäre aber 

auch zu prüfen, ob eine Verringerung des Anteils der 

Jugendlichen ohne Ausbildungsabschluß auf zehn 

Prozent eines Altersjahrganges oder darunter ange­

sichts des langfristigen demographischen Rückgangs 

dieser Altersgruppe absolut überhaupt noch aus­

reicht, um den zunehmenden Bedarf an qualifizierten 

und hochqualifizierten Arbeitskräften zu decken." 10 

Aufgrund des Ansteigens prozeßorientierter, 

übergreifender Arbeitstätigkeiten - in Folge 

des Abbaus von Routinetätigkeiten im Pro­

duktions- und Dienstleistungsbereich und ei­

ner Ausweitung von Dienstleistungstätigkei­

ten auch im Produktionsbereich - werden 

vielmehr höhere fachliche Anforderungen 

und höhere Anforderungen an die Hand­

lungskompetenz der Beschäftigten für erfor­

derlich gehalten. 

Auch die Tatsache, daß eine Vielzahl ausge­

bildeter Facharbeiter, auch und gerade im 

Metallbereich, auf Arbeitsplätzen für Nicht­

facharbeiter, d. h. als Hilfsarbeiter oder An­

gelernte, beschäftigt werden, widerspricht 

nicht dem fehlenden Interesse der Betriebe 

an neuen Ausbildungsberufen auf Anlernni­

veau: 

Schon seit den 70er Jahren ist bekannt, daß 

"der Einsatz von Facharbeitern auch in ,un­

terqualifizierten' Positionen von Nutzen für 

die Betriebe (ist)" ... 

• Zum einen wegen der nichtfachlichen 

Merkmale einer Fachausbildung, wie z. B. 

Flexibilität, Selbständigkeit, eine insgesamt 

breite Einsatzmöglichkeit und wegen der 

sozialen Qualifikationen. 

• Zum anderen aber auch aus Kosten­

gesichtspunkten: bei langfristiger Kalkula­

tion sei der Facharbeiter häufig sogar billiger 

als der Angelernte, da er den produktions­

begleitenden Kontroll- und Organisations­

aufwand bei komplizierten und störanfälli­

gen Anlagen, bei hohen Qualitätsansprüchen 

minimiert. Hinzu kommt die Einsparung von 

Anlernkosten für gering Qualifizierte und 

für Anwerbung auf dem externen Arbeits­

markt.'' 

Förderung "schwächer 
Lernender" durch theorie­
geminderte Ausbildungs­
gänge - eine Fiktion 

Die Annahme, vorwiegend praxisbezogene, 

engspezialisierte Kurzausbildung sei ein ge­

eignetes Förderinstrument für bildungs- und 

sozialbenachteiligte Gruppen von Jugendli­

chen, ist ein Widerspruch in sich selbst. 

Durch perspektivlose Kurzausbildungen 

werden vielmehr vorhandene Benachteili­

gungen von Jugendlichen - sei es aufgrund 

von sozialen Beeinträchtigungen, von Ver­

haltensstörungen, von niedrigen Schulab­

schlüssen oder der Zugehörigkeit zu einer 

anderen Nationalität - verschärft. Da be­

nachteiligte Jugendliche eine "Risikogruppe" 

auf dem Ausbildungs- und Arbeitsmarkt 

sind, ist gerade für sie der Erwerb einer qua­

lifizierten, anerkannten Ausbildung eine der 

wichtigsten Voraussetzungen zur Risikomin­

derung. Darauf zu vertrauen, daß die berufli­

chen Perspektiven bildungsbenachteiligter 

Jugendlicher durch zweitklassige Ausbil-
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dungsgängegesichert werden könnten, ist ei­

ne Fiktion. In der bisherigen staatlichen För­

derpolitik für benachteiligte Jugendliche gibt 

es eine Vielzahl von Erfahrungen, an die an­

geknüpft werden kann, wenn es um die För­

derung von Benachteiligten in qualifizierten, 

auch neugeordneten Berufen geht. Speziell 

im Rahmen des Benachteiligtenprogramms 

der Bundesregierung wurden gute Ergebnis­

se zur beruflichen Integration benachteilig­

ter Jugendlicher erzielt. 

Auch das BIBB konnte bei der Mehrzahl der 

Betriebe keine positive Einschätzung über 

die Förderungsmöglichkeiten für benachtei­

ligte Jugendliche durch theoriegeminderte 

Ausbildungsgänge feststellen. Die Betriebe 

gaben vielmehr an, daß die Entwicklungs­

möglichkeiten lernschwacher Jugendlicher 

nicht unterschätzt werden dürften. Sie plä­

dierten mehrheitlich eher für eine Verlänge­

rung als für eine Verkürzung der Ausbildung 

für diese Personengruppen und sahen auch 

keine Ansatzpunkte zur Förderung der Moti­

vation benachteiligter Jugendlicher durch das 

Angebot verkürzter Ausbildung. 

Viel wahrscheinlicher ist hingegen, daß bei 

einem noch größeren Angebot von theoriege­

minderter Kurzausbildung die Bemühungen 

und Förderansätze eingeschränkt würden, 

nach denen auch benachteiligten Jugendli­

chen eine volle Qualifikation nach den gel­

tenden Standards des Berufsbildungsgeset­

zes ermöglicht werden kann. 12 

Perspektiven der 
"Attraktivitätssteigerung" des 
dualen Systems 

Die gegenwärtigen und absehbaren Entwick­

lungstendenzen und Anforderungen in Wirt­

schaft und Gesellschaft lassen für die Aus­

weitung von ,,Anlernberufen" unterhalb des 

anerkannten Facharbeiterniveaus keinen 

Raum. Vielmehr wird es auch in Zukunft auf-

grund der Anforderungen neuer Techniken, 

veränderter betrieblicher Organisations- und 

Produktionskonzepte und einer insgesamt 

steigenden Bildungsnachfrage der Bevölke­

rung einen wachsenden Qualifikationsbe­

darf geben. In diesem Zusammenhang bleibt 

die Verringerung des Anteils von Ungelern­

ten und beruflich Fehlqualifizierten eine 

ebenso wichtige Aufgabe, wie die inhaltliche 

Qualitätsverbesserung beruflicher Ausbil­

dungsinhalte und Ausbildungsstrukturen. 

Die Steigerung der Produktivität wird in Zu­

kunft nur möglich sein auf der Basis von Pro­

dukt- und Prozeßinnovationen. Das bedeutet 

Modemisierung der Arbeitsorganisation, 

Gruppenarbeit, Intensivierung der For­

schungs- und Organisationsentwicklung. Die 

dabei in den Betrieben anstehenden und not­

wendigen Umstrukturierungen erfordern den 

Ausbau von Facharbeit Aus dieser Sicht er­

scheinen die Forderungen der Spitzenverbän­

de der deutschen Wirtschaft nach Einführung 

minderqualifizierter zeitlich verkürzter Aus­

bildungsberufe perspektivlos. Sie laufen auf 

die Beibehaltung, wenn nicht Verschärfung 

hierarchisch gegliederter Arbeitsstrukturen 

hinaus, auf die ein hierarchisch gegliedertes 

Berufsbildungssystem vorbereiten soll: Bil­

dungsansprüche junger Menschen spielen 

dabei keine Rolle. 

Derart rückwärts gewandte Strategien wer­

den wohl kaum in der Lage sein, die betrieb­

liche Berufsausbildung aus der vielzitierten 

Sackgasse herauszuführen und ihre - allent­

halben gewünschte ,,Aufwertung" gegenüber 

der akademischen Bildung durchzusetzen: 

Aus Sicht junger Menschen muß heute ein 

eng spezialisierter, auf praktisches Lernen im 

Betrieb reduzierter Ausbildungsgang jegli­

cher Attraktivität entbehren. Denn realistisch 

steigt der Attraktivitätsgrad einer Ausbildung 

mit der Attraktivität der Arbeit, auf die diese 

Ausbildung vorbereitet. Hilfs- und Angelern­

tentätigkeiten gehören unter den Gesichts­

punkten von Einkommen, Arbeitsbedingun­

gen und Aufstiegsmöglichkeiten in der Regel 
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nicht zu den als attraktiv eingeschätzten Ar­

beitsplätzen. 

Der Rückgriff auf das historisch und berufs­

pädagogisch überholte Konzept der Anlern­

berufe ist mit Sicherheit auch keine geeigne­

te Strategie, die nachlassende Ausbildungs­

bereitschaft der Betriebe aufzuhalten. Der 

Widerspruch zwischen einzelbetrieblichem 

Kosten-Nutzen-Denken in der Berufsausbil­

dung und dem wirtschaftlichen und gesell­

schaftlichen Bedarf an umfassender berufli­

cher Qualifizierung wird durch zweitklassige 

Ausbildungsgänge nicht zu lösen sein. Schon 

gar nicht, wenn die Zukunft des "dualen Sy­

stems" beruflicher Bildung- wie es heute oft 

geschieht- unter dem Aspekt der ,,Attraktivi­

tätskonkurrenz" zu anderen - schulischen 

und generell "höher" bewerteten - Bildungs­

gängen diskutiert wird. 

In vielen Betrieben und Berufen wäre die 

Verbesserung der Ausbildungsqualität ein er­

ster notwendiger Schritt, die ,,Attraktivität" 

beruflicher Ausbildung anzuheben. So, wie 

das duale System beruflicher Bildung kon­

struiert ist, liegt die Verantwortung dafür ein­

deutig bei den Betrieben. 

Wenn man diese naheliegenden Vorausset­

zungen einer Attraktivitätssteigerung berufli­

cher Ausbildung einmal vernachlässigt, kri­

stallisiert sich immer deutlicher die Notwen­

digkeit struktureller Reformen im Bildungs­

system heraus: 

Die Forderung nach Gleichwertigkeit allge­

meiner und beruflicher Bildung war stets 

zentraler Bestandteil bildungspolitischer Re­

formdiskussion. Im Zuge der von Arbeitge­

bern und Politikern gleichermaßen beklagten 

abnehmenden ,,Attraktivität" betrieblicher 

Berufsausbildung wächst der Druck zur Auf­

hebung der traditionellen Abgrenzung zwi­

schen beruflicher Bildung und allgemeinbil­

dendem Schulsystem. Angedacht - und an­

satzweise praktiziert - sind Einrichtung und 

Erweiterungen dualer Fortbildungsgänge bis 



hin zum Hochschulabschluß sowie eine Aus­

weitung der Berechtigungen zum Übergang 

von dualer Berufsausbildung in schulisch-or­

ganisierte höhere Bildungseinrichtungen. 

Über die faktische Gleichwertigkeit von all­

gemeiner und beruflicher Bildung wird aller­

dings die betriebliche Realität entscheiden. 

Um die Attraktivität beruflicher Bildung dau­

erhaft anzuheben, müssen im Beschäfti­

gungssystem die Status- und Einkommens­

unterschiede zwischen Absolventen unter­

schiedlicher Bildungseinrichtungen abgebaut 

werden, muß eine Berufsausbildung ver­

gleichbare Entwicklungsmöglichkeiten, Auf­

stiegswege und Weiterbildungschancen bie­

ten, wie eine Ausbildung über Schule und 

Fachhochschule. Mit einer solchen Zielset­

zung ist allerdings die Wiedereinführung von 

"Anlernberufen", auch wenn sie mit dem 

Markenzeichen "praxisorientiert" versehen 

werden, kaum vereinbar. 
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Mit dem technischen und wirtschaft­

lichen Strukturwandel geraten die 

Qualifikationen dual aus- und weiter­

gebildeter Fachkräfte zunehmend 

auf den Prüfstand. Veränderungen 

ihrer betrieblichen Einsatzmöglich­

keiten werden dabei ebenso disku­

tiert wie die beruflichen Entwick­

lungschancen, die Absolventen einer 

dualen Berufsausbildung in Zukunft 

haben werden. 

Der folgende Beitrag möchte mit 

acht Thesen zu dieser Diskussion bei­

tragen. 

Im Rahmen des BIBB-Forschungsprojektes 

6.6007 1 "Die Wertschätzung der dualen Be­

rufsausbildung und ihre Einflußfaktoren" 

wurden um die Jahreswende 1994/95 quali­

tative Interviews bei 36 Betrieben in West­

und Ostdeutschland zur Beurteilung der dua­

len Berufsausbildung und dual ausgebildeter 

Fachkräfte durchgeführt. Die von der For­

schungsgruppe SALSS im Auftrag des Bun­

desinstituts für Berufsbildung durchgeführte 

Erhebung wurde um jeweils zwei Gruppen­

diskussionen mit Groß- beziehungsweise 

Klein- und Mittelbetrieben ergänzt. Die Ge­

spräche mit Betrieben dienen als qualitative 

Vorstudie zur Vorbereitung einer repräsenta­

tiven Betriebsbefragung. Im folgenden wer­

den ausgewählte Ergebnisse zur Einschät­

zung dual ausgebildeter Fachkräfte durch die 

Betriebe in Thesenform zur Diskussion ge­

stellt. Diese Thesen sollen dem Forschungs­

projekt als Grundlage für eine Strukturierung 

der geplanten repräsentativen Erhebungen 

dienen. 
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These 1: Die Fachkräfte, die aus dem dua­

len System der Berufsausbildung hervorge­

hen, genießen weiterhin hohe Wertschät­

zung. 

Trotz der in jüngster Zeit immer wieder ge­

äußerten Zweifel an der Attraktivität und 

Modernität der dualen Berufsausbildung2 

wird von den befragten Betrieben das duale 

System der Berufsausbildung keineswegs als 

"Auslaufmodell" betrachtet. Den in diesem 

System ausgebildeten Fachkräften wird ein 

hoher Stellenwert im Rahmen der betriebli­

chen Personalpolitik zuerkannt. Dies gilt 

gleichermaßen für Klein-, Mittel- und Groß­

betriebe, für Industrie, Handel und Hand­

werk. Eine grundsätzliche Umorientierung 

der Rekrutierungspolitik der Betriebe - weg 

von der betrieblichen Ausbildung und hin zu 

alternativen schulischen Bildungswegen -

konnte nicht beobachtet werden. Das gilt 

auch für die zum Teil postulierte Substituti­

onsbeziehung3 zwischen der Einstellung (ex­

tern) ausgebildeter Absolventen von Fach­

hochschulen und der eigenen Lehrlingsaus­

bildung, die von keinem der befragten Be­

triebe als realistisch angesehen wurde. Im 

dualen System der Berufsausbildung heran­

gebildete Facharbeiter und Fachangestellte 

werden von den Betrieben nach eigener Ein­

schätzung auch zukünftig gebraucht. 

Die hohe Wertschätzung, die die Betriebe der 

dualen Berufsausbildung zuerkennen, geht 

z. B. daraus hervor, daß nur einer der befrag­

ten Betriebe die zukünftige Bedeutung der 

dualen Berufe im Spektrum aller Berufe als 

rückläufig einstufte. Die meisten Betriebe 

gingen von einer gleichbleibenden Bedeu­

tung aus, ein kleiner Teil sogar von einer Zu­

nahme. Begründet wird dies von den Betrie­

ben vor allem damit, daß die Ausbildung pra­

xisnah und am betrieblichen Bedarf orientiert 

sei. Insbesondere Handwerks- und kleinere 

Handelsbetriebe können sich für die bei ih­

nen vorhandenen Tätigkeiten eine Alternati­

ve zur betrieblichen Ausbildung überhaupt 

nicht vorstellen, nur sie sei in der Lage, die in 

den Betrieben gebrauchten spezifischen 

Kenntnisse, Orientierungen und Erfahrungen 

herauszubilden. Häufig werden in diesen Be­

trieben ausschließlich betrieblich ausgebilde­

te Fachkräfte (zum Teil mit entsprechender 

Weiterbildung) und in geringem Umfang Un­

und Angelernte eingesetzt, den Einsatz von 

Absolventen der Fachhochschulen kann man 

sich entweder gar nicht ("dazu sind wir zu 

klein") oder allenfalls für bestimmte heraus­

gehobene Positionen vorstellen. Größere Be­

triebe, die neben den betrieblich ausgebilde­

ten Fachkräften auch Absolventen von Fach­

hochschulen und Universitäten beschäftigen, 

sahen ebenfalls keinen unmittelbaren Ver­

drängungsprozeß. Diese Betriebe sind an den 

Qualifikationen, die durch eine duale Berufs­

ausbildung vermittelt werden, weiterhin in­

teressiert. Unterschiede sind hier zwischen 

gewerblich-technischen und kaufmännischen 

Arbeitsgebieten auszumachen. Für die indu­

strielle Produktion wird von befragten Be­

trieben ein Rückgang im Einsatz von Un­

und Angelernten mit entsprechendem Bedeu­

tungsgewinn von Facharbeitern für wahr­

scheinlich gehalten, was auch durch Ergeb­

nisse anderer Studien gestützt wird. 4 Im 

kaufmännischen Bereich hat in mittleren und 

gehobenen Positionen der Einsatz von Aka­

demikern zugenommen und gewinnt noch an 

Bedeutung; der Einsatz von kaufmännischen 

Fachkräften mit langjähriger Berufserfah­

rung in diesen Positionen geht demgegen­

über zurück. 

These 2: Rationalisierungsprozesse führen 

in vielen Betrieben zu einem Abbau an Ar­

beits- und Ausbildungsplätzen. 

Das grundsätzliche Interesse, welches die 

Betriebe auch weiterhin an der Heranbildung 

von Fachkräften im dualen System der Be­

rufsbildung haben, bedeutet nicht, daß abso­

lut gesehen von einem steigenden Fachkräf­

tebedarf auszugehen wäre. Im Gegenteil 

schätzt ein größerer Teil der befragten Betrie­

be die zukünftige Beschäftigungsentwick­

lung als eher rückläufig ein 5, bereits in der 

jüngeren Vergangenheit ist der Beschäftig­

tenstand in vielen Betrieben reduziert wor-
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den. Für die befragten Betriebe können im 

Hinblick auf ihre Beschäftigungssituation 

und -entwicklung die folgenden typischen 

Konstellationen unterschieden werden: 

• Stagnation/zukünftige Reduktion 

Einen wesentlichen Personalabbau hat es bis­

her noch nicht gegeben, in der Zukunft gehen 

die betreffenden Betriebe allerdings von ei­

nem geringeren Arbeitskräftebedarf aus. 

Häufig trifft diese Konstellation auf Hand­

werks- und Handelsbetriebe zu. 

• Weitere Reduktion 

In diesen Betrieben hat es in der Vergangen­

heit bereits einen deutlichen Personalabbau 

gegeben, der auch in der Zukunft noch fort­

gesetzt wird. Diese Konstellation dürfte be­

sonders häufig in größeren Industriebetrie­

ben anzutreffen sein. 

• Beendete Expansion 

Diese Konstellation ist typisch für Hand­

werksbetriebe in Ostdeutschland, die in den 

letzten Jahren ihren Personalbestand deutlich 

erhöht haben, in den meisten Fällen aber für 

die Zukunft von einem Stillstand ausgehen. 

• Zukünftige Expansion 
Es handelt sich hierbei um Betriebe, die zum 

Teil kräftig expandiert haben und auch in der 

Zukunft von einem steigenden Beschäfti­

gungsstand ausgehen. Oft aber nicht aus­

schließlich dürfte es sich dabei um kleinere 

Betriebe handeln, die im Dienstleistungsbe­

reich tätig sind. Kennzeichnend für die dieser 

Konstellation zuzuordnenden Betriebe aus 

unserer Befragung war vor allem, daß sich 

diese Betriebe für sie zum Teil völlig neue 

Betätigungsfelder und Marktbereiche er­

schlossen hatten. 

• Beendete Reduktion 

Hierunter können solche Betriebe gefaßt 

werden, die in der Vergangenheit Personal in 

deutlichem Umfang abgebaut haben und die 

Reduktion nun für beendet halten. 

Der Personalabbau in vielen Betrieben ist 

weniger eine konjunkturelle Erscheinung als 

vielmehr Ausdruck eines breit angelegten 

Rationalisierungsprozesses, der in weiten 

Teilen der Wirtschaft zu beobachten ist und 



mehr oder weniger alle Beschäftigtengrup­

pen und Qualifikationsstufen erfaßt. Dies gilt 

insbesondere - aber nicht nur - für den Be­

reich der Industrie, deren Anteil an der Ge­

samtbeschäftigung wohl dauerhaft zurückge­

hen dürfte. 6 Die Tendenz zu Personalein­

schränkungen mit der Folge eines geringeren 

Bedarfs an neu ausgebildeten Fachkräften 

ist z. B. daran ablesbar, daß sich in jüngster 

Zeit die Chancen für Absolventen des dualen 

Systems, nach Abschluß ihrer Ausbildung ei­

ne adäquate Beschäftigung zu finden, deut­

lich verschlechtert haben. 7 Für diejenigen 

Fachkräfte, die sich in einer angemessenen 

Beschäftigung befinden, verschlechtem sich 

gleichzeitig die Aufstiegschancen, da Stellen 

für Führungskräfte unter dem Etikett "Lean 

production" und "Lean management" einge­

spart werden. 8 Die Einsparungen im Be­

schäftigungsbereich haben auch unmittelbare 

Auswirkungen auf die Durchführung der Be­

rufsausbildung, viele Betriebe schränken ihre 

Ausbildungsaktivitäten ein und werden ihre 

Ausbildungskapazitäten weiter reduzieren. 9 

Der Rückgang in der betrieblichen Berufs­

ausbildung und der sinkende Bedarf an neu 

ausgebildeten Fachkräften im dualen System 

sind dabei nicht isoliert von der globalen Be­

schäftigungsentwicklung zu betrachten, 

Überlegungen und Maßnahmen der Betriebe 

zur Personaleinsparung schließen Mitarbei­

ter, die Bildungsgänge außerhalb des dualen 

Systems durchlaufen haben, in gleicher Wei­

se mit ein. Unseres Erachtens sind deshalb 

die zu beobachtenden Einschränkungen be­

trieblicher Ausbildungsaktivitäten und die 

zunehmenden Probleme der Absolventen 

einer betrieblichen Berufsausbildung bei der 

Eingliederung in den Beruf weniger Aus­

druck einer spezifischen "Krise des dualen 

Systems"- wie dies z. B. von GEISSLER 10 so 

gesehen wird - als vielmehr Teil und Er­

scheinungsform einer globalen Beschäfti­

gungskrise. Das Interesse der Betriebe an 

Qualifikationen, wie sie in einer dualen Be­

rufsausbildung herausgebildet werden, be­

steht dabei - auf einem reduzierten quantita­

tiven Niveau - unverändert fort. 

These 3: Betriebliche Personalpolitik wird 

geprägt von traditionell herausgebildeten 

Ausbildungs- und Beschäftigungsstruktu­

ren. 

In den Betrieben haben sich - vor allem in 

Abhängigkeit von Größe und Branche - im 

Hinblick auf den Einsatz von Personen mit 

einer abgeschlossenen betrieblichen Berufs­

ausbildung gegenüber den Absolventen an­

derer Bildungsgänge sehr unterschiedliche 

Ausbildungs- und Beschäftigungsstrukturen 

herausgebildet. Für Mitarbeiter mit betriebli­

cher Ausbildung eröffnen sich in den Betrie­

ben deshalb sehr unterschiedliche Beschäfti­

gungs- und Karrierechancen. Die betriebli­

che Personalpolitik wird von diesen traditio­

nell herausgebildeten Strukturen in entschei­

dendem Maße geprägt. So sind in vielen klei­

neren und mittleren Betrieben fast alle Füh­

rungspositionen auch für Mitarbeiter mit ei­

ner betrieblichen Ausbildung (einschließlich 

einer darauf aufbauenden Weiterbildung) zu­

gänglich, Möglichkeiten der Beschäftigung 

von Absolventen anderer Bildungsgänge 

(z. B. Fachhochschulen) werden fast voll­

ständig ausgeblendet. In, vielen größeren In­

dustriebetrieben sind demgegenüber Absol­

venten des dualen Systems traditionell auf 

bestimmte Beschäftigungs- und Karriere­

segmente festgelegt. Die Erweiterung von 

Aufstiegsmöglichkeiten für diese Beschäftig­

tengruppen erscheint den Personalleitern sol­

cher Betriebe von vornherein als sinnlos oder 

unmöglich. Bei den Beschäftigten von Han­

del, Banken und Versicherungen ist erst in 

den letzten Jahren eine Zunahme des tradi­

tionell eher niedrigen Anteils von Akademi­

kern zu verzeichnen. Von den Gesprächspart­

nern in den Personalabteilungen wird betont, 

daß auch absolute Spitzenpositionen für Mit­

arbeiter mit abgeschlossener betrieblicher 

Ausbildung zugänglich sind. Zur Rekrutie­

rung dieses Führungskräftenachwuchses gibt 

es traditionelle betriebsbezogene Fortbil­

dungswege. 

Die in den Betrieben sehr unterschiedlichen 

traditionellen Ausbildungs- und Beschäfti-

gungsstrukturen prägen die betriebliche Per­

sonalpolitik in der Weise, daß sich bei den 

Entscheidungsträgem sehr unterschiedliche 

Einstellungen, Sicht- und Verhaltensweisen 

in der Personalplanung und speziell im Um­

gang mit Mitarbeitern mit abgeschlossener 

betrieblicher Berufsausbildung herausgebil­

det haben. Für in jüngster Zeit entwickelte 

Vorschläge 11 zu einem Ausbau des dualen 

Berufsbildungssystems wäre dabei zu klären, 

wie sie in die unterschiedlichen traditionellen 

Strukturen eingepaßt werden könnten. 

These 4: Betrieblich ausgebildete Fach­

kräfte haben im innovativen Dienstlei­

stungsbereich eine geringere Bedeutung. 

Betriebe, die sich über innovative Dienstlei­

stungsangebote neue Märkte erschlossen ha­

ben, unterscheiden sich von anderen Betrie­

ben nicht nur durch die Neuartigkeit ihrer 

Angebote. Auch das Qualifikationsprofil ih­

rer Beschäftigten hebt sich von solchen Be­

trieben ab, die sich an traditionellen Markt­

segmenten orientieren. So stützen sich diese 

Dienstleistungsbetriebe bei der Wahrneh­

mung ihrer innovativen Aufgabengebiete in 

erheblichem Maße auf Fachkräfte mit 

(Fach-)Hochschulqualifikation. Häufig ging 

die Initiative für die Betriebsgründung bzw. 

für die Neuorientierung bestehender Betriebe 

auf innovative Produkt- und Dienstleistungs­

angebote von (Fach-)Hochschulabsolventen 

aus. Die neu entwickelten Aufgabenfelder 

beispielsweise im Bereich der Umwelt- und 

Entsorgungstechniken, der Logistik oder Ver­

kehrsleitsysteme waren dabei nicht nur in der 

anfänglichen betrieblichen Gründungs- bzw. 

Neuorientierungsphase durch hohe konzep­

tionelle Tätigkeitsanteile geprägt. Der damit 

verbundeneue Qualifikationsbedarf führte 

dazu, daß der Anteil der Fachkräfte mit 

(Fach-) Hochschulabschluß gegenüber den 

dual qualifizierten Fachkräften an Bedeutung 

gewann. 

Zwar weisen die betreffenden Betriebe dar­

auf hin, daß die erforderlichen Qualifikatio­

nen im Einzelfall auch von betrieblich quali-
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fizierten Fachkräften wie zum Beispiel den 

Technikern mitgebracht werden, jedoch setz­

ten die vom Betrieb wahrzunehmenden Ent­

wicklungsaufgaben Fähigkeiten wie zum 

Beispiel analytisches, konzeptionelles und 

richtungsweisendes Denken voraus, die eher 

bei Hochschulabsolventen erwartet werden. 

Anders als bei den meisten anderen betrieb­

lichen Tätigkeitsfeldern sei hierbei eine be­

triebliche Berufssozialisation, zumal im 

eigenen Betrieb, bei den gesuchten Fachkräf­

ten häufig nicht nur nicht erforderlich, son­

dern wird teilweise gar für hinderlich gehal­

ten. Bei der Weiterentwicklung der betrieb­

lichen Aufgaben stehe nicht so sehr die Be­

triebserfahrung im Vordergrund, sondern 

eher, daß Ingenieure beispielsweise "Up-to­

date" sind und "neue Ideen in den Betrieb 

hineinbringen". 

Die Schaffung neuer innovativer Tätigkeits­

felder stellt jedoch nicht nur ein Aufgabenge­

biet für Hochschulabsolventen dar. Aus ihnen 

erwachsen ebenso neue Tätigkeitsfelder für 

betrieblich qualifizierte Fachkräfte, die ihnen 

teilweise vollständig neue fachliche Qualifi­

kationen wie auch Querschnittsqualifikatio­

nen abverlangen. 12 Aus betrieblicher Sicht 

besteht hierbei jedoch weniger ein Hand­

lungsbedarf zur Schaffung neuer Ausbil­

dungsberufe im Dienstleistungsbereich. In 

unserer Studie beurteilten die Interviewpart­

ner die duale Berufsausbildung mit ihrer Sy­

stematik der anerkannten Ausbildungsberufe 

zur Vermittlung der im Betrieb erforderlichen 

Basisqualifikationen als weitgehend ausrei­

chend. Notwendig sei es hingegen, auftau­

chende Defizite durch Weiterbildungs­

maßnahmen und Personalmaßnahmen zu 

beheben. Solche Qualifikationsdefizite wer­

den nicht nur bei betrieblich Ausgebildeten, 

sondern ebenso bei den (Fach-)Hochschul­

absolventen erkannt. Ein Personalleiter 

wünschte sich beispielsweise Fachkräfte, 

"die in den Zwischendisziplinen Schnitt­

stellenproblerne lösen können", wie zum 

Beispiel "Ingenieure, die auch halbe Kauf­

leute sind." 

These 5: Unter großbetrieblich-industriel­

len Strukturen gibt es für betrieblich aus­

gebildete Fachkräfte aus dem gewerblich­

technischen Bereich - auch mit entspre­

chenden Fortbildungsabschlüssen - eine 

starre Karrieregrenze. 

Während in kleineren und mittleren Betrie­

ben auch heute ein Großteil der Führungs­

kräfte über eine betriebliche Ausbildung mit 

evtl. anschließender Fortbildung verfügt, 

sind in großbetrieblich-industriellen Berei­

chen für gewerblich-technisch ausgebildete 

Fachkräfte die Aufstiegsmöglichkeiten be­

grenzt. Dies ist keine neue Erscheinung, son­

dern hat in industriellen Großbetrieben eine 

lange Tradition. Die Bezeichnungen "Fachar­

beiter", "Meister" oder "Techniker" bezeich­

nen hier nicht nur einen bestimmten Ausbil­

dungs- oder Fortbildungsabschluß, sondern 

stehen gleichzeitig für eine bestimmte Tätig­

keit, die von Personen mit einer entsprechen­

den Qualifikation ausgeübt wird. So wird 

von den betreffenden Interviewpartnern un­

serer qualitativen Studie von "Meistertätig­

keit" und "Technikertätigkeit" in Abgren­

zung zur "lngenieurarbeit" gesprochen. Dies 

bedeutet, daß betrieblich ausgebildete Fach­

kräfte (in aller Regel) nach einer Weiterbil­

dung zum Meister oder Techniker über eine 

bestimmte Stufe nicht hinausgelangen kön­

nen. Ein weiterer Aufstieg (die Ausübung 

von "Ingenieurarbeit") wäre zwingend an ein 

Ingenieurstudium geknüpft. Einer der Ge­

sprächspartner in der Erhebung drückt dies 

so aus: ,. Es gibt im Grunde keinen Weg, der so eine 

Entwicklung vorsieht. Es wird immer diese Hochschul­

oder Fachhochschulausbildung verlangt." Großbe­

trieblich-industrielle Karrierewege in techni­

schen Bereichen stellen sich als relativ ge­

schlossene und voneinander abgeschottete 

Laufbahnen dar, die jeweils spezifische Bil­

dungsabschlüsse voraussetzen; ein Lauf­

bahnwechsel ist normalerweise nicht vorge­

sehen. 

Aufgrund der bereits geschilderten Tendenz 

in den Betrieben, Stellen für Führungskräfte 

zu reduzieren, haben sich auch die Chancen 
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für ausgebildete Industriemeister und Tech­

niker, eine adäquate Position zu finden, in 

jüngster Zeit verschlechtert. Die Meisterpo­

sition selbst steht aber nicht zur Disposition. 

Es ist vielmehr häufig ein Aufgabenzuwachs 

zu beobachten, da der einzelne Meister zum 

Teil für mehr Mitarbeiter als früher zuständig 

ist und Hierarchieebenen oberhalb der Mei­

sterebene entfallen sind. 13 Eine ausgeprägte 

Tendenz zu einer Substitution von Meistem 

und Technikern durch Fachhochschulabsol­

venten - wie sie z. B. von INGRID DREXEL 14 

befürchtet wird - konnte bei den Betrieben 

unserer Studie nicht festgestellt werden. Man 

war hier einhellig der Meinung, daß die spe­

zifische Qualifikation eines Meisters durch 

einen Ingenieur nicht ersetzt werden könne. 

Ein Interviewpartner aus der Automobilindu­

strie äußerte sich wie folgt: 

,.Ganz eindeutig kann ich sagen, der Ingenieur ver­

drängt den Meister nicht. Es gab mal Überlegungen 

in der Richtung, aber die sind ganz schnell auf der 

Strecke geblieben." 

Ein anderer Gesprächspartner äußerte sich zu 

eigenen Erfahrungen mit Ingenieuren auf 

Meisters teilen: 

,.Damit haben wir schlechte Erfahrungen gemacht, 

daß Meisterstei len mit Ingenieuren besetzt wurden. 

Das waren nicht die Leute, die den Betrieb kannten 

und von unten her gewachsen sind. Man hatte mal 

die Philosophie, man kann ja preiswert einen Inge­

nieur einkaufen, es sind ja so viele auf dem Markt 

und hat dann in einem bestimmten Bereich die Mei­

stersteilen mit Ingenieuren besetzt, nur damit sind 

wir fies auf die Nase gefallen." 

These 6: Für kaufmännische betrieblich 

ausgebildete Fachkräfte sind die Karriere­

wege durchlässiger und prinzipiell nicht 

begrenzt - aber auf mittleren und gehobenen 

Positionen in ähnlichen Arbeitsbereichen 

werden verstärkt Arbeitskräfte mit unter­

schiedlichen Qualifikationsprofilen einge­

setzt. 

Im kaufmännischen Bereich gibt es traditio­

nell für betrieblich ausgebildete Fachkräfte 

keine starre Karrieregrenze. Dies gilt insbe­

sondere für Handel, Banken und Versiehe-



rungen, in abgeschwächter Form auch für die 

Industrie. Viele unserer Gesprächspartner be­

tonen, daß ein Aufstieg mit Lehre in Spitzen­

positionen auch heute noch möglich ist: 

,.Jemand, der mit einer kaufmännischen Ausbildung 

bei uns eingestiegen ist, hat die Möglichkeit, bis in die 

höchste Ebene aufzusteigen." 

Jedoch wird dabei heute in den allermeisten 

Fällen der Besuch geeigneter Weiterbil­

dungsmaßnahmen wie zum Fachwirt oder 

Betriebswirt zwingend vorausgesetzt, im 

Versicherungs- und Bankenbereich sowie im 

Handel gibt es dazu betriebsinterne Fortbil­

dungssysteme. Gleichzeitig gewinnen in den 

Betrieben auch neue Bildungswege an Be­

deutung. Hier ist vor allem das Modell der 

Berufsakademie sowie die Ausbildung zum 

Wirtschaftsassistenten zu nennen; einer .der 

von uns befragten Betriebe wollte ein duales 

Studium in Zusammenarbeit mit einer Fach­

hochschule einrichten. 

Mit dem differenzierten Einsatz von Absol­

venten betrieblicher Aus- und Weiterbil­

dungsgänge, von Berufsakademien und 

Hochschulen verfolgen die Betriebe sowohl 

im Einzelhandel wie auch im Banken- und 

Versicherungsgewerbe u. a. das Ziel, "Ge­

sprächspartner für unterschiedliche Zielgrup­

pen" unter ihren Kunden zu gewinnen. Die 

Erfahrungen mit kaufmännischen Fachkräf­

ten unterschiedlicher Qualifikationsprofile 

sind branchenspezifisch verschieden. Anders 

als im Banken- und Versicherungsgewerbe 

seien mittlere bzw. gehobene Positionen im 

Einzelhandel für Absolventen von Berufs­

akademien oder Hochschulen auf Dauer 

weniger attraktiv. Ebenso berichteten unsere 

Gesprächspartner, daß Akademiker ohne be­

triebliche Vorkenntnisse Zukunftsstrategien 

entwickeln, die dem Handel nicht angemes­

sen seien. Bei Abiturienten präferiere man 

künftig eher eine Verzahnung betrieblicher 

und hochschulischer Ausbildung. Die hohe 

Attraktivität von Betrieben des Bank- und 

Versicherungsgewerbes für Hochschulabsol-

venten trägt hingegen mit dazu bei, daß hier 

offensiv eine Personalstrategie verfolgt wird, 

bei der ein (Fach-)Hochschulabsolvent auf 

gleichen Tätigkeitsfeldern, z. B. in der Sach­

bearbeitung oder in der Kundenbetreuung, 

eingesetzt wird wie eine betrieblich aus- und 

weitergebildete Fachkraft. 

These 7: Klassische Aufstiegspositionen 

werden reduziert, neue Karrieremuster bil· 

den sich heraus. 

Mit der personellen Ausdünnung der Lei­

tungsebene verringern sich besonders bei 

Großbetrieben die hiermit verbundenen Auf­

stiegsmöglichkeiten sowohl für betrieblich 

aus- und weitergebildete Fachkräfte als auch 

für Hochschulabsolventen. Das Abflachen 

bzw. Ausdünnen der Betriebshierarchien 

wird in den Betrieben nicht isoliert vorange­

trieben. Es handelt sich hierbei um Wand­

lungsprozesse, die beispielsweise bei Betrie­

ben des Kredit- und Versicherungswesens 

teilweise im Rahmen konzernweiter Neu­

strukturierungen stattfinden. Aufgabenberei­

che werden z. B. zusammengefaßt, gebündelt 

oder in andere Niederlassungen ausgelagert. 

Damit einher geht die Anreicherung von 

Führungsaufgaben auf den unteren Be­

triebsebenen. Parallel hierzu werden berufli­

che Laufbahnen für Fachspezialisten geför­

dert, die von Leitungsaufgaben enthoben 

sind. Nach entsprechender innerbetrieblicher 

Schulung stehen diese Laufbahnen sowohl 

betrieblich wie hochschulisch qualifizierten 

Fachkräften offen. Sind die Aufstiegsmög­

lichkeiten in den kaufmännisch-verwalten­

den Bereichen der Betriebe ohnehin durch ei­

ne stärkere Durchlässigkeit gekennzeichnet, 

so verbinden sich mit der Veränderung der 

Arbeitsorganisation und Leitungsstruktur im 

gewerblich-technischen Bereich von Indu­

striebetrieben neue Karrieremuster außerhalb 

der Führungshierarchie, die möglicherweise 

betrieblich qualifizierten Fachkräften einen 

Weg aus der Sackgasse des begrenzten Auf­

stiegs über Leitungspositionen eröffnen kön­

nen. Auch hier werden Fachspezialistenlauf­

bahnen entworfen, die qualifizierten Fachar-

beitern neue berufliche Entwicklungsmög­

lichkeiten bieten. So rechnet unser Ge­

sprächspartner aus einem Industriebetrieb 

der Elektrobranche bei fortschreitender Au­

tomation künftig mit einem zunehmenden 

Bedarf an Prozeßspezialisten. 15 Qualifizierte 

Industriemechaniker sollen hierzu betriebsin­

tern ausgebildet werden. Frei von Leitungs­

aufgaben wären diese dann unmittelbar un­

terhalb der Abteilungsleiterebene angesie­

delt. 

In einem Fahrzeugbetrieb unserer Studie ar­

beiten Fachkräfte mit unterschiedlichen Qua­

lifikationsprofilen, vom spezialisierten Fach­

arbeiter über den Meister, Techniker bis zum 

FR-Ingenieur "Hand in Hand" in Arbeits­

gruppen zusammen. 16 Die Bedingungen für 

eine solche Form der Gruppenarbeit werden 

auch innerhalb eines Betriebes sehr unter­

schiedlich eingestuft. Sie sind eng an den 

Automationsgrad innerhalb eines bestimm­

ten Betriebsbereichs gebunden. So gebe es 

auch weiterhin viele betriebliche Produkti­

onsbereiche, die noch erheblich durch manu­

elle Arbeitsvorgänge und damit durch tradi­

tionelle Arbeitsstrukturen bestimmt sind. Der 

Wandlungsprozeß von traditionellen Be­

triebsstrukturen zu neuen Management- und 

Produktionskonzepten befindet sich damit in 

den gewerblich-technischen Bereichen der 

Betriebe nicht nur branchenspezifisch auf ei­

nem jeweils unterschiedlichen Entwick­

lungsstand, er wurde bisher auch in den Be­

trieben nur in einzelnen hierfür geeigneten 

Abteilungen eingeleitet. 17 Dort, wo dieser 

Prozeß weiter fortgeschritten ist, zeichnen 

sich für die betrieblich qualifizierten Fachar­

beiter, die dem bisherigen Beschäftigtenab­

bau nicht zum Opfer fielen, berufliche Ent­

wicklungswege ab, die einerseits erhöhte An­

forderungen an die gesamte Person des Fach­

arbeiters stellen, andererseits wird hiermit ei­

ne Zunahme an verantwortlicher Tätigkeit 

außerhalb der Leitungshierarchien geschaf­

fen. Die neue Arbeitsorganisition führt in 

diesen Fällen zu einem Bedeutungszuwachs 

dual qualifizierter Fachkräfte. 
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These 8: Betriebliche Rekrutierungspolitik 

orientiert sich nicht nur am Bedarf, son­

dern auch am Angebot an Fachkräften. 

In den kaufmännisch-verwaltenden Abteilun­

gen der Betriebe hat der Anteil an Fachange­

stellten mit qualifizierten Weiterbildungsab­

schlüssen, aber auch der Anteil der Hoch­

schulabsolventen zugenommen. Nicht immer 

sind hierfür tatsächlich gestiegene Qualifika­

tionsanforderungen ausschlaggebend. Viel­

mehr ist häufig das Angebot an qualifizierten 

Fachkräften selbst für eine entsprechende 

Änderung der Personalpolitik verantwortlich. 

Dies kann sowohl bei dem Angebot an Ab­

solventen betrieblicher Aufstiegsfortbildung 

z. B. zum Fachwirt, Betriebswirt oder Bi­

lanzbuchhalter beobachtet werden wie auch 

beim Bewerbungsangebot von Hochschulab­

solventen. So führt der Personalleiter eines 

kommunalen Unternehmens die gestiegenen 

Ansprüche an Stellenbewerber vorrangig auf 

die zahlreichen individuellen Weiterbil­

dungsaktivitäten seiner Mitarbeiter zurück. 

Letztendlich komme es dadurch zu einem 

.. Verwendungsstau", da Positionen, auf denen 

die erworbenen Qualifikationen tatsächlich 

benötigt werden, nur in unzureichender Zahl 

vorhanden seien. 

Ebenso nimmt der Anteil der Hochschulab­

solventen in den kaufmännisch-verwaltenden 

Abteilungen der Betriebe zu. Im Versiche­

rungs- und Kreditgewerbe wird dies durch 

eine hohe Zahl von hochschulzugangsbe­

rechtigten Auszubildenden bewirkt, die nach 

Ausbildungsabschluß in ein fachlich ein­

schlägiges Studium überwechseln, um 

schließlich mit Hochschulabschluß wieder in 

einen Betrieb der Branche zurückzukehren. 

Auch die hohe Bereitschaft der Betriebe, 

Hochschulabsolventen ohne vorhergehende 

betriebliche Ausbildung einzustellen, liegt 

häufig nicht darin begründet, daß nur Akade­

miker die zu besetzenden Stellen ausfüllen 

können. Es zeigte sich in unserer Studie, daß 

bei Betrieben des Versicherungs- und Kredit­

wesens Neueinsteilungen von Hochschulab­

solventen auch dann vorgenommen werden, 

wenn das Bewerberangebot der betrieblich 

qualifizierten Fachkräfte zeitweilig nicht als 

ausreichend angesehen wird. Ein Personal­

leiter räumte in diesem Zusammenhang ein, 

daß der eigene Betrieb in manchen Jahren 

unter Bedarf ausbilde. Dadurch ergebe sich 

die Möglichkeit, das Spektrum der eigenen 

Personalgewinnungsmaßnahmen zu erwei­

tern. Eine solche personalpolitische Ausrich­

tung am Arbeitsmarkt für Hochschulabsol­

venten findet bei einem Teil der Betriebe 

auch unter dem Aspekt statt, daß neue Quali­

fikationsprofile in bestimmten Arbeitsgebie­

ten für eine weitergehende Personalentwick­

lung ausprobiert werden sollen. Damit läßt 

sich im kaufmännisch-verwaltenden Bereich 

ein Prozeß beobachten, der zwar zu einem 

steigenden Qualifikationsniveau der hier Be­

schäftigten führt, dem jedoch nicht unbe­

dingt eine systematische innerbetriebliche 

Analyse des Qualifikationsbedarfs voraus­

geht. Vielmehr stellt sich die Ausrichtung der 

betrieblichen Personalpolitik an höheren, 

einschließlich hochschulischen Berufsbil­

dungsabschlüssen als Teil eines Prozesses 

dar, in dem dieser Qualifikationsbedarf letzt­

endlich erst ermittelt werden soll. In der Zu­

nahme der Hochschulabsolventen erkennen 

die Betriebe jedoch weniger eine Entwick­

lung, die schließlich zur Substitution betrieb­

lich qualifizierter Fachkräfte führt, eher sei 

dies der Versuch, dem angestrebten .. Qualifika­

tions-Mix" einen Schritt näherzukommen. Die 

Erfahrungen mit Hochschulabsolventen wer­

den wie auch bei betrieblich aus- und weiter­

gebildeten Fachkräften differenziert beur­

teilt. Für den Einsatz in Leitungspositionen 

seien beide Qualifikationsprofile geeignet, 

wobei ein Schulungsbedarf zur Förderung 

personaler und sozial-kommunikativer Kom­

petenzen bei dual wie hochschulisch Quali­

fizierten bestehe. 

Fazit 

Dual qualifizierte Fachkräfte genießen in den 

Betrieben unserer qualitativen Studie weiter-
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hin eine hohe Wertschätzung. Im Zuge des 

allgemeinen Strukturwandels, von dem die 

von uns befragten Betriebe in unterschiedli­

cher Weise tangiert waren, sind jedoch in vie­

len Betrieben nicht nur Personaleinsparun­

gen zu beobachten, die alle Beschäftigten­

gruppen betreffen, sondern auch mehr oder 

weniger weitreichende Veränderungen in den 

betrieblichen Organisationsstrukturen. Diese 

verändern in den gewerblich-technischen wie 

auch in den kaufmännisch-verwaltenden Be­

reichen der Betriebe die Einsatzgebiete und 

Tätigkeitsfelder sowohl betrieblich wie auch 

hochschulisch qualifizierter Fachkräfte. 

Unsere Studie zeigt, daß die derzeitige be­

triebliche Personal- und Qualifizierungspoli­

tik nach Betriebsgrößen, Branchen und auch 

nach innerbetrieblichen Bereichen sich sehr 

unterschiedlich und differenziert gestaltet. 

Breiter angelegte Untersuchungen sind nun 

notwendig, um die sich hier abzeichnenden 

Prozesse mit ihren Auswirkungen auf eine 

künftige Berufsbildung in der erforderlichen 

Tiefe auszuloten. Unsere Thesen sollen ein 

Beitrag sein, solche Untersuchungen anzure­

gen bzw. voranzutreiben. 
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Hat die wachsende Zahl der Hoch­
schulabsolventen Konsequenzen 
für den Facharbeiteraufstieg? 

Heinrich Althoff 

Diplomsoziologe, wissen­

schaftlicher Mitarbeiter in 

der Abteilung 1.2 .. Quali-

fikationsstrukturen und 

Berufsbildungsstatistik" im 

Bundesinstitut für Berufs ­

bildung, Berlin 

Der Mikrozensus erlaubt es, mittels 

der Merkmale "Stellung im Betrieb" 

und "berufsbildender Abschluß" 

dem Einfluß eines steigenden beruf­

lichen Bildungsniveaus auf den Fach­

arbeiteraufstieg nachzugehen. Für 

den Zeitraum 1982 bis 1993 lassen 

sich keine negativen Veränderungen 

der Aufstiegschancen feststellen, 

weder bei den betrieblich Ausgebil­

deten noch bei den Hochschulabsol­

venten. Welche Mechanismen das 

verhindern und welche individuellen 

und gesellschaftlichen Konsequen­

zen der absolute Zuwachs an Status­

positionen hat, der erst den weitge­

hend unveränderten Status bei Lehr­

und Hochschulabsolventen verbürgt, 

das wird im einzelnen diskutiert. 

Angesichts wachsender Zahlen von Hoch­

schulabsolventen wird häufig nach dem Nut­

zen des Erwerbs hoher berufsbildender Ab­

schlüsse gefragt. Polemisch zugespitzt kul­

minieren solche Fragen nicht selten in der 

Behauptung eines Akademikerüberflusses, 

der wegen des Facharbeitermangels nicht zu 

verantworten sei. 1 Auf wissenschaftlicher 

Ebene werden die Probleme des steigenden 

Ausbildungsniveaus unter dem Gesichts­

punkt der ausbildungsadäquaten Beschäfti­

gung von Hochschulabsolventen oder auch 

der These vom "Ende des Facharbeiterauf­

stiegs" diskutiert. 2 Beiden Themen soll hier 

genauer nachgegangen werden. 

Unterstellt wird oft, daß mit zunehmender 

Zahl von Hochschulabsolventen ein stetig 
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wachsender Teil von ihnen auch Positionen 

unterhalb ihres Ausbildungsniveaus zu ak­

zeptieren habe, und dann zwangsläufig den 

Facharbeiter aus seinen angestammten Auf­

stiegspositionen verdränge. Diese recht plau­

sible und durch tägliche Erfahrung anschei­

nend belegte Auffassung läßt sich mit den Er­

gebnissen des Mikrozensus nicht vereinba­

ren. Es handelt sich hier um eine jährlich 

stattfindende Großzählung, die wegen ihrer 

hohen Fallzahlen und dadurch bedingten Re­

präsentativität, besonders geeignet ist, Fra­

gen des betrieblichen Status von Erwerbstäti­

gen mit unterschiedlichem Abschlußniveau 

zu beantworten. 

Genutzt wurden die Ergebnisse des Mikro­

zensus kürzlich zur Untersuchung des be­

trieblichen Status von Hochschulabsolven­

ten. 3 Das verblüffende Resultat war, daß im 

Zeitraum 1985 bis 1991 die Position von Er­

werbstätigen mit Fachhoch- und Hochschul­

abschluß innerhalb der Statushierarchie der 

Betriebe so gut wie unverändert blieb. Ihre 

Verteilung über die Statusgruppen, vom 

Facharbeiter über den Sachbearbeiter und 

Meister bis hinauf zu den Geschäftsführern, 

Direktoren und Selbständigen, war also prak­

tisch konstant. 

Das gilt mit geringen Einschränkungen auch 

bei einer Ausdehnung der Untersuchungs­

periode auf den Zeitraum 1982 bis 1993, 

dessen Ergebnisse in der Tabelle ausgewiesen 

werden. 

Offenbar reagierte der Arbeitsmarkt auf das 

wachsende Angebot von Absolventen mit ho­

hen berufsbildenden Abschlüssen außeror­

dentlich elastisch. Die individuellen Ausbil­

dungsanstrengungen hatten sich ausgezahlt, 

und die häufig geäußerten Befürchtungen, 

ein "akademisches Proletariat" heranzuzie­

hen, hat sich als unbegründet erwiesen. Es 

scheint, als wäre der stete Anstieg des Aus­

bildungsniveaus zumindest für die Hoch­

schulabsolventen ohne negative Konsequen­

zen geblieben. - Läßt sich das auch von den 

Facharbeitern behaupten? 

Haben sich die Aufstiegs­
chancen der Facharbeiter 
verändert? 

Die These vom "Ende des Facharbeiterauf­

stiegs" hat einige Facetten, die ihr eine ge­

wisse Plausibilität verleihen: Nimmt jeder 

fünfte Fachhoch- und Hochschulabsolvent, 

aber nur jeder 24. Absolvent einer betriebli­

chen Berufsausbildung, eine ranghohe Sta­

tusposition ein und ist daher Referent, Abtei­

lungsleiter, Prokurist, Direktor oder Ge­

schäftsführer (Tabelle, Jahr 1993, Nr. 5), so 

kann dies als Benachteiligung empfunden 

werden. Verschärft sich die scheinbar zu ih­

ren Ungunsten verlaufende Entwicklung -

1982 entfielen noch 54 Prozent der rangho­

hen Aufstiegspositionen auf Lehr- oder Fach­

schulabsolventen, elf Jahre später, 1993, wa­

ren es nur noch 44 Prozent - dann ist leicht 

nachvollziehbar, warum das Schreckgespenst 

vom Verdrängungswettbewerb umgeht, und 

die These vom "Ende des Facharbeiterauf­

stiegs" Anklang findet. -Wer die Aufstiegs­

chancen der Facharbeiter nüchtern beurteilt, 

und nur um die geht es hier, der kann der 

These schwerlich zustimmen. 

Die Ergebnisse des Mikrozensus lassen die 

erforderliche Einschränkung auf Abschlüsse 

der gewerblichen Ausbildungsberufe im Be­

reich der Industrie- und Handelskammern, 

das heißt auf Facharbeiter im engeren Sinne, 

leider nicht zu . Zunächst soll daher einfach 

vom Niveau solcher Abschlüsse ausgegangen 

werden, also von dem einer betrieblichen Be­

rufsausbildung, die auch Abschlüsse von 

handwerklichen und kaufmännischen Be­

rufsausbildungen sowie von Berufsfach- und 

auch Fachschulen einschließt. 4 Letzteres ist 

gerechtfertigt, da solchen Abschlüssen fast 

durchgehend eine betriebliche Berufsausbil­

dung oder eine niveaugleiche Berufsfach­

schule vorangeht. 

Werden die Anteilswerte der Lehr- und Fach­

schulabschlüsse der Jahre 1982 und 1993 in 
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der Tabelle (gesamt) miteinander verglichen, 

dann gilt, was schon bei den Fachhoch- und 

Hochschulabsolventen festzustellen war: 

Auffallende Veränderungen gab es im ver­

gangenen Jahrzehnt kaum. Allenfalls die 

Umschichtungen zwischen den ersten beiden 

Statuskategorien (Nr. I und 2) sind bemer­

kenswert. Der Anteil der unter ihrem Ab­

schlußniveau als angelernte Arbeiter, Büro­

und Schreibkräfte eingesetzten Erwerbstäti­

gen mit Lehre nahm ab (1982: 24; 1993: 21 

Prozent), und der als Verkäufer, Facharbeiter 

oder Geselle tätige Anteil wuchs (1982: 34; 

1993: 38 Prozent). 

I Aufstiegschancen 
haben eher 

zugenommen 

Die in unserem Zusammenhang wichtigen 

Aufstiegschancen blieben jedoch, wie die 

Anteile in den restlichen Statuskategorien 

ausweisen, beinahe unverändert: Denn wer­

den die Anteilswerte der vier letzten ranghö­

heren Kategorien aufsummiert, so ergibt sich 

ein geringfügiger Anstieg (1982: 37; 1993: 

38 Prozent), werden nur die drei letzten be­

rücksichtigt, sind keine Veränderungen mehr 

festzustellen (1982: 21; 1993: 21 Prozent). 

Zusammenfassend läßt sich sagen, daß die 

Statuseinbußen bei betrieblich Ausgebildeten 

leicht zurückgingen, und die Aufstiegschan­

cen im wesentlichen gleich blieben. 

Tatsächlich dürften die Aufstiegschancen je­

doch etwas günstiger sein, als in der Tabelle 

dargestellt. Das liegt an der Erfassungsweise 

schulischer und beruflicher Abschlüsse durch 

den Mikrozensus. Er berücksichtigt nur den 

höchsten berufsbildenden Abschluß. Bei ei­

nem Meister ist das gleichgültig, da mit gro­

ßer Sicherheit auf den ersten berufsbildenden 

Abschluß, das heißt auf eine Lehre, geschlos-



sen werden kann; dasselbe gilt für andere 

Fachschulabsolventen. Ihr Aufstieg zu höhe­

ren betrieblichen Statusebenen kann, wie in 

der Tabelle geschehen, sachgerecht als ein 

Aufstieg betrieblich ausgebildeter Erwerbs­

tätiger interpretiert werden. 

Schwieriger ist die Situation bei den Fach­

hoch- und Hochschulabsolventen. Zumeist 

haben sie keinen Lehrabschluß, doch gibt es 

unter ihnen im letzten Jahrzehnt einen wach­

senden Anteil von Jugendlichen, die vor ih­

rem Hochschulbesuch eine betriebliche Be­

rufsausbildung durchliefen. Da sie vom Mi­

krozensus als Erwerbstätige mit Hochschul­

abschluß registriert werden, wird ihr betrieb­

licher Status nur dort verbucht, nicht bei der 

Lehre, wie es für unsere Zwecke angemesse­

ner wäre. Der Kategorie der betrieblich Aus­

gebildeten des Mikrozensus gehen auf diese 

Weise die ranghohen Statuspositionen von 

Erwerbstätigen mit Lehre und zusätzlichem 

Hochschulabschluß verloren. 5 Und das mit 

steigender Tendenz, wegen der Zunahme sol­

cher Doppelqualifikationen. 

Vor diesem Hintergrund ist weniger erstaun­

lich, wenn eine auf den Daten der BIBB/ 

lAB-Befragungen fußende Studie des lAB, 

die sich mit der Verteilung von Facharbeitern 

befaßt, zu dem Resultat kommt, daß die Sta­

tusentwicklung sogar einen positiven Verlauf 

nimmt. 6 1979 waren 30 Prozent der gelern­

ten Facharbeiter in mittleren bis leitenden 

Positionen tätig bzw. selbständig, 1985 wa­

ren es 34 und 1992 gar 37 Prozent. Nach die­

sen Ergebnissen haben sich die Aufstiegs­

chancen von Facharbeitern merklich verbes­

sert. 

Die These vom ,,Ende des Facharbeiterauf­

stiegs" läßt sich also weder mit den Daten 

des Mikrozensus noch mit denen der BIBB/ 

lAB-Erhebung belegen. Die wachsende Zahl 

von Hochschulabsolventen hatte daher keine, 

zumindest keine statistisch nachweisbaren 

Wirkungen auf die Aufstiegschancen betrieb­

lich Ausgebildeter. Die behauptete Verdrän-

Tabelle: Veränderung der betrieblichen Stellung von Erwerbstätigen mit Lehre und Hochschul· 
abschluß im Zeitraum 1982-1993 (in Tausend) 

StaUung Insgelamt Lehre und Fachhoch- und 

1. 8144 3902 108 

2. 6412 5594 51 

3. 3056 2542 209 

4. 2551 1331 1113 

5. 1135 616 458 

6. 2324 1502 305 

Summe* 26774 16368 2309 

5telung 
im Betrieb 

Lehre und 

I Fachlc:hule ---------------t-------1! 

= o= 
@ 

1. 

2. 

3. 

4. 

5. 

6. 

3. 

4. 

5. 

6. 

Summe* 

4. 

5. 

6. 

Summe* 

Legende: Stellung im Betrieb 
1. Bürokraft, Schreibkraft, angelernter Arbeiter 
2. Verkäufer, Facharbeiter, Geselle 

8374 

4008 

3212 

1718 

2746 

23,9 

11.4 

9,5 

4,2 

8,7 

100 

100,0 

28,1 

13,5 

10,8 

5,8 

9,2 

100 

100,0 

3. Sachbearbeiter, Vorarbeiter, Kolonnenführer, Schichtführer 

3795 

6875 

3013 

1394 

762 

1628 

34,2 

15,5 

8,1 

3,8 

9,2 

100 

61,1 

38,1 

16,7 

7.7 
4,2 

9,0 

100 

60,6 

153 

134 

389 

1461 

735 

505 

2,2 

9,1 

48,2 

19,8 

13,2 

100 

8,6 

11,3 

42,7 

21,5 

14,8 

100 

11,5 

4. Herausgehobene, qualifizierte Fachkraft, Konstrukteur, Richter, Studienrat, Abschnittsleiter, Meister, Polier, Schachtmeister 
5. Sachgebietsleiter, Referent, Handlungsbevollm./ Abteilungsleiter, Prokurist / Direktor, Geschäftsführer, Amts-, Betriebsleiter 
6. Selbständiger, freiberuflich Tätiger, selbständiger Landwirt, Unternehmer 

* Summe alle Erwerbstätigen incl. Auszub[ldende, mithelfende Familienangehörige sowie Erwerbstätige ohne berufsbilden· 
den Abschluß und ohne Angaben. Diese Merkmale werden hier nicht ausgewiesen, es ergeben sich daher keine 100 Prozent. 

Quelle: Mikrozensus; eigene Berechnungen 
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gung fand nicht statt, und sie brauchte nicht 

stattzufinden, weil mit der Zunahme von 

Hochschulabsolventen eine entsprechende 

Zunahme adäquater betrieblicher Statusposi­

tionen einherging. - Die hohe Plausibilität 

der These vom Ende des Facharbeiterauf­

stiegs spiegelt wohl das weit verbreitete Un­

behagen am rapiden Anstieg der Studenten­

zahlen, denn die Realität betrieblicher Auf­

stiegschancen wider. 

Welche Konsequenzen 
hat die Zunahme von Auf­
stiegspositionen? 

Der Anstieg bei den hohen Statuspositionen 

soll etwas genauer belegt werden. Es wurde 

bereits darauf verwiesen, daß die Zahl der 

Erwerbstätigen mit höheren beruflichen Ab­

schlüssen wächst, vor allem die Zahl der 

Fachhoch- und Hochschulabsolventen. 

Bleibt deren Status gleich, wie es der Mikro­

zensus ausweist, dann muß es selbst in den 

höchsten Statuskategorien der abhängig Be­

schäftigten zwangsläufig von Jahr zu Jahr 

mehr Referenten, mehr Abteilungsleiter, Be­

triebsleiter, Direktoren etc. gegeben haben 

(Position 5 der Tabelle). 

Das ist belegbar. Betrug die Zahl der Fach­

hoch- und Hochschulabsolventen in diesen 

gehobenen Statusgruppen laut Mikrozensus 

1982 noch 458 Tsd. Personen (1,71 Prozent 

aller Erwerbstätigen), so waren es 1993, also 

elf Jahre später 735 Tsd. Personen (2,5 Pro­

zent). Das ist ein relativer Aufwuchs um 44 

Prozent (2,47 11,71 = 1,44 oder 44 Prozent). 

- Da Fachhoch- und Hochschulabsolventen 

nur zum Teil in die Positionen von Erwerbs­

tätigen mit anderen Abschlüssen einrücken, 

muß insgesamt der Anteil der hohen Positio­

nen zugenommen haben. 

Auch das ist nachweisbar. Betrug die Zahl 

der Erwerbstätigen in den fraglichen Status­

positionen 1982 noch 1335 (4,24 Prozent al-

ler Erwerbstätigen), so waren es 1993, be­

reits 1718 (5,77 Prozent). Das entspricht ei­

nem relativen Aufwuchs um 36 Prozent 

(5,77 /4,24 = 1,36 oder 36 Prozent). - Offen­

kundig hat gerade bei den hohen Aufstiegs­

positionen in kurzer Zeit eine ganz beträcht­

liche Stellenmehrung stattgefunden, die noch 

beeindruckender ausfällt, wenn die absoluten 

Zahlen betrachtet werden. Dann haben diese 

ranghohen Positionen sogar um gut 50 Pro­

zent zugenommen (von 1982: 1135 Tsd. auf 

1993: 1718 Tsd. oder 1135/1718 = 1,51 oder 

51 Prozent). 

Diese beträchtliche Zunahme geht mit einer 

Abnahme der Rarität solcher Positionen ein­

her. Selbst wenn der Mikrozensus weder bei 

den betrieblich Ausgebildeten noch bei den 

Hochschulabsolventen größere Statusverän­

derungen oder gar Einbußen erkennen läßt, 

wäre es leichtfertig, daraus den Schluß zu 

ziehen, es habe sich nichts verändert. 

Eine solche Einschätzung ließe sich auch 

kaum mit anderen Untersuchungsergebnis­

sen vereinbaren, die darauf hindeuten, daß 

die Arbeitsmarktprobleme der Akademiker 

sich denen anderer Abschlüsse annähern: 

Zwar haben alle Absolventen, unabhängig 

vom jeweiligen Niveau, Schwierigkeiten 

beim Übergang in eine adäquate Berufstätig­

keit, doch der Anstieg der Übergangsrisiken 

war bei den Hochschulabsolventen in den 

vergangeneu Jahrzehnten am größten. Ähnli­

che Resultate erbrachte eine Analyse der Be­

rufszufriedenheit. Auch sie deutete auf eine 

Annäherung der Arbeitsmarktrisiken zwi­

schen den Absolventen unterschiedlicher be­

ruflicher Abschlußebenen hin. 7 

Die Analyse ergab, daß Absolventen mit hö­

herem Abschlußniveau generell zufriedener 

mit ihren beruflichen Tätigkeiten sind als 

Absolventen niedrigerer Abschlußniveaus. 

Doch hat der Unterschied in den vergange­

nen Jahrzehnten abgenommen. Das ließ sich 

aus einer, mit der Höhe des Abschlußniveaus 

wachsenden Kluft zwischen der Zufrieden-
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heit älterer und jüngerer Erwerbstätiger 

schließen. - Vor allem unter den Hochschul­

absolventen sind jüngere Erwerbstätige mit 

ihrer Berufstätigkeit unzufriedener als ältere 

(sehr zufrieden mit ihrer jetzigen Tätigkeit 

sind: 50 Prozent der Absolventenjahrgänge 

bis 1972, 44 Prozent der Jahrg. 1973-1982 

und 42 Prozent der Jahrg. 1983 bis 1992). 

Unter den Erwerbstätigen mit einer betriebli­

chen Berufsausbildung sind demgegenüber 

die Verhältnisse beinahe ausgeglichen: Jün­

gere wie ältere Personen sind, auf einem 

zwar niedrigeren Niveau, beide gleicherma­

ßen zufrieden (sehr zufrieden mit ihrer jetzi­

gen Tätigkeit sind: 32 Prozent der Absolven­

tenjahrgänge bis 1972, 30 Prozent der Jahrg. 

1973 bis 1982 und 32 Prozent der Jahrg. 

1983 bis 1992). 

Wird das mit dem Lebensalter der Hoch­

schulabsolventen einhergehende Zufrieden­

heitsgefalle als eine im Zeitverlauf abneh­

mende Berufszufriedenheit gedeutet, dann 

konvergiert die größere Zufriedenheit der Er­

werbstätigen mit hohem Abschlußniveau 

langsam gegen die geringere Zufriedenheit 

bei Erwerbstätigen mit niedrigem Abschluß­

niveau. 

Die Nivellierung der Berufszufriedenheit 

läßt sich als eine Annäherung der Berufs­

und Arbeitsmarktrisiken interpretieren: Das, 

was für Erwerbstätige mit Lehrabschluß seit 

eh galt, eine im Schnitt geringer ausgeprägte 

Zufriedenheit aufgrund weniger günstiger 

Bedingungen, verändert sich wegen der 

wachsenden Zahl von Absolventen höherer 

Abschlußniveaus und der daraus resultieren­

den verschärften Konkurrenz um geeignete 

Arbeitsplätze, langsam auch bei diesen, be­

ginnend vor allem bei denjüngeren Erwerbs­

tätigen. - Das Gefälle der Berufszufrieden­

heit zwischen älteren und jüngeren Erwerbs­

tätigen mit Hochschulabschluß spiegelt de­

ren ungünstiger werdende Berufschancen 

wider. 

Diese These steht in eklatantem Widerspruch 

zu den referierten Ergebnissen des Mikro-



zensus, die eine weitgehende Konstanz der 

betrieblichen Statushierarchie ergaben. 8 Da 

die Hochschulabsolventen ihren betriebli­

chen Status wahren konnten, dürfte es keine 

Gründe für wachsende Unzufriedenheit ge­

ben.9 

Weil es sich bei der im folgenden angebote­

nen Lösung des Dilemmas um ein auch in 

anderen Zusammenhängen nützliches Inter­

pretationsmuster handelt, das die bei wach­

sendem Abschlußniveau im Erwerbssystem 

ablaufenden Prozesse verständlicher macht, 

und durchaus nicht nur für Hochschulabsol­

venten gilt, soll es etwas genauer erörtert 

werden. 

Warum nimmt die Berufs­
zufriedenheit trotz 
unverändertem Status ab? 

Die rapide Zunahme an hohen Statuspositio­

nen gibt an sich noch keine Hinweise, um 

den Widerspruch zwischen abnehmender Be­

rufszufriedenheit von Akademikern und de­

ren unveränderter Teilhabe an den besonders 

attraktiven betrieblichen Statuspositionen 

aufzulösen. Es sei denn, aus der Stellenmeh­

rung selbst ergäben sich Konsequenzen für 

die Stellenbewertung. 

Dazu wäre notwendig zu wissen, wie Absol­

venten mit höherem Abschlußniveau auf die 

Zunahme statushoher Positionen reagieren. 

Wird die überhaupt wahrgenommen, und, 

wenn das der Fall ist, wirkt sich das auf deren 

Bewertung aus und berührt dann möglicher­

weise auch die Berufszufriedenheit - Daß 

die Mehrung herausgehobener Positionen 

wahrgenommen wird, ist naheliegend, da sie 

zumeist mit einer Abnahme der Unterstel­

lungsverhältnisse einhergeht. Konkret: Ent­

fallen auf hundert Mitarbeiter zehn Abtei­

lungsleiter, so sind das mehr Unterstellungs­

verhältnisse, als wenn auf dieselbe Zahl fünf­

zehn Leiter entfallen. Natürlich gibt es jen-

seits der Zahl unterstellter Mitarbeiter viele 

Merkmale, die den Wert einer Position be­

gründen. Dazu gehören die Arbeitsinhalte, 

die dispositive Verantwortung, das Gehalt 

und ähnliche der jeweiligen Position zuge­

ordnete Ressourcen. 

I Wert einer 
Aufstiegsposition 

hängt auch 
von ihrer Rarität ab 

Doch wie immer die Veränderungen im ein­

zelnen beschaffen sein mögen, jedwede Ver­

mehrung von gleichgelagerten Positionen -

seien es im engeren Sinne Aufstiegspositio­

nen oder nicht - löst unter gleichbleibenden 

Rahmenbedingungen stets denselben Effekt 

aus: Eine Aufteilung der ursprünglich ver­

fügbaren Ressourcen, was wiederum nichts 

anderes bedeutet als eine Relativierung der 

einzelnen Position, das heißt ein Abbau ihrer 

sozial differenzierenden Funktion. Diese Ef­

fekte sind um so ausgeprägter, je größer der 

Aufwuchs gleichgelagerter Positionen ist. 

Die erklommene Position ist nicht mehr das, 

was sie ursprünglich einmal war, als die Zahl 

der Positionen geringer, und deren Ressour­

cen noch ungeschmälert zur Verfügung stan­

den. Daran ändert weder die gleichbleibende 

Benennung einer Position etwas (Direktor 

etc.) noch deren unveränderter Rang im hier­

archischen Stellengefüge. 10 

Unmittelbar einleuchtend ist der Zusammen­

hang zwischen Zahl und Wert von Aufstiegs­

positionen, wenn ein ständiger Anstieg des 

Anteils von Prokuristen, Direktoren etc. un­

terstellt wird, solange, bis endlich alle Er­

werbstätigen solche Statuspositionen inneha­

ben. Spätestens dann sind sie bedeutungslos, 

weil sie auf keine regelhaften Unterschiede 

von Arbeitsbedingungen und Ansehen mehr 

verweisen. Vermutlich prägt sich dieser tri-

viale Zusammenhang in der trotz Statuskon­

sistenz abnehmenden Berufszufriedenheit 

von Hochschulabsolventen aus. 11 

Im vergangenen Jahrzehnt konnten zwar vie­

le Erwerbstätige den "Gewinn" aus ihrer Be­

rufstätigkeit durch Aufstieg mehren - und 

der Gewinn war beträchtlich, wie die Stellen­

zunahme auf allen höheren Statusebenen be­

legt - doch ging damit eine Aufteilung der 

Ressourcen und eine Relativierung der ein­

genommenen Positionen einher. 12 Dieser Ef­

fekt tritt nicht erst bei Aufstiegspositionen 

ein, sondern schon bei Zunahme solcher Po­

sitionen, wie sie üblicherweise nach einem 

Studium eingenommen werden. 13 - Da die 

Ressourcen der Stellen älterer Positionsinha­

ber kaum, die von neu zu besetzenden Stel­

len aber sehr wohl zur Disposition stehen, ist 

auch nachvollziehbar, warum ältere Hoch­

schulabsolventen zufriedener als jüngere 

sind. Letzteren stehen die begehrten Positio­

nen nicht mehr ungeschmälert zur Verfü­

gung. 

Es sei hier nachdrücklich betont, daß die obi­

gen Interpretationen allenfalls die persönli­

che Zufriedenheit von Positionsinhabern er­

klären können. Sie sagen nichts über den 

ökonomischen oder anders gearteten Nutzen 

der Mehrung von höheren Statuspositionen 

aus. Ein solcher Stellenaufwuchs ist späte­

stens dann negativ zu beurteilen, wenn er 

nicht viel mehr bewirkt als den Aufbau zu­

sätzlicher, sich weiter von der Praxis entfer­

nender Hierarchieebenen. - Unter ökonomi­

schen Gesichtspunkten wäre der Stellenauf­

wuchs aber sicher positiv zu bewerten, wenn 

er die Folge des Aufbaus relativ kleiner, sich 

selbst steuernder Arbeitseinheiten wäre, die 

Planung, Qualitätskontrolle, Budgetierung 

und andere bisher zentrale Managementauf­

gaben selbst verantworten. 

Welche Ursachen und Motive tatsächlich der 

Stellenmehrung im vergangenen Jahrzehnt 

zugrunde lagen, läßt sich anhand des Daten­

materials nicht beurteilen. Die Annahme, die 
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Erwerbstätigen der unterschiedlichen Ab­

schlußebenen hätten sich allein durch ihre 

Bildungsanstrengungen die von ihnen be­

setzten Aufstiegspositionen weitgehend 

selbst geschaffen, ist ohne Unterstellung ei­

nes wie immer gearteten betrieblichen Be­

darfs nicht sonderlich einleuchtend. 

Da die Expansion vor allem bei hohen insbe­

sondere den Hochschulabsolventen zugäng­

lichen Positionen stattfand und gleichzeitig 

mit dem Abbau der Stellen von Un- und 

Angelernten einherging, scheint eine andere 

Annahme gerechtfertigt: Die Expansion der 

oberhalb des Facharbeiterniveaus liegenden 

Positionen ist Konsequenz einer immer mehr 

auf methodische und wissenschaftliche Er­

kenntnisse setzenden Produktion, Distri­

bution und Verwaltung. Der Stellenaufwuchs 

bei den höheren betrieblichen Statusposi­

tionen wäre dann Folge einer zunehmend 

besseren ökonomischen Verwertbarkeit hoher 

beruflicher Qualifikationen. Die vom Er­

werbssystem ausgehenden Anreize, in Form 

guter Gehälter und günstiger Arbeitsbedin­

gungen, hohe berufsbildende Abschlüsse zu 

erwerben, wären insoweit systemgerecht 

weil mittelbare Folge ökonomischer Erfor­

dernisse. 

Gesellschaftliche 
Schwierigkeiten 

Fehldeutungen wie die vom Akademiker­

überfluß oder die eines zuungunsten der 

Facharbeiter verlaufende Verdrängungswett­

bewerbs um Aufstiegspositionen sind zwei­

felsohne unzutreffend. Sie einfach als irratio­

nal abzutun, ist indes gefährlich, verweisen 

sie doch auf ungelöste Probleme. 

In Gesellschaften, deren Statuszuweisungen 

sich stark an Bildungszertifikaten orientieren 

- und zu ihnen zählen beinahe alle Industrie­

nationen - ruft die rapide Zunahme hoher 

Statusattribute (Schul- und Hochschul­

abschlüsse, akademische Grade, Titel, be-

triebliehe Stellung) zumal dann Spannungen 

hervor, wenn die Generationen in sehr unter­

schiedlichem Ausmaße daran teilhaben. 

Wenn beispielsweise Hochschulabschlüsse, 

die noch vor einer Generation prestige­

trächtige Attribute hoher betrieblicher Posi­

tionen waren, schon in der nächsten beinahe 

normale Voraussetzungen für ein erfolg­

reiches Berufsleben sind, dann entstehen 

leicht soziale Spannungen zwischen den 

Generationen. 

I Zunahme 
hoher Statuspositionen 

bleibt 
nicht folgenlos 

Das ist vom Standpunkt der jeweils älteren 

Generation nachvollziehbar, denn ihr stellt 

sich diese Entwicklung als inflationärer Pro­

zeß dar, als Entwertung erworbener "Bil­

dungsguthaben". Da mit dem Prestigeverfall 

ihrer Bildungs- und Ausbildungsabschlüsse 

auch eine Nivellierung ihrer gesellschaftli­

chen Stellung einhergehen kann, ist verständ­

lich, das solche Entwicklungen dann als un­

gerecht, als schleichende Enteignung sozia­

ler Besitzstände empfunden werden. - Die 

hohe Plausibilität der Thesen vom Verdrän­

gungswettbewerb oder Akademikerüber­

schuß lassen sich vor diesem Hintergrund 

recht einfach als kaschierter Protest gegen 

solche Formen der "Enteignung" begreifen. 

Da die im Erwerbssystem neu entstehenden 

Bildungs- und Statusstrukturen den tatsächli­

chen gesellschaftlichen und ökonomischen 

Erfordernissen weitgehend entsprechen dürf­

ten, müßte den sozialpsychologischen 

Aspekten gesellschaftlicher Veränderungen 

zumal dann mehr Aufmerksamkeit gewidmet 

werden, wenn sie zu größeren Hindernissen 

einer an sich erstrebenswerten Entwicklung 

zu werden drohen. 
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Anmerkungen: 

1 Derzeit läßt das rückläufige Lehrstellenangebot 

eher auf einen Überfluß denn auf einen Mangel an 

Facharbeitern schließen. Die Jugendlichen sind wie­

der auf die verpönten schulischen und hochschuli­

schen Wege verwiesen. 
2 Der Begriff entstammt dem Titel von Drexel, 1.: Das 

Ende des Facharbeiteraufstiegs? - Neue milllere Bil­

dungs- und Karrierewege in Deutschland und Frank­

reich - ein Vergleich. Frankfurt/Main, New York 1993 
3 Vgl.: Plicht, H.; Schober, K.; Schreyer, F.: Zur Aus­

bildungsadäquanz der Beschäftigung von Hochschul­

absolventinnen und -absolventen. Versuch einer 

Quantifizierung anhand der Mikrozensen /985 bis 

1991. In : Mitleilungen aus der Arbeitsmarkt- und Be­

rufsforschung (1994) 3, S. 177 
4 Daß Meister und Techniker, sofern sie im Betrieb 

auch als solche arbeiten, bereits einen Aufstieg voll­

zogen haben, ist belanglos, solange sie eine betriebli­

che Berufsausbildung aufweisen, und das dürfte bei­

nahe durchgehend der Fall sein. Als Auf- oder Abstei­

ger werden sie jeweils erfaßt, und nur das ist hier 

maßgebend. Natürlich läßt sich durch die Zusammen­

fassung der Lehr- und Fachschulabschlüsse nicht 

mehr feststellen, welcher Anteil der Fachschulabsol­

venten, trotz des erworbenen Abschlusses, die ange­

strebte Statusverbesserung nicht einlösen konnte, das 

ist in unserem Zusammenhang aber auch belanglos. 
5 Das gilt nur dann, wenn Erwerbstätige mit Lehre 

und Hochschulabschluß einen für Lehrabsolventen 

überdurchschnilllichen Aufstieg vollziehen, das dürfte 

aber wohl die Regel sein. -Beim Aufstieg der Hoch­

schulabsolventenwirken sich die Hochschulabsolven­

ten mit betrieblicher Berufsausbildung demgegenüber 

vermutlich kaum aus, da bei ihnen einfür Hochschul­

absolventen durchschnittliches Aufstiegsverhalten zu­

grunde geleg t werden kann. 
6 Vgl.: v. Henninges, H.: Die berufliche, sektorale 

und statusmäßige Umverteilung von Facharbeitern. 

Beiträge zu r Arbeitsmarkt- und Berufsforschung, Nr. 

182, Nürnberg I994, S. 8I- Hier geht es um ausge­

bildete Facharbeiter und deren heutige Stellung im 

Betrieb, unabhängig davon, ob der sich über einen 

Hochschulabschluß vollzog oder nicht. Der beim Mi­

krozensus etwas schwierig zu handhabende höchste 

berufsbildende Abschluß spielt somit keine Rolle. 
7 Vgl.: Leszczensky, M. ; Nigmann, R.-R. in Materiali­

en zum Fachhochschulstudium. HIS-Kurzinformation 

A 5. Hannover I988. Althoff, H.: Ursachen des Fach­

kräftemangels - Tätigkeit und Zufriedenheit von Er­

werbstätigen mit unterschiedlichem beruflichen Ab­

schluß. In: BWP 23 (1994) 3, S. 17. Bei den hier 

knapp referierten Ergebnissen handelt es sich um 

Auswertungen aus der BIBBI IAB-Erwerbstätigenbe­

fragung. Vgl. dazu Jansen, R.; Stooß, F.: Qualifikation 

und Erwerbssituation im geeinten Deutschland. Ein 

Überblick über die Ergebnisse der BIBBIIAB-Erhe­

bung 199111992. Bundesinstitut für Berufsbildung 

1992 
8 Die mit Höhe des Abschlußniveaus wachsende Un­

zufriedenheit jüngerer gegenüber älteren Erwerbstä­

tigen wu rde in der Untersuchung von Plicht et al. 



(vgl. Anmerkung 3) als Ergebnis nicht abgeschlosse­

ner Berufskarrieren gedeutet, d. h. als Folge noch un­

eingelöster beruflicher Aspirationen jüngerer Er­

werbstätige r. Eine solche Interpretation erklärt indes 

nicht, warum die berufliche Unzufriedenheit der Jün­

geren gegenüber den Älteren gerade mit steigendem 

Abschlußniveau wächst. Und sie erklärt auch nicht, 

warum gerade jüngere Erwerbstätige mit Hochschul­

abschluß der Überzeugung sind, daß ihre Tätigkeit 

mit anderer oder gar geringerer Qualifikation ausgeübt 

werden könne (vgl. Althoff, H. , a. a. 0. Anmerkung 7). 
9 Im Regelfall sind Status und Berufszufriedenheit 

über die Qualität beruflicher Tätigkeiten miteinander 

verknüpft: Mit wachsendem betrieblichen Status neh­

men Qualität und Ansehen der beruflichen Tätigkeit 

zu und demzufolge auch die Zufriedenheit der Positi­

onsinhaber. Wachsende Unzufriedenheit von Hoch­

schulabsolventen bei unverändert günstigem Status 

lassen sich daher schlecht vere inbaren. 
10 Wird auf einen in den letzten Jahren etwas in Un­

gnade gefallenen Altmeister der Nationalökonomie 

zurückgegriffen, auf Kar! Marx, so wird das Problem 

des relativen Nutzens eines jeden Gutes, das von ihm 

am Beispiel eines einfachen Hauses und eines be­

nachbarten Palastes erläutert wird, vielleicht noch 

deutlicher: .. Ein Haus mag groß oder klein sein, so­

lange die es umgebenden Häuser ebenfalls klein sind, 

befriedigt es alle gesellschaftlichen Ansprüche an ei­

ne Wohnung. Erhebt sich aber neben dem kleinen 

Haus ein Palast und das kleine Haus schrumpft zur 

Hütte zusammen. Das kleine Haus beweist nun, daß 

sein Inhaber keine oder nur die geringsten Ansprüche 

zu machen hat, und es mag im Laufe der Zivilisation 

in die Höhe schießen noch so sehr, wenn der benach­

barte Palast in gleichem oder gar höherem Maße in 

die Höhe schießt, wird der Bewohner des verhältnis ­

mäßig kleinen Hauses sich immer unbehaglicher, un­

Pefriedigter, gedrückter in seinen vier Pfählen 

finden. " Marx, K.: Lohn, Arbeit und Kapital; Frank­

furt IM. o. J., S. 38 
11 Die Situation der Hochschulabsolventen veränder­

te sich also weder bezüglich des Status noch der Auf­

stiegschancen viel eher in Hinblick auf die Ressour­

cen ihrer Positionen, d. h. bezüglich Art und Inhalt ih ­

rer Tätigkeiten. Hier scheint sich der eigentliche Um­

bruch zu vollziehen. Im Gegensatz zu den Absolventen 

einer betrieblichen Berufsausbildung, deren Zufrie­

denheit fast gleich blieb, nahm ihre erheblich ab: Es 

waren unter den. Hochschulabsolventen sehr zufrie­

den mit Art und Inhalt ihrer Tätigkeit: 54 Prozent der 

Absolventenjahrgänge bis 1972; 50 Prozent der Jahr­

gänge 1973 bis 1982 und 45 Prozent der Jahrgänge 

1983 bis 1992. Für die Absolventen einer betriebli­

chen Berufsausbildung lauten die Werte für dieselben 

Absolventenjahrgänge: 31, 30, 32 Prozent. Während 

die Zufriedenheit bei den Hochschulabsolventen also 

abnahm, blieb sie bei den betrieblich Ausgebildeten 

weitgehend konstant. Vgl. Althoff, H.: a. a. 0., Fuß­

note 7 
12 Der Verlust ist natürlich nicht allein vom Stellen­

aufwuchs abhängig, sondern auch vom unmittelbaren 

Nutzen einer Position. Basiert der vornehmlich auf 

Autonomie- und Erkenntnisgew inn, einem hohen Ge­

halt, auf Gewinnbeteiligung oder Pensionsanwart­

schaften, so werden Stellenmehrungen einen geringe­

ren negativen Effekt haben, als wenn die gewonnene 

Position eher auf Status- und Prestigewerten gründet, 

vergleichbar dem auf Auszeichnungen und Orden be­

ruhenden Ansehen einer Person, das schwindet, so­

bald die Zahl der so Ausgezeichneten merklich steigt. 
13 Rechnerisch lassen sich die durch Stellenmehrung 

eintretenden Statusverschiebungen in einem eindi­

mensionalen hierarchischen Positionsgefüge ermit­

teln, wenn die Statusebenen gew ichtet werden, bei­

spielsweise mit den Werten 1 bis 5. Sinkt der Durch ­

schn ittswert einer Gruppe von Erwerbstätigen (Hoch­

schulabsolventen) im Vergleich zum Durchschnitts­

wert aller Erwerbstätigen, dann kann davon ausge­

gangen werden, daß beide, das Fremdbild und die 

Selbsteinschätzung (Berufszufriedenheit) der jeweili­

gen Gruppe davon negativ betroffen sind. 

Anzeige 
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Qualitätssichernde Handlungs­
kompetenzen- ein neues 
Aufgabenfeld der beruflich­
betrieblichen Weiterbildung 

Integrierte, die gesamte betriebliche 

Ablauforganisation umfassende Qua­

litätssicherungs-Systeme finden zu­

nehmend Einzug auch in Klein- und 

Mittelbetriebe. Das erfordert neue 

Qualifikationen auf seiten der Mitar­

beiter: Ein qualitätsbewußtes Arbeits­

verhalten wird zu einer Schlüssel­

qualifikation der beruflichen Aus­

und Weiterbildung. Der nachfolgen­

de Beitrag stellt einen Modellver­

such vor, der sich zum Ziel gesetzt 

hat, Qualifikationen für qualitäts­
sichernde Handlungskompetenzen 

auf der Mitarbeiterebene zu entwik­
keln und in eine aufgaben- und be­

triebsbezogene Weiterbildungsstra­

tegie umzusetzen. 

Das Modellvorhaben "Integrative Qualifika­

tionen für integrierte Qualitätssicherungs-Sy­

steme" (IQSS) wurde im Frühjahr 1994 vom 

Durchführungsträger, der Universität Bre­

men - Kooperationsbereich Universität/ Ar­

beiterkammer, unter fachlicher Betreuung 

des Bundesinstituts für Berufsbildung (BlBB) 

gestartet. Es findet in direkter Kooperation 

mit vier Betrieben aus der Metallverarbei­

tung -je zwei Klein- und Mittelbetrieben an 

den Standorten Bremen und Rostock - statt. 1 

Qualitätssichernde Handlungskompetenzen 

der Mitarbeiter werden in dem Maße zu ei­

nem neuen Aufgabenfeld der beruflich-be­

trieblichen Weiterbildung, wie die Qualität 

der Produkte zu einem entscheidenden Wett­

bewerbsfaktor der Betriebe in der internatio­

nalen Konkurrenz wird. In wachsendem Ma-

Be müssen gerade kleine und mittlere Betrie­

be ihre Qualitätsfähigkeit unter Beweis stel­

len - bis hin zur "Zertifizierung" gemäß der 

Normenreihe der "International Standardisa­

tion Organization" (ISO). Das stellt die tradi­

tionellen Qualitätssicherungs-Systeme auf 

den Prüfstand. 

Ein innovatives betriebliches Qualitätssiche­

rungs-System kann sich nicht auf die Be­

handlung fehlerhafter Produkte reduzieren, 

sondern muß als präventive Qualitätsproduk­

tion in eine durchgängig qualitätssichernde 

Betriebsorganisation implementiert werden. 

Das hat Konsequenzen sowohl für die Reor­

ganisation der Arbeitsprozesse als auch für 

die Integration, Partizipation und Qualifikati­

on der Mitarbeiter: 

Das Ideal einer präventiven Qualitätssiche­

rung ist die "Nullfehlerproduktion", die die 

nachträgliche Qualitätskontrolle tendenziell 

überflüssig macht. Produktqualität sicher­

stellen besteht vor allem in der Sicherstel­

lung der Prozeßqualität der Arbeitsabläufe 

und ist als eine die gesamte betriebliche Ab­

lauforganisation umfassende Qualitätssiche­

rung von vomherein auf die Einbindung der 

Mitarbeiter aller Funktionsbereiche angewie­

sen. Statt "endkontrollierender Qualitätsex­

perten" ist jeder Mitarbeiter als "Experte sei­

ner Arbeit" gefragt, womit betriebliche Orga­

nisationskonzepte obsolet werden, die - als 

Produkt einer rigiden Arbeitsteilung- Quali­

tätssicherung zur Aufgabe einer ausgeglie­

derten eigenen betrieblichen Funktion ma­

chen. Da ein solches Qualitätssicherungs-Sy­

stem in hohem Maße auf personenbezogenen 
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Anforderungen bzw. Ansätzen, Methoden 

und Strategien basiert, die vom sog. Erfah­

rungswissen geprägt sind2 
- im Unterschied 

zu technikzentrierten Organisationsmodellen 

- erfordert das primär eine Neubestimmung 

der Rolle des "menschlichen Faktors" in der 

Produktion: 

,.Statt den Menschen in erster Linie als tunliehst zu 

verdrängende Quelle von Störungen und Ursache von 

Kosten zu betrachten, gilt es, die produktiven und 

kreativen Potenzen zur Entfaltung zu bringen. Dazu 

bedarf es zum einen neuer Organisationsformen der 

Arbeit mit ganzheitlichen Arbeitsvollzügen und wei­

tem Handlungsspielraum und zum anderen men­

schengerecht und aufgabenangemessen gestalteter 

Arbeitsmittel, die seine besonderen Fähigkeiten un­

terstützen und nicht ersetzen'' 3 

Der Anspruch des Modellversuchs besteht 

darin, das berufliche Erfahrungswissen eben­

so wie das Kreativitätspotential der Mitarbei­

ter selber zum Hebel für betriebliche quali­

tätssichernde Innovationen zu machen. Das 

Ziel ist die Herausbildung eines qualitätsbe­

wußten Arbeitsverhaltens als einer Schlüssel­

qualifikation, die - vermittelt über das vom 

Modellversuch entwickelte Qualifizierungs­

konzept - zum integrierten Bestandteil der 

Arbeitsaufgaben der Mitarbeiter werden soll, 

worüber sich der Inhalt der Tätigkeiten eben­

so verändert wie der gesamte Aufgabenzu­

schnitt. 

Damit setzt sich der Modellversuch von An­

sätzen ab, die ein qualitätsbewußtes Arbeits­

verhalten primär als eine reine Verhaltens­

kategorie betrachten, als eine bloße Frage der 

Einstellung zur Arbeit, die mit mehr oder 

weniger moralischen Appellen an die Beleg­

schaft zu erledigen sei. 

Vielmehr sollten die für eine qualitätssi­

chernde Handlungskompetenz neuen Anfor­

derungen an die Mitarbeiter ermittelt und in 

spezifische Qualifikationsinhalte und eine 

adäquate Weiterbildungskonzeption umge­

setzt werden: 

• Wie sind die neuen Qualifikationsanforde­

rungen beschaffen, die sich im Zuge der Ein­

führung integrierter betrieblicher Qualitätssi­

cherungs-Systeme an die Mitarbeiter stellen? 

• Wie können die vorhandenen beruflichen 

Kenntnisse und Fähigkeiten der Mitarbeiter 

für die neuen Qualifikationsanforderungen 

fruchtbar gemacht werden? 

• Wie sind die qualitätsrelevanten Aufgaben 

verschiedener betrieblicher Funktionsberei­

che in systematisierte Lernarrangements um­

zusetzen? 

• Welche Lernorganisation braucht ein 

betriebliches Lernen, das perspektivisch auf 

die Selbstlernkompetenz der Mitarbeiter 

zielt? 

Die Kooperationsbetriebe waren im Vorfeld 

des Modellversuchs so ausgewählt, daß sie 

hinsichtlich des Standes ihrer Qualitätssiche­

rung sowie der Integration und Partizipation 

ihrer Mitarbeiter als annähernd typisch für 

Klein- und Mittelbetriebe gelten konnten, um 

von vornherein den Transfer der Modellver­

suchsprodukte zu gewährleisten: Ihre Quali­

tätssicherung fand weitestgehend als Kon­

trolle der Endprodukte statt, womit die Mit­

arbeiter "naturgemäß" wenig zu tun hatten, 

weil dafür "der Qualitätsexperte" zuständig 

ist. Die Pilotbetriebe waren darin typisch und 

damit vergleichbar mit anderen Klein- und 

Mittelbetrieben, daß sie unter dem "Zertifi­

zierungsdruck" gemäß der DIN ISO-Nor­

menreihe 9000 ff. standen und von da aus auf 

innovative Maßnahmen im Bereich ihres be­

trieblichen Qualitätssicherungs-Systems ver­

wiesen waren. 

Dieses vorfindliehe betriebliche Interesse ist 

aber noch nicht identisch mit dem Modell­

versuchs-Anliegen, die Kreativität, Gestal­

tungsfähigkeit und Verantwortungskompe­

tenz der Mitarbeiter zum Hebel für qualitäts­

sichernde Innovationen zu machen. Im Ge­

genteil: der Nachweis, daß sie sich gemäß 

der IS0-9000-Qualitätsnormen "auf dem 

neuesten Stand" befinden, ist eher formeller 

Natur, insbesondere auch, was die Weiterbil­

dung der Mitarbeiter betrifft. Von den in der 

Normenreihe geforderten 20 Qualitätssiche­

rungs-Elementen ist die "Schulung der Mit­

arbeiter" ein Element, für das die Betriebe 

zum Zweck der Zertifizierung bloß nachwei­

sen müssen, daß sie Schulungsmaßnahmen 

für die Mitarbeiter einplanen und durchfüh­

ren. Wie die inhaltlich und methodisch zu ge­

stalten sind, welche neuen Qualifikationsan­

forderungen sich für die Mitarbeiter im Zuge 

der Einführung eines integrativen Qualitäts­

sicherungs-Systems stellen, wird in der Nor­

menreihe nicht thematisiert. 

Die Praxis der Betriebe erschöpft sich dem­

entsprechend in der Regel darin, die Mitar­

beiter appellhaft zu einem qualitätssichernden 

Arbeitsverhalten zu "verpflichten" oder 

ihnen den Umgang mit den Qualitätsvor­

schriften ihres Qualitätssicherungs-"Hand­

buchs" (Arbeits- und Verfahrensanweisun­

gen), die "von oben"- häufig mit Unterstüt­

zung eines Unternehmensberaters - entwik­

kelt worden sind, "beizubringen". 

Von dieser vorfindliehen Ausgangssituation 

aus hatte der Modellversuch in den Pilotbe­

trieben zunächst Überzeugungsarbeit zu lei­

sten: Daß die Mitarbeiter die tragende Säule 

eines ganzheitlichen Qualitätssicherungs-Sy­

stems sind, dafür war das notwendige inner­

betriebliche Problembewußtsein erst einmal 

herzustellen, und zwar nicht nur in einem 

verbalen Konsens mit der Geschäftsleitung, 

der leicht zu haben ist! 

Die Arbeitsschritte 
des Modellversuchs 

Der Modellversuch war in vier Kern-Arbeits­

schritte unterteilt, die der Durchführungslo­

gik nach aufeinander aufbauten, der prakti­

schen Durchführung nach jedoch teilweise 

auch parallel stattfanden: 
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• einer betrieblichen Schwachstellen- und 

Qualifikationsdefizitanalyse in den Pilotbe­

trieben; 

• der exemplarischen Entwicklung von Qua­

lifizierungsmodulen für verschiedene betrieb­

liche Arbeitsbereiche (Materialwirtschaft/ 

Wareneingang, Phasen der Fertigung, Ver­

trieb) ; 

• der Anwendung, Erprobung und Evalua­

tion der Qualifizierungsmodule; 

• dem Transfer in Klein- und Mittelbetriebe 

der alten und neuen Bundesländer. 

Von der eingangs skizzierten Ausgangssitua­

tion aus stellte sich zunächst die Frage, wel­

che Funktion die in den Pilotbetrieben durch­

zuführende "Schwachstellenanalyse" für die 

Gesamtentwicklung des Modellversuchs ha­

ben sollte. Es war klar, daß die innerbetriebli­

che Ist-Zustands-Analyse mehr zu sein hätte 

als eine bloße Bestandsaufnahme des Stan­

des der Qualitätssicherung und der Qualifi­

kationsvoraussetzungen der Mitarbeiter im 

Sinne einer ingenieurwissenschaftlichen Ex­

pertise. Sie sollte dem Anspruch genügen, 

bereits in der ersten Durchführungsphase des 

Modellversuchs einen innerbetrieblichen 

Sensibilisierungsprozeß über zentrale Fragen 

einer prozeßorientierten betrieblichen Quali­

tätssicherung einzuleiten und damit den not­

wendigen Umdenkungsprozeß auf allen 

Hierarchieebenen zu initiieren. 

Die Schwachstellenanalyse 
als Lernphase der betriebs­
internen Weiterbildung 

Der Modellversuch entschied sich dazu, die 

"Schwachstellen-Analyse" bereits als be­

triebsinteme Weiterbildung durchzuführen: 

In drei aufeinander aufbauenden Phasen soll­

ten - ausgehend von der Ebene der Unter­

nehrnensleitung über die mittlere Führungs-

ebene (Abteilungsleiter, Meister) unter zu­

nehmender Einbeziehung der Mitarbeiter aus 

den verschiedenen Arbeitsbereichen - in of­

fenen, problernzentrierten Interviews ge­

meinsam mit allen Beteiligten die Beurtei­

lungsmaßstäbe herausgearbeitet werden, die 

für eine "Schwachstellen"-Ermittlung konsti­

tutiv sind: Eine solche Analyse unterstellt ja 

einen Vergleichsmaßstab, einen Soll-Zu­

stand, woran gemessen eine Abweichung als 

"Schwachstelle" festgehalten wird. Dieser 

Soll-Zustand wurde gemeinsam mit den Ge­

sprächspartnern aller Hierarchiestufen erar­

beitet und auf diese Weise sichergestellt, daß 

alle Beteiligten auch wirklich mit demselben 

Maßstab operieren. 

I Qualitäts­
verantwortung wird 

nicht mehr 
anonym weitergereicht 

So wurde schwerpunktmäßig der Prozeß­

charakter einer präventiven Qualitätspro­

duktion herausgearbeitet und auf die inner­

betrieblichen Schnitt- und Schwachstellen 

bezogen. In Verbindung mit der Analyse be­

triebsspezifischer Probleme und Defizite, ih­

rer Ursache und der Andeutung möglicher 

Lösungsstrategien wurde bei den Beteiligten 

sukzessive die Einsicht produziert, daß eine 

solche Qualitätssicherung aus einer Kette in­

einandergreifender Arbeitsschritte besteht, 

die ihre je spezifischen qualitätsrelevanten 

Merkmale haben und als solche immer in ei­

ner Wechselwirkung zu den vorherigen und 

nachfolgenden Arbeitsschritten stehen. Diese 

Erkenntnis wurde in betrieblichen Aufbau­

und Ablaufdiagrammen festgehalten, die die 

derzeitige Arbeitsorganisation und Betriebs­

struktur ebenso widerspiegelten wie die qua­

litätsrelevanten Schnittpunkte markierten, 

die eine Reorganisation der Arbeitsorganisa­

tion zu berücksichtigen hätte. 
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Von da aus wurde auch wesentlich "hand­

greiflicher", welche Konsequenzen das für 

die Einbindung der Mitarbeiter und deren 

Qualifikation hat: Wenn alle betrieblichen 

Abteilungen und Arbeitsbereiche unter dem 

Aspekt integrierter Qualitätssicherung in ei­

nem funktionellen Zusammenhang stehen, 

sind auch die Mitarbeiterebenen prinzipiell 

anders gefordert. Die Metapher dafür lautet: 

die Abteilungen und Mitarbeiter müssen sich 

in ihrem Arbeitsbezug aufeinander wie zu ei­

ner "internen Kunden-Lieferanten-Bezie­

hung" verhalten, sich also zu ihrem jeweili­

gen Arbeitsprodukt so stellen wie das Unter­

nehmen mit dem gesamten Produktionser­

gebnis zu den Kundenanforderungen. Das 

heißt: jedem Mitarbeiter muß klar sein, für 

welchen "internen Kunden" er etwas herstellt 

oder eine Dienstleistung erbringt. Indem auf 

diese Weise die Notwendigkeit der Erfüllung 

von Qualitätsmerkmalen auch mit der Person 

des ,Abnehmers" verknüpft ist, wird Quali­

tätsverantwortung nicht mehr anonym wei­

tergereicht, und es ist - wenn erforderlich -

eine direkte Querverbindung gewährleistet. 4 

Ein solches integratives qualitätsorientiertes 

Arbeitskonzept setzt auch voraus, daß die 

einzelnen Bearbeitungsschritte nur in Kennt­

nis des Gesamtzusammenhangs der betriebli­

chen Ablauforganisation einschließlich ihrer 

qualitätsrelevanten Schnitt- und Schwach­

stellen effektiv umgesetzt werden können. 

Mehr noch: der gewußte Kontext dieses in­

ternen Funktionszusammenhangs der aufein­

anderbezogenen, den Gesamtprozeß beein­

flussenden Arbeitsaufgaben kann als das 

"Non plus Ultra" eines qualitätssichemden 

Handeins angesehen werden: Welche Bedeu­

tung, welchen funktionellen Zusammenhang 

haben die einzelnen Arbeitsaufgaben und be­

trieblichen Abteilungen unter dem Gesichts­

punkt der Sicherstellung einer optimalen 

Prozeßqualität? 

Hier aber liegen- das hat sich in den Gesprä­

chen auch bei den Mitarbeitern selber schla­

gend gezeigt - die zentralen Defizite in ihrer 



Qualifikation: Es dominiert das eng arbeits­

platzzentrierte Denken und Handeln; es feh lt 

an Wissen um die vor- und nachgelagerten 

Tätigkeiten (" . . . hier weiß oft die eine Hand 

nicht, was die andere tut!"), an Zusammen­

hangswissen und -verständnis der betriebli­

chen Abläufe. Oft wissen die Mitarbeiter 

nicht einmal, in welches Endprodukt die von 

ihnen hergestellten Teile eingehen und kön­

nen demgemäß auch nicht beurteilen, welche 

Folgen Fehler bzw. eine mangelhafte Quali­

tät für das Gesamterzeugnis und z. B. dessen 

Nutzungssicherheit haben. 

Der Modellversuch hat deshalb bei der Ent­

wicklung der Qualifikationsinhalte den 

Schwerpunkt auf die Förderung des Zusam­

menhangsverständnisses und des Systemwis­

sens, der "integrativen Kompetenzen" der 

Mitarbeiter, gelegt. Mit dieser Schwerpunkt­

setzung geht auch eine Neubestimmung der 

berufspädagogischen Implikationen einher: 

Aufgabenorientierung meint in diesem Zu­

sammenhang den funktionellen Charakter 

der Arbeitsaufgaben für den Zweck der Si­

cherstellung von Prozeßqualität: In welchem 

Verhältnis steht jeder Teilarbeitsschritt zu 

diesem Zweck, inwiefern ist er funktioneller 

Bestandteil des Gesamtprozesses? Es geht 

also darum, bei den Mitarbeitern ein prozeß­

orientiertes Aufgabenverständnis zu entwik­

keln. 

Damit ist auch Zielgruppenorientierung 

neu definiert: Zielgruppe der von dem Mo­

dellversuch initiierten Weiterbildung ist nicht 

primär eine einzelne Beschäftigtengruppe 

mit formal gleichen Qualifikationsvorausset­

zungen, sondern Mitarbeiter unterschiedli­

cher Abteilungen und gegebenenfalls ver­

schiedener Hierarchiestufen; in Kleinbetrie­

ben kann das im Idealfall die gesamte Beleg­

schaft sein. Das ergibt sich aus der Sache sel­

ber: Wenn Qualitätssicherung auf eine durch-

Abbildung: Modul 1: Qualitätssicherndes Handeln im Wareneingang 

Integrationsstufe I 

Der funktionelle Zusammenhang 
der Qualitätssicherungsaufgaben im 

Wareneingang 

Basisphase 
Die Arbeitsaufgaben im 

Wareneingang unter qualitätssichernden 
Gesichtspunkten 

Vertiefungs- Vertiefungs-
phase I phase II 

Prüfstrategien Rechtliche Aspekte 
und Prüfdaten- der Warenein-
dokumentation gangsprüfung 

und haftungs-
rechtliche 
Konsequenzen 

Integrationsstufe II 

Der funktionelle Zusammenhang 
der qualitätsrelevanten betrieblichen 

Schnitt- und Schwachstellen 

Basisphase 
Die Funktion der Wareneingangsprüfung 

innerhalb der 
betrieblichen Ablauforganisation 

Vertiefungs- Vertiefungs-
phase I phase II 

-
Der innerbetrieb- Präventive Quali-
liehe Kommuni- tätsproduktion / 
kations- und prozeßorientierte 
Informationsfluß Qualitätssicherung 
unter dem als Wettbewerbs-
Gesichtspunkt faktor von KMU 
geeigneter Rück-
meldesysteme 

gängig qualitätssichemde Betriebsorganisa­

tion zielt, in der die Mitarbeiter aller Berei­

che und Abteilungen gefordert sind, liegen 

auch auf der Qualifikationsebene Schnittstel­

len zwischen den verschiedenen Tätigkeits­

und Abteilungsanforderungen. 

Eine partiell gemeinsame Weiterbildung von 

z. B. Werkern und Konstrukteuren, die der 

qualitätsrelevanten Schnittstelle zwischen 

Konstruktion und Fertigung Rechnung trägt, 

spricht Mitarbeiter unterschiedlicher Funk­

tionen in ihrem internen Funktionsverhältnis 

als Mitglieder eines betrieblichen Qualitäts­

sicherungsteams an und fördert auf diese 

Weise die Herausbildung eines gemeinsamen 

Prozeßbewußtseins sowie Zusammenhangs­

wissen und Teamdenken. 

Die auf Basis eines die Prozeßqualität si­

chernden Tätigkeits- und Qualifikationspro­

fils der verschiedenen betrieblichen Funk­

tionshereiche entwickelten Qualifizierungs-

Integrationsstufe 111 

Qualitätssicherndes Handeln im 
Gesamtzusammenhang einer präventiven 

Qualitätsproduktion 

Basisphase 
Die aufgabenbezogene Anwendung 

qualitätssichernder 
Handlungskompetenzen 

Anwendungs- Anwendungs-
phase I phase II 

Erarbeitung von Erarbeitung einer 
möglichen Ver- Arbeits- und Prüf-
besserungsvor- anweisung im 
schlägen für die Wareneingang als 
eigene Arbeits- Mittel der Selbst-
situation unter qualifizierung und 
den Aspekten Weiterqua Ii-
eines qualitäts- fizie rung anderer 
bewußten 
Arbeitsverhaltens Mitarbeiter 
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module tragen diesen berufspädagogischen 

Implikationen durch ihre didaktische Struk­

tur Rechnung: In drei aufeinander aufbauen­

den sog. Integrationsstufen, die aus mehre­

ren in sich abgeschlossenen Lemelementen, 

jeweils einer Basisphase und mehreren ziel­

gruppenspezifischen Vertiefungsphasen be­

stehen (vgl. den Überblick exemplarisch an 

dem Modul "Wareneingang"), sollen sich die 

Mitarbeiter - ausgehend von ihren konkreten 

Handlungsfeldern - den betriebsinternen 

Funktions- und Wirkungszusammenhang für 

eine prozeßorientierte Qualitätssicherung er­

arbeiten und perspektivisch in eine selbstge­

steuerte und selbstverantwortete kontinuierli­

che Qualitätszirkelarbeit überführen. 

Während in der Integrationsstufe I der funk­

tionelle Zusammenhang der qualitätssichem­

den Handlungsfelder in dem jeweiligen Ar­

beitsbereich herausgearbeitet wird, liegt der 

Schwerpunkt in der Integrationsstufe II auf 

der Herausbildung von Orientierungs- und 

Zusammenhangswissen und der Einordnung 

der konkreten Handlungsfelder in die be­

triebsinteme Aufbau- und Ablauforganisati­

on; der Schwerpunkt in der Integrationsstufe 

Ill auf dem Transfer des Gelernten in einen 

kontinuierlichen innerbetrieblichen Verbes­

serungsprozeß. 

Die Qualifizierungseinheiten sind so konzi­

piert, daß sie als Lernen für die Arbeit mit 

der Perspektive des Lernens in der Arbeit 

zwar abgetrennt vom unmittelbaren Arbeits­

prozeß, jedoch im Betrieb stattfinden kön­

nen. Die Betriebe stellen einen Schulungs­

raum zur Verfügung, für dessen Ausstattung 

der Moderator sorgt. Es war eine wesentliche 

Bedingung der Pilotbetriebe, in denen die 

Module erprobt werden, ihre Mitarbeiter 

zwar stundenweise- evtl. auch in "wechseln­

den Schichten" - vom Arbeitsprozeß freizu­

stellen, nicht jedoch für eine externe Weiter­

bildung über einen längeren Zeitraum. 5 

Diese Form der Lernorganisation ist vom 

Standpunkt des Modellversuchs durchaus 

akzeptabel: erstens ist die Organisation einer 

solchen Weiterbildung stets "auf kurzem 

Weg" mit den Betriebsleitungen abzustim­

men; zweitens erlaubt das flexible Modulsy­

stem, auch in einer begrenzten Zeit in sich 

geschlossene Lerneinheiten umzusetzen; 

drittens - und das ist bei dieser spezifischen 

Qualifizierung von großem Vorteil - sind im 

Rahmen der Weiterbildung, Mitarbeiter aus 

anderen Abteilungen, Meister und Vorgesetz­

te kurzfristig in den Weiterbildungsprozeß 

einzubeziehen, wenn sich das unter dem 

Aspekt innerbetrieblicher Schnittstellen- und 

Koordinationsprobleme - wie oben beschrie­

ben - als zweckdienlich erweisen sollte. 

Der Transfer der 
Modellversuchsergebnisse 

Eine zentrale Aufgabenstellung des Modell­

versuchs besteht in dem Transfer der Modell­

versuchsprodukte: Sie sollen als ein für klei­

ne und mittlere Betriebe praktikables Weiter­

bildungsangebat bekannt und zugänglich 

gemacht werden, wofür im Rahmen des Mo­

dellversuchs spezielle Transferaktivitäten 

entwickelt worden sind: Neben der direkten 

Kontaktaufnahme mit zahlreichen Betrieben 

- zunächst an den Standorten Bremen/Bre­

merhaven und Mecklenburg-Vorpommern -

werden Workshops mit Weiterbildungsträ­

gem und Betrieben durchgeführt mit dem 

Ziel, die Erprobungsbasis für die vom Mo­

dellversuch erarbeiteten Qualifizierungsmo­

dule über die Pilotbetriebe hinaus zu erwei­

tern, indem sie in weiteren Klein- und Mittel­

betrieben durchgeführt werden. 

Um die Modellversuchsprodukte über die 

Laufzeit des Modellvorhabens hinaus zu ei­

nem tragfähigen Konzept der beruflich-be­

trieblichen Weiterbildung zu machen, ist dar­

über hinaus die Entwicklung eines zusätzli­

chen Instrumentariums geplant, das diesen 

Anspruch gewährleisten soll: Es soll ein zur 

Selbstqualifizierung von betrieblichen Mo­

deratoren/Multiplikatoren taugliches "Quali-
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fizierungspaket" entwickelt werden, das die­

se in die Lage versetzt, die Qualifizierungs­

bausteine selbständig umzusetzen. Gedacht 

ist an die Zielgruppe der Meister und Abtei­

lungsleiter oder auch die Qualitätsexperten 

aus Klein- und Mittelbetrieben, die qua be­

trieblicher Funktion primär geeignet sind, als 

innerbetriebliche Moderatoren einen Qualifi­

zierungsprozeß der Mitarbeiter zu initiieren. 

Ein parallel dazu von der wissenschaftlichen 

Begleitung zu erarbeitendes Instrument zur 

selbständigen Evaluation der innerbetriebli­

chen Weiterbildung durch die betrieblichen 

Moderatoren/Multiplikatoren soll die konti­

nuierliche Qualitätsverbesserung dieser Wei­

terbildungsprozesse sicherstellen. 

Anmerkungen: 

1 Die weiteren Kooperationspartner des Modellver­

suchs sind das ,. Arbeiter-Bildungs-Cent rum ", Bre­

men, und das .. Bremer Institut für Betriebstechnik 

und allgewandte Arbeitswissenschaft " sowie die ln­

novatiolls- und Forschungstra!lsferstelle fü r beruf­

lich-betriebliche Weiterbildu!lg, Schwerin ; die wis­

senschaftliche Begleitung wird vom " Institut für Wis­

senschaftstransfer ", Bremen, durchgeführt. 
2 Vgl. Pfeifer, T.: Qualitätsmanagement. Strategien, 

Methoden, Techniken, München/Wien 1993, S. 366 
3 Bröder, P.: Die Rückkeh r der Arbeit in die Fabrik. 

ln: Lean Production - Tragweite und Grenzen eines 

Modells. Fachtagung des Rationalisierungs-Kuratori ­

ums der Deutschen Wirtschafte. V. (RKW), Mai 1992, 

s. 122 
4 Zink, K. J.: Total Quality Management. ln: ders. 

(Hrsg.), Qualität als Managementaufgabe, 2. Auf/., 

Landsberg!Lech, /989, S. 38ff 
5 Es sollen - /rotz der .. Freistellungsproblematik " -

bezogen auf das gesamte Qualijizierungs" paket" des 

Modellversuchs Überlegungen angestellt werden, 

welche Bestandteile sinnvollerweise extern, z. B. im 

reg ionalen Weiterbildungsverbund, angeboten werden 

können. 



Peter-Werner Kloas 

Dr. rer. pol. , Diplom volks­

wirt/Diplombetriebswirt, 

Leiter der Abteilung 1.2 

"Qualifikationsstrukturen 

und Berufsb ildungsstati­

stik" im Bundesinstitut für 

Berufsbildung, Berlin 

Modulare Weiterbildung im Ver­
bund mit Beschäftigung- Arbeits­
markt- und bildungspolitische 
Aspekte eines strittigen Ansatzes 

Eine modulare Gestaltung von beruf­

lichen Qualifizierungswegen wird 
vielfach im Gegensatz und als Ge­

fahr für das deutsche Berufskonzept 

betrachtet. Im Bereich der berufli­

chen Weiterbildung könnte sie - bei 

gleichzeitig stärkerer Nutzung des 

Lernfeldes "Arbeitsplatz" - aber hel­
fen, zwei grundlegende Probleme 

abzubauen - nämlich die mangelnde 

Transparenz der Weiterbildungsan­

gebote und den Ausschluß soge­

nannter lernferner Personengrup­

pen von Fortbildung, Umschulung 

und Nachqualifizierung. Der folgen­

de Beitrag setzt sich mit den Bedin­

gungen auseinander, wie eine Syn­

these von Modul- und Berufskon­

zept unter Beibehaltung der jeweili­

gen Vorteile und Ausschluß der je­

weiligen Nachteile erreicht werden 

kann. 

Das Problem: Informations-
' dschungel, mangelnde Ver­
wertbarkeit und Ausgrenzung 
wichtiger Zielgruppen in der 
Weiterbildung 

Wer sich heute weiterbilden will, steht einem 

undurchsichtigen Angebot gegenüber: Wel­

che Qualifikationen werden vermittelt? Wel­

cher Träger ist gut? Stimmt die Qualität? 

Welchen Wert haben Teilnahmebescheini­

gungen und Zertifikate auf dem Arbeits­

markt? Weiterbildungsentscheidungen basie-

ren eher auf Zufallsinformationen, weniger 

auf Überblick und Transparenz. Auch die 

Unternehmen als Weiterbildungsanbieter und 

als Abnehmer von Qualifikationen haben es 

schwer, sich im "Informationsdschungel 

Weiterbildung" zurechtzufinden. Häufig 

bleiben Zweifel, ob die ,,richtige" Qualifika­

tion vermittelt wird und der Lernerfolg die 

betrieblichen, die öffentlichen und die indivi­

duellen Investitionen rechtfertigt. Nicht an­

ders geht es den Programmverantwortlichen 

in Bund, Ländern und Kommunen, die mit 

der Vergabe öffentlicher Mittel die Weiterbil­

dung, die Arbeitsmarktentwicklung und die 

Wirtschaftsförderung positiv beeinflussen 

wollen. 

Die berufliche Weiterbildung steht noch vor 

einem weiteren Dilemma: Sie ist gerade bei 

den Erwerbspersonengruppen am wenigsten 

ausgeprägt, die im Zuge des industriellen 

und wirtschaftlichen Wandlungsprozesses 

am meisten vom Arbeitsplatzverlust gefähr­

det oder bereits arbeitslos sind. Die traditio­

nell organisierte Weiterbildung erreicht die 

Problemgruppen des Arbeitsmarktes, die be­

sonders auf Qualifizierung angewiesen sind 

(Personen ohne Berufsabschluß, Langzeitar­

beitslose, Frauen nach Familienpause etc.) 

nur unzureichend, weil für diesen eher lern­

ungewohnten Personenkreis die Didaktik 

und Methodik zu "verschult" ist. Weiterbil­

dungsformen, die den Arbeitsplatz als Lern­

feld nutzen, sind kaum entwickelt. Arbeits­

plätze in der Privatwirtschaft und öffentlich 

geförderte Beschäftigungsverhältnisse für 

diesen Personenkreis werden nicht als "Lern­

ort" betrachtet, bestenfalls wird ein Qualifi-
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zierungszeitanteil (z. B. zehn- oder zwanzig­

prozentige Bildungsoption bei Arbeitsbe­

schaffungsmaßnahmen und bei Lohnieosten­

zuschüssen nach § 249h und 242s AFG) 

ziellos dazu addiert. 1 Oft ist der zeitliche 

Rahmen der Qualifizierung zu eng und un­

flexibel (Beispiel: Umschulung). 

In der betrieblichen Personalpolitik und in 

den arbeitsmarktpolitischen Förderprogram­

men des Bundes und der Länder werden die 

Möglichkeiten für eine effektive Gestaltung 

von beruflicher Qualifizierung verschenkt. 

Die Notwendigkeit, verwertbare Qualifika­

tionen in Arbeitsplatzsicherungs- und in Be­

schäftigungsförderungsprograrnmen zu ver­

mitteln, wird aber immer dringlicher, weil 

die Arbeitsmarktprobleme der dort aufgefan­

genen Beschäftigten noch zunehmen werden. 

Am Beispiel der Un- und Angelernten wird 

dies deutlich: Experten sagen bis zum Jahr 
2010 bundesweit den weiteren Abbau von 

nahezu drei Millionen Einfach-Arbeitsplät­

zen voraus. Das entspricht einem Wegfall 

von rund 50 Prozent aller Arbeitsplätze für 
Personen ohne formalen Berufsabschluß. 

Das Ziel: Abschlußbezogene, 
modulare Qualifizierung im 
Verbund mit Beschäftigung 

Aus der Problembeschreibung leitet sich das 
Ziel ab: Es geht um mehr Transparenz, Be­

darfsgerechtigkeit und Qualität in der Wei­

terbildung sowie um die Einbindung von 

Problemgruppen des Arbeitsmarktes, die 

bisher durch Weiterbildung nicht erreicht 

werden. 

Neuere Untersuchungsergebnisse des Bun­

desinstituts für Berufsbildung (BIBB) und 

Erfahrungen aus Modellversuchen belegen2, 

daß durch eine auf anerkannte Berufsab­

schlüsse ausgerichtete Modul-Qualifizie­
rung im Verbund mit Beschäftigung diese 

Ziele erreichbar sind. Entwickelt wurde der 

Übersicht 1 : Vermittlung von anerkannten Berufsbildungsabschlüssen im Verbund mit Beschäftigung 

Vermittlung von 
anerkannten Berufsbildungsabschlüssen 

I 

Ausbildungsabschluß 
über Externenregel 
nach § 40 (2) 
oder Umschulungs­
prüfung nach § 47 
BBiG (analog HwO) 

Fortbildungsabschluß 
nach § 46.1, ggf. 
auch § 46.2 BBiG 
(analog HwO) 

Vemetzung 
der Lernorte 

tarifliche Vergütung 

und Honorierung 
von Qualifizierungs­
fortschritten 

Kriterien 
des 

Konzepts 

Stärkung des Lernfeldes 
,.Arbeitsplatz" 
Lernen in Arbeit kombiniert 
mit Lernen in Kursen 

\ 
individueller 
Bildungsplan 

und entwicklungs­
begleitende Beratung, 
ggf. Hilfe bei sozialen 
Problemen 

Verbundansatz speziell für un- und angelern­

te Erwerbstätige und Arbeitslose, die über 

drei- bis fünfjährige Förderketten zum aner­

kannten Berufsabschluß (nach § 25 des Be­

rufsbildungsgesetzes bzw. der Handwerks­

ordnung) geführt werden. 3 Der Hauptaus­

schuß des BIBB, in dem Bund, Länder und 

Tarifpartner gleichermaßen vertreten sind, 

berät zur Zeit eine Empfehlung zur berufli­

chen Qualifizierung von Personen ohne for­
malen Berufsabschluß, in der er sich eben­

falls für das Nachholen anerkannter Ausbil­

dungsabschlüsse im Verbund mit Beschäfti­

gung ausspricht und dabei die Anforderun­

gen an eine modulare Qualifikationsvermitt­

lung und -zertifizierung präzisiert. 4 Der ab­

schlußbezogene, modulare Qualifizierungs-

./ 
modulare Gestaltung 
kompletter 
Berufsbilder 

und Zertifizierung der 
Module nach einheitlicher 
Systematik durch 
Qualifizierungsträger 

ansatzist nicht nur zum Nachholen von Aus­

bildungsabschlüssen geeignet, sondern bietet 

generell Vorteile für den Erwerb von Weiter­

bildungsabschlüssen, d. h. auch für Ab­

schlüsse, die über Fortbildung und Umschu­
lung erworben werden. 5 

Der Weg: Modulare Quali­
fizierung bis zu anerkannten 
Berufsabschlüssen 

Jeder Weiterbildungsträger bietet heute seine 
Leistungen in ,,Modulen" an, weil der Be­

griff Modernität und Flexibilität verspricht. 

In aller Regel verbergen sich dahinter aber 
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von Träger zu Träger unterschiedliche Quali­

fikationsbündel, die oft trotz wohlklingender 

Bezeichnungen in den Zertifikaten der Teil­

nehmer wenig Wert auf dem Arbeitsmarkt 

haben. Meist gehen auch die Ebenen durch­

einander: Der Modulbegriff steht zum Teil 

für das Ergebnis von Lernprozessen (Out­

put), teilweise aber auch für den Lernprozeß 

selbst, d. h. für den einzelnen Kurs oder 

Lehrgang (Input). Statt des inflationären Ge­

brauchs ist von Modulen nur zu sprechen, 

wenn 

• die mit dem Modul vermittelten Qualifika­

tionen trägerübergreifend identisch sind 

• damit das Ergebnis von Lernprozessen -

d. h. die erworbenen Qualifikationen und 

nicht die absolvierten Lerneinheiten - be­

zeichnet werden und 

• das Modul in Kombination mit weiteren 

Modulen zu einem- möglichst bundesweit -

anerkannten Berufsbildungsabschluß führt, 

d. h. das Modul "Teil eines Ganzen" ist. 

Module sind nicht "Teil einer Teilqualifikati­

on". Deshalb ist sicherzustellen, daß unvoll­

ständige Modulbündel kein neues ,,Ab­

schlußniveau" begründen. Das heißt, die Ein­

lösung des Ziels, anerkannte Berufsabschlüs­

se zu vermitteln, setzt voraus, daß seitens der 

Maßnahmenträger die organisatorischen Be­

dingungen so gestaltet werden, daß die Teil­

nehmer und Teilnehmerinnen für alle Modu­

le des Berufsbildes ein Qualifizierungsange­

bot vorfinden. Bei regulärem Verlauf, in 

jedem Fall aber bei Abbruch der Weiterbil­

dung oder bei Nichtbestehen der Abschluß­

prüfung, sind die bis dahin erworbenen Qua­

lifikationen (Module) durch den jeweils ver­

antwortlichen Bildungsträger (das kann auch 

der Betrieb sein) nach einer einheitlichen Sy­

stematik in einem Qualifizierungspaß fest­

zuhalten. Die Systematik ergibt sich aus den 

in der Ausbildungsordnung (dort in der An­

lage I = Ausbildungsrahmenplan) bzw. in der 

Fortbildungsregelung beschriebenen Positio­

nen des Berufsbildes. Bei der Zertifizierung 

sollte immer erkennbar sein, welche Module 

des kompletten Berufsbilds erreicht sind 

bzw. noch fehlen . Im Qualifizierungspaß lie­

ßen sich neben den Berufsmodulen auch die 

Zusatzmodule (arbeitsmarktrelevante Mo­

dule, die über die Anforderungen des jewei­

ligen Aus- oder Weiterbildungsabschlusses 

hinausgehen) zertifizieren. 

Die modulare Gestaltung der beruflichen 

Weiterbildung (einschließlich des Nachho­

lens anerkannter Ausbildungsabschlüsse) 

bedeutet keine Abkehr vom Berufskonzept 

Das Ziel, anerkannte - möglichst bundesweit 

geltende - Berufsbildungsabschlüsse zu 

vermitteln, ist dabei kein Dogma, sondern 

beruht auf Erfahrungen, die mit wenigen 

Stichpunkten benannt sind: 

• Betriebs- und trägerspezifische Qualifizie­

rungsmaßnahmen mögen - in einer kurzfri­

stigen Betrachtung - für den Erhalt oder Er­

werb eines speziellen Arbeitsplatzes viel­

leicht ausreichen. Längerfristig (z. B. bei 

Zwangskündigung oder freiwilligem Be­

triebswechsel) besitzt der Arbeitnehmer aber 

keinen formalen Qualifikationsnachweis, der 

von anderen Betrieben und Wirtschaftszwei­

gen anerkannt wird oder in anderen Bundes­

ländern gilt. 

• Im Gegensatz zu "Spezialkreationen" wei­

sen anerkannte Berufsabschlüsse mehr 

Transparenz für Arbeitgeber und Arbeitneh­

mer auf. Dies erleichtert die Verständigung 

über vorhandene und nachgefragte berufliche 

Kompetenzen und damit den ,,Findungspro­

zeß" auf dem Arbeitsmarkt sowie die tarifli­

che Eingruppierung. 

• In den englischsprachigen Ländern wird 

Ausbildungsabschluß mit "initial qualificati­

on" übersetzt. Der Begriff "Initialqualifikati­

on" bezeichnet ein wichtiges Merkmal, das 

durch den Berufsabschluß gewährleistet sein 

muß, aber durch Qualifikationen unterhalb 

des Niveaus anerkannter Abschlüsse in aller 

Regel nicht vermittelt wird: Der Arbeitneh­

mer muß mit seiner Ausbildung die Kompe­

tenz zum Weiterlernen, zur Bewältigung be­

ruflicher Veränderungen etc. erworben haben. 

Mit Einfach- und Anlernqualifikationen wird 

diese Initialschwelle nicht erreicht. 

• Anerkannte Berufsabschlüsse versprechen 

- dies gilt zumindest für die neugeordneten 

Berufe - ein Mindestmaß an sozialer Kom­

petenz und an Methodenkompetenz. Beides 

sind Anforderungen, die im Arbeitsleben zu­

nehmend wichtiger werden, aber nicht mit 

Schmalspurausbildung erlernbar sind. 

• Nicht zuletzt bieten anerkannte Berufsab­

schlüsse sozialversicherungsrechtlichen 

Schutz, z. B. bei Berufsunfähigkeit. Auch für 

die Arbeitsvermittlung sind sie relevant (Zu­

mutbarkeitsregelung). 

Das Festhalten an anerkannten Berufsbil­

dungsabschlüssen ist niveaumäßig gemeint, 

d. h. , es schließt die Veränderbarkeit der Be­

rufsbilder nicht aus. Sollte sich im Zeitablauf 

durch eine tragfähige Nachfrage im Be­

schäftigungssystem zeigen, daß bestimmte 

Modulkombinationen, die quer zu heute an­

erkannten Berufsabschlüssen liegen oder 

über diese hinausreichen, gute Chancen auf 

dem Arbeitsmarkt versprechen, so kann dies 

perspektivisch zur Modernisierung bzw. 

Neuordnung von Berufen beitragen, auch zur 

Festlegung neuer Berufe und neuer (bundes­

weit anerkannter) Berufsabschlüsse. Hier 

zeigt sich - gerade im Hinblick auf den Re­

gelungsbedarf in der Weiterbildung - ein er­

ster Vorteil von modularer Qualifizierung: 

Sie unterstützt den Modernisierungspro­

zeß der beruflichen Bildung, indem sie ver­

änderte Qualifikationsanforderungen im Be­

schäftigungssystem konkret erkennbar 

macht. 

Ein weiterer, mindestens ebenso wichtiger 

Vorteilliegt darin, daß in der Weiterbildung -

auch in der Nachqualifizierung von Unge­

lernten - differenziert und unter Kostenge­

sichtspunkten ökonomisch auf die Aus­

gangsqualifikationen und das Lernverhalten 

des heterogenen Weiterbildungsklienteis 

eingegangen werden kann (selbst Personen 

ohne formale Berufsqualifikation weisen oft 

Qualifikationen auf, die sie über Erfahrungs­

lernen in der Arbeit oder z. B. über eine ab­

gebrochene Ausbildung erworben haben). An 
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bereits vorhandene Qualifikationen (Module) 

ließe sich individuell besser anknüpfen, auch 

können für die jeweilige Person leichter sinn­

volle "Lernwege" durch eine zeitlich unter­

schiedliche Abfolge der zu vermittelnden 

Module konstruiert werden. 6 

Der entscheidende Vorteil einer modularen 

Qualifizierung ergibt sich aus der Möglich­

keit der Organisation von Qualifizierungs­

Förderketten, beispielsweise wenn Teil­

nehmer von sich aus unterbrechen (z. B. 

Frauen in der Phase der Kinderbetreuung) 

oder - was leider Realität ist - die jeweilige 

Maßnahmenfinanzierung nicht den Zeitraum 

urnfaßt, der für die komplette Modulvermitt­

lung (bis zum anerkannten Abschluß) erfor­

derlich wäre. In diesen Fällen lassen sich -

ein entsprechendes Zertifizierungssystem 

vorausgesetzt - die bis dahin erworbenen 

Module "festhalten". In einer späteren Le­

bensphase oder einer anderen Beschäfti­

gungs-/Weiterbildungsmaßnahme kann dann 

die Modulqualifizierung bis zur Aus- oder 

Weiterbildungsprüfung durch die zuständige 

Stelle (Kammer) fortgesetzt werden. Bei 

Modulkombinationen, die auf anerkannte 

Ausbildungsabschlüsse nach § 25 BBiG ab­

zielen, ist ai.Jf die im Vergleich zur Umschu­

lungsprüfung nach § 47 BBiG noch relativ 

wenig bekannte Möglichkeit der Externen­

prüfung nach § 40 (2; 3) des BBiG bzw. auf 

entsprechende Regelungen der HwO hinzu­

weisen. Im Regelfall sieht die Externenrege­

lung vor, das Berufspraktiker ohne formale 

Ausbildung zur Abschlußprüfung zugelassen 

werden, wenn sie doppelt so viele Jahre, wie 

für eine entsprechende Berufsausbildung 

vorgeschrieben sind, in dem Berufsfeld gear­

beitet haben (z. B. sechs Jahre bei dreijähri­

gem Ausbildungsberuf). Die Kammern kön­

nen - und in diesem Vorgehen sollten sie be­

stärkt werden - bei der Anrechnung der für 

die Zulassung zur Externenprüfung voraus­

gesetzten Berufsjahre die Teilnahme an sy­

stematischen und abschlußorientierten Qua­

lifizierungsmaßnahmen (hier: Modulsystem) 

als Verkürzungsgrund anerkennen. Die Ex-

ternenabschlußprüfung kann dann schon frü­

her, beispielsweise nach drei oder vier Jahren 

abgelegt werden. 

Letztlich ist auch die europäische Dimension 

einer modularen Qualifizierung von Bedeu­

tung. Selbst wenn die modularen Qualifizie­

rungssysteme in einigen Nachbarstaaten -

wie beispielsweise in Großbritannien - aus 

einem anderen Kontext heraus entstanden 

sind (etwa aus der Notwendigkeit, berufser­

fahrenen Fachkräften ohne formal anerkann­

ten Berufsabschlüssen Qualifikationsnach­

weise zu verschaffen), ergeben sich mit dem 

Zusammenwachsen des europäischen Bin­

nenmarktes daraus Konsequenzen für den 

nationalen Arbeitsmarkt, wenn Beschäftigte 

mit Berufsabschlüssen (aus dem deutschen 

Berufsbildungssystem) und Beschäftigte mit 

Modulqualifikationen (z. B. aus dem briti­

schen System) konkurrieren. Die Entwick­

lung modularer Weiterbildungs-/Nachquali­

fizierungsangebote in Deutschland, die in ih­

rer Kombination zu anerkannten Berufsab­

schlüssen führen, böten - längerfristig be­

trachtet - den Vorteil einer 

nung nach ,,Europastandards" und deutschem 

"Berufsstandard". Statt einer alternativen 

Gegenüberstellung beider Standards sollten 

wir eine Synthese von Berufs- und Modul­

modell anstreben, d. h. die über Karnrner­

prüfungen nachgewiesenen Berufsabschlüsse 

beibehalten, aber den Weg dorthin über Mo­

dule, die von Weiterbildungsträgern nach ei­

ner einheitlichen Systematik zertifiziert wer­

den, beschreiten. 

Die Form: Qualifizierung im 
Verbund mit Beschäftigung 

Die Koppelung von Erwerbstätigkeit mit 

Qualifizierung, die curricular und organisa­

torisch mit dem Arbeitsprozeß abgestimmt 

ist und den Arbeitsplatz als Lernfeld nutzt, 

wird nicht nur als ökonomisch effektive 

Lernform geschätzt, sondern hat auch den 

Vorteil, daß sie den Lernvoraussetzungen 
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derjenigen Personengruppen entgegen­

kommt, die bisher von Aus- und Weiterbil­

dungsmaßnahmen nicht erreicht werden. 

In den Anfangen der systematischen Berufs­

bildung stand diese Qualifizierungsform ein­

deutig im Vordergrund. "Lernen durch Tun" 

war ihr zentrales Element. 

Mit der fortschreitenden Systematisierung 

und Pädagogisierung des beruflichen Ler­

nens rückten dann intentionale Lehr-Lern­

Prozesse in den Vordergrund. Vor allem in 

der Industrie wurde ausdrücklich die Strate­

gie verfolgt, berufliches Lernen zu systemati­

sieren, es nach pädagogischen Prinzipien 

auszurichten und "schulische" Lernformen 

auch in den Betrieben und in über- und außer­

betrieblichen Ausbildungsstätten zu installie­

ren. Die Arbeit selbst wurde zunehmend 

weniger als ein zu aktivierendes Lernpoten­

tial angesehen. Die AbkappeJung beruflicher 

Bildung von der Arbeitswelt- ihre gesonder­

te Organisation - erschien vielen als einzig 

vernünftige, die Qualität und Effektivität der 

Lernprozesse sichemde Alternative. In der 

Arbeitsmarktpolitik entsprach die voneinan­

der unabhängige Entwicklung von Beschäfti­

gungsförderungsprogrammen einerseits und 

von Qualiflzierungsprograrnrnen andererseits 

der gleichen Logik. Personengruppen, denen 

schulisches Lernen schwerfällt, wurden 

durch diese Entwicklungen im Beschäfti­

gungssystem, in der beruflichen Bildung und 

in der Arbeitsmarktpolitik benachteiligt und 

tendentiell aus Lernprozessen verdrängt. 

Inzwischen ändert sich die Situation: Der Ar­

beitsplatz rückt wieder ins Blickfeld, "Ler­

nen in der Arbeit" wird von der Berufsbil­

dungspraxis wiederentdeckt. Aufgrund der 

Neuorientierung in der beruflichen Bildung, 

neben fachspezifischem Wissen und Können 

eine fundierte berufliche Handlungsfähigkeit 

zu vermitteln, wird zunehmend nach Metho­

den und Konzepten gesucht, um die arbeits­

weltliche Realität in der Aus- und Weiterbil­

dung durch lernhaltige Produktionsaufgaben, 

Fertigungseinheiten etc. einzubinden. Auch 



Kostenerwägungen führen zum Umdenken, 

weil das Lernen im Arbeitsprozeß - gemes­

sen am Lerneffekt und der Verwertbarkeit -

vielen Verantwortlichen kostengünstiger und 

bedarfsgerechter erscheint als davon abge­

koppelte Lernprozesse in Kursen. 

Eine stärkere Gewichtung des Lemens im 

Arbeitsprozeß läßt sich nicht nur aus den ver­

änderten Qualifikationsanforderungen des 

Beschäftigungssystems und aus ökonomi­

schen Effizienzerwägungen ableiten, sondern 

auch aus der zunehmenden Akzeptanz der 

Forderung, benachteiligte Jugendliche und 

Erwachsene (sogenannte lernungewohnte 

Personengruppen) nicht mehr von Berufsbil­

dungsprozessen auszuschließen. Qualifizie­

rung im Verbund mit Beschäftigung bietet für 

diese Personengruppe eine gangbare Alterna­

tive, weil sie das Erfahrungslernen im Ar­

beitsprozeß bewußt nutzt. 

Praxisbeispiele zeigen, daß im Verbund mit 

Beschäftigung selbst Personen, die schon in 

der Schule scheiterten und ohne Berufsaus­

bildung blieben, anerkannte Aus- und Wei­

terbildungsabschlüsse erreichen können. 7 

Die Koppelung mit Beschäftigung kann z. B. 

erfolgen, indem 

• (noch) Erwerbstätige im Rahmen ihres 

Beschäftigungsverhältnisses mit ergänzen­

den betrieblichen und außerbetrieblichen 

Qualifizierungsangeboten berufsbegleitend 

qualifiziert werden (Beschäftigungssiche­

rung durch Betriebs- oder Tarifvereinbarun­

gen unter dem strategischen Ziel "Qualifizie­

ren statt entlassen") 

• Arbeitslose durch Lohnkostenzuschüsse 

nach BSHG, AFG u. a. in Betriebe des er­

sten Arbeitsmarktes vermittelt werden, wo 

sie über Berufspraxis und berufsbegleitende 

Qualifizierungsangebote Abschlüsse erwer­

ben können 

• für Arbeitslose mit Anspruch auf Lohner­

satzleistungen durch pauschalisierte Lahn­

kostenzuschüsse zur Arbeitsförderung ver­

gleichbare Qualifizierungs-Arbeitsplätze im 

"gemeinnützigen" Bereich eingerichtet 

werden, zum Beispiel im öffentlichen Dienst, 

bei Trägem der Umweltsanierung, der so­

zialen Dienste, der Jugendhilfe, des Breiten­

sports, der Kulturarbeit und der Vorbereitung 

denkmalpflegerischer Arbeiten (Förderung 

nach §§ 249h und 242s AFG) 

• sonstige öffentlich geförderte Beschäfti­

gungsverhältnisse mit begleitender Qualifi­

zierung verbunden werden. 

Arbeitszeitflexibilisierung ist eine Vorausset­

zung für den Verbund von Beschäftigung und 

beruflicher Qualifizierung. Ausgehend von 

der z. B. in einer Beschäftigungssicherungs­

ader Arbeitsbeschaffungsmaßnahme insge­

samt zur Verfügung stehenden Zeit (= 100 

Prozent), sollte angestrebt werden, den An­

teil des intentionalen (beabsichtigten) Ler­

nens auf 50 Prozent der zur Verfügung ste­

henden Zeit zu steigern, indem der jetzt zum 

Teil schon gesicherte 20prozentige Kursan­

teil durch eine Ausweitung der arbeitsplatz-

gebundenen Qualifizierungsformen um wei­

tere 30 Prozent erweitert wird. 8 Die zeitliche 

Aufstockung des intentionalen Lemens wird 

von Modul zu Modul und zwischen den ver­

schiedenen Berufen sehr unterschiedlich ver­

laufen. Der Zielwert von 50 Prozent kann 

deshalb nur ein Durchschnittswert sein. Die­

ses Beispiel geht von 80 Prozent Teilzeitar­

beit aus. Bei weiterer Arbeitszeitreduzierung 

(z. B. auf 50 Prozent) weitet sich die Qualifi­

zierungszeit entsprechend aus (z. B. 50 Pro­

zent Kursanteil + 30 Prozent arbeitsplatzge­

bundene Qualifizierung = 80 Prozent inten­

tionales Lernen). 

Der 30prozentige Zeitanteil für arbeitsplatz­

gebundene Qualifizierung sollte in allen Be­

schäftigungsverhältnissen durchgesetzt wer­

den, die mit öffentlichen Mitteln subventio­

niert werden. Auch für normale betriebli­

che Arbeitsplätze ist dieses Ziel im Interesse 

sogenannter lernferner Erwerbstätigengrup­

pen anzustreben. Betriebe mit hohem Unge-

Übersicht 2: Der ArbeitsprozeR als Lernprozeß - Qualifizierung im Verbund 
mit Beschäftigung 
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Ierntenanteil beispielsweise sollten durch Ar­

beitsämter, Arbeitgeberverbände, Gewerk­

schaften angesprochen werden, die Qualifi­

zierung dieser Mitarbeitergruppe besonders 

zu unterstützen (durch Übertragung Iernhaiti­

ger Produktions- und Dienstleistungsaufga­

ben, die Freistellung für ergänzende Qualifi­

zierung, die Organisation von Praktika in an­

deren Betrieben, die vergütungsmäßige Ho­

norierung von Qualifizierungsfortschritten 

etc.). Darüber hinaus sind bei Tarif- und Be­

triebsvereinbarungen zum Rationalisierungs­

schutz bzw. zur Sicherung von Arbeitsplät­

zen in stärkerem Ausmaß als bisher Regelun­

gen zur abschlußbezogenen Qualifizierung 

von Un- und Angelernten aufzunehmen. 

Die Kombination von mit öffentlichen Mit­

teln geförderter (Teilzeit-)Beschäftigung mit 

modularer, abschlußbezogener Qualifizie­

rung ist unter den restriktiven Finanzierungs­

bedingungen des AFG und BSHG trotz er­

gänzender Länder- und EU-Programme äu­

ßerst schwierig und nur durch ein jeweiliges 

Neuaushandeln zwischen Beschäftigungs­

und Qualifizierungsträgern, Arbeitsverwal­

tung, Bundes- und Länderministerien in ei­

nem komplizierten Fördermix erreichbar. 9 

In den aktuellen bildungspolitischen Pro­

grammen (z. B. der Bund-Länder-Arbeits­

gruppe "Berufliche Bildung", des BMBF, der 

BLK u. a.) wird der Qualifizierung im Ver­

bund mit Beschäftigung - gerade im Hin­

blick auf Problemgruppen des Arbeitsmark­

tes - zwar ein besonderer Stellenwert zuer­

kannt. Wünschenswert wäre, daß dieser 

Grundsatz sich auch in den arbeitsmarktpoli­

tischen Programmen zur Beschäftigungsför­

derung niederschlägt. 

Die Perspektive: Job-Switch­
Modelle auch in Deutschland 

Qualifizierung im Verbund mit Beschäfti­

gung könnte auch noch in anderer Form er­

reicht werden, wenn erfolgversprechende 

Übersicht 3: Beispiel für Job-Switch-Modell (als Mehr-Phasen-Modell) 

Beschäftigung 
im Betrieb 

Qualifizie­
rungskurse 

M = Mitarbeiter (phasenweise für Weiterbildung beurlaubt) 

ST = Stellvertreter (phasenvveise erwerbstätig) 

Ansätze der Arbeitsmarktpolitik aus den 

skandinavischen Ländern (Dänemark und 

Schweden) aufgegriffen würden. 10 In beiden 

Ländern können Erwerbstätige Bildungsur­

laub, Elternurlaub und Sabbat-Urlaub in An­

spruch nehmen und während des Urlaubs Ar­

beitslosengeld beziehen. Auf den befristet 

frei werdenden Stellen werden dann Arbeits­

lose als Stellvertreter (mit tariflichem Ar­

beitseinkommen) eingestellt, die entweder 

vorher für diese Tätigkeiten qualifiziert wur­

den oder sich die erforderlichen Kompeten­

zen berufsbegleitend aneignen. 

Die Umwidmung von Arbeitslosengeld in 

"Urlaubsgeld" und die Zahlung von Ar­

beitsentgelt an ehemals Arbeitslose hat für 

beide Gruppen Vorteile: Die beurlaubten 

Erwerbstätigen müssen keine drastischen 

Einbußen beim Einkommen und bei einer 

späteren Rentenzahlung in Kauf nehmen; 

gleichzeitig wird den Arbeitslosen eine be­

schäftigungsnahe Qualifizierung und der 

Wiedereinstieg in den Arbeitsmarkt erleich­

tert. Für die Betriebe sind zwei Vorteile 

erkennbar: Soweit ihre Mitarbeiter Bildungs­

urlaub in Anspruch nehmen, kann dies für 

betriebliche Modemisierungsprozesse ge­

nutzt werden (zum Teil werden Qualifizie­

rungsprogramme direkt auf die betrieblichen 

Belange zugeschnitten). Gleichzeitig - das 

gilt auch für andere Formen der Arbeitsab­

wesenheit - erhalten die Betriebe Ersatz­

arbeitskräfte, ohne dafür Zusatzkosten auf­

bringen zu müssen. 

"Es scheint, daß Job-Switch auch Klein- und Mittel­

betrieben die Etablierung systematischer betrieblicher 

Bildungsplanung erleichtern könnte, da das in diesen 

Betrieben häufig geäußerte Hindernis gegen Weiter­

bildung - der Ersatz für die Zeit der Abwesenheit 

vom Arbeitsplatz - überwunden werden könnte."" 

In Dänemark haben während des Jahres 1994 

rund fünf Prozent aller Erwerbstätigen 

(141 000 Personen) an den verschiedenen 

Urlaubsregelungen teilgenommen (34 Pro­

zent Bildungsurlaub, 57 Prozent Erziehungs­

urlaub, neun Prozent Sabbat-Urlaub). Über 

70 Prozent der Arbeitsplätze wurden mit 

Arbeitslosen - teilweise auch mit Langzeit­

arbeitslosen - als Stellvertreter besetzt. In 

Schweden ist eine ähnlich hohe Beteiligung 

feststell bar. 

Anzumerken ist, daß sich die bisherige Pra­

xis der Job-Switch-Modelle auf Bereiche mit 

gering qualifizierten Beschäftigten konzen­

triert, da deren Arbeitsplätze am ehesten für 

eine gewisse Zeit von Arbeitslosen besetzt 

werden können. Es gibt aber auch Überle­

gungen - insbesondere bei den dänischen 

Gewerkschaften -, die Modelle auf höhere 
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Qualifikationsebenen auszuweiten. Ange­

strebt wird ein "rollierendes System" der 

Weiterbildung und Stellvertretung, in dem 

die Arbeitsplätze von höher qualifizierten 

Mitarbeitern während deren Weiterbildungs­

teilnahme von geringer qualifizierten Mitar­

beitern des Betriebes eingenommen werden, 

die dann durch Arbeitslose ersetzt werden. 12 

Unter den Zielsetzungen einer bedarfsge­

rechten Weiterbildung einerseits und der Ein­

bindung von Problemgruppen des Arbeits­

marktes in Beschäftigung und Qualifizierung 

andererseits, wären die in Skandinavien ent­

wickelten Job-Switch-Modelle auch für die 

deutsche Arbeitsmarkt- und Berufsbildungs­

politik ein vernünftiger Lösungsansatz. Er 

würde gleichzeitig zur Beschäftigungssiche­

rung (durch Erhöhung des betrieblichen Qua­

lifikationsniveaus aufgrund der Weiterbil­

dung von "beurlaubten" Erwerbstätigen) und 

zur Beschäftigungsförderung (durch Be­

schäftigung von Arbeitslosen als Stellvertre­

ter) beitragen und- über den modularen Weg 

- die Option zum Erwerb anerkannter Aus­

und Weiterbildungsabschlüsse (bei beiden 

Gruppen) öffnen. 

Leider fehlt es in Deutschland an entspre­

chenden gesetzlichen Regelungen, die einen 

Anspruch auf Arbeitslosengeld oder Lohn­

fortzahlung bei (längerem) Bildungs-, Erzie­

hungs- und Sabbat-Urlaub begründen und zur 

Einstellung von Stellvertretern führen wür­

den. Auch wäre eine grundsätzliche Schwer­

punktverlagerung in der Arbeitsmarkpolitik 

erforderlich, um solche Modelle durchzuset­

zen. Während in Deutschland die passiven 

arbeitsmarktpolitischen Instrumente in Form 

von Arbeitslosenhilfe/ Arbeitslosengeld im 

Vordergrund stehen, genießen in den nordi­

schen Ländern die aktiven Programme Prio­

rität. In Schweden beispielsweise betrug der 

Anteil für Aus- und Weiterbildung an den ar­

beitsmarktpolitischen Gesamtausgaben im 

Jahr 1993 rund 53 Prozent. In Deutschland 

waren es im selben Zeitraum lediglich 35,8 

Prozent. 

Die Umsetzung: 
Regionales Konzept 

Auch wenn die Umsetzung von Job-Switch­

Modellen noch längere Zeit auf sich warten 

lassen wird, sollte schon heute darauf hinge­

wirkt werden, im Rahmen betrieblicher und 

tariflicher Vereinbarungen zur Beschäfti­

gungssicherung und in staatlichen Program­

men zur Beschäftigungsförderung modulare 

Wege zum Erwerb anerkannter Aus- und 

Weiterbildungsabschlüsse gangbar zu machen. 

Die ersten Praxisansätze sind auf eine breitere 

Basis zu stellen. Es sind weitere Entwick­

lungsarbeiten erforderlich, die über die 

Modellversuchs-Ebene hinausweisen. Im 

Zentrum steht dabei die Frage, wie Berufs­

bilder in von allen Beteiligten akzeptierte 

Module zerlegt werden können und wer die 

Modul-Standards (einschließlich der eben­

falls erforderlichen Zertifizierungsstandards) 

erarbeitet. 

Da auf Bundesebene keine Bestrebungen er­

kennbar sind, diese Frage anzugehen, wird 

ein regionales Umsetzungskonzept empfoh­

len, das von den bestehenden Aus- und Wei­

terbildungsabschlüssen (Bundes- und Län­

derregelungen) ausgeht und für die wichtig­

sten beschäftigungsrelevanten Berufsfelder 

des jeweils lokalen Arbeitsmarkts modulare, 

trägerübergreifend identische Qualifizie­

rungsstandards entwickelt. Für Berlin bei­

spielsweise bieten sich die Beschäftigungs­

sektoren 

• Soziale Dienste/Pflege 

• Bauhaupt- und Baunebengewerbe im Kon­

text von Tätigkeiten im Umweltschutz und 

• Bürodienstleistungen 

an, weil diese drei Bereiche (relativ) zu­

kunftssichere Beschäftigungschancen ver­

sprechen und auch clie Haupteinsatzfelder 

der arbeitsmarktpolitischen Bundes- und 

Landesprogramme in Berlin ausmachen. 

Der Umstieg vom bisher diffusen Weiterbil­

dungsmarkt mit oft nur trägerspezifischen 

Zertifikaten und ungeregelten Fortbildungs­

kursen für Un- und Angelernte, aber auch für 

beruflich Qualifizierte kann nur gelingen, 

wenn für ein neues System modular aufge­

bauter beruflicher Weiterbildung eine ord­

nende Instanz eingeführt wird, die sowohl 

die Entwicklung von Modulen als auch ihre 

allgemeine Anerkennung auf einem regiona­

len Arbeitsmarkt durchsetzt. Vorgeschlagen 13 

wird die Einrichtung einer Koordinierungs­

stelle (bzw. die Übertragung der Aufgabe an 

eine in der Region bereits bestehende Institu­

tion), die 

• in Zusammenarbeit mit Kammern, Lan­

desarbeitsamt, Arbeitgebern, Gewerkschaf­

ten, Weiterbildungsträgem und anderen Ak­

teuren betriebs- und trägerübergreifend ak­

zeptierte Qualifizierungsmodule entwickelt, 

die in ihrer Kombination zu anerkannten 

Aus- und Weiterbildungsabschlüssen führen , 

• arbeitsplatznahe Lerneinheiten ausarbei­

tet, mit denen die in den Modulen definierten 

Qualifikationen vermittelt werden können, 

• weiterbildungsunterstützende Medien und 

Handreichungen beschafft und dokumentiert, 

• Multiplikatorenschulung (Ausbilder, Trai­

ner, für den Arbeitseinsatz verantwortliche 

Vorgesetzte) konzeptionell vorbereitet, 

• Prüfungs- und Zertifizierungsverfahren 

zum Festhalten von Modulqualifikationen 

durch die Weiterbildungsträger entwickelt 

(Qualifizierungspaß) und 

• eine Modul-Datenbank aufbaut, die aus­

gearbeitete Modulsysteme, Prüfungs- und 

Zertifizierungsstandards, exemplarische 

Lerneinheiten und Schulungskonzepte zu­

sammenträgt sowie für Nutzer zugänglich 

macht. 

Öffentliche Mittel zur Förderung der berufli­

chen Weiterbildung sollten dann bevorzugt 

den Weiterbildungsträgem zugute kommen, 

die sich den Grundlagen des Gesamtkonzepts 

verpflichtet fühlen oder - auf einer höheren 

Stufe - entsprechend lizensiert sind. 
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Handlungsorientierte Weiter­
bildung von Lehrern und Ausbildern 
im Modellversuch zur Doppel­

in integrativer Form 

Hans-Dieter Höpfner 
Dr. , wissenschaftlicher Mit­

arbeiter und Berater fü r 

Organisationsentwicklung 

und Berufsbildung 

Der Modellversuch Berufsausbil­

dung nach BBiG mit Fachhochschul­

reife in Schwarze Pumpe wird in in­

tegrativer Form durchgeführt. "lnte­
grativ" bedeutet kurz gefaßt: Schule 

und Betrieb wirken gemeinsam bei 

der Verknüpfung der Vorbereitung 
auf ein Studium und der Ausbildung 

für einen Facharbeiterberuf. Im Bei­

trag wird dargestellt, wie die betei­

ligten Lehrer und Ausbilder durch ei­

ne handlungsorientierte Weiterbil­

dung zur Integration befähigt wer­

den. Außerdem wird beschrieben, 

wie sich das in der Weiterbildung 
entwickelte neue Rollenverhalten 

der Lehrenden und Lernenden auf 
die Ausbildungsorganisation aus­

wirkt. 

Einführendes zum Modell­
versuch zur Doppelqualifikation 
in integrativer Form 

Mitte des Jahres 1993 begann der Modellver­

such "Berufsausbildung nach BBiG mit 

Fachhochschulreife" in Schwarze Pumpe. Er 

hat eine Laufzeit von fünf Jahren. Bei diesem 

Modellversuch geht es um die Ausbildung in 

den nach Berufsbildungsgesetz (BBiG) an­

erkannten Ausbildungsberufen Industrie­

mechaniker und Energieelektroniker und den 

gleichzeitigen Erwerb der Fachhochschul­

reife in der üblichen Ausbildungszeit von 

3,5 Jahren. Es wurde je eine Klasse mit 

24 Schülern gebildet. Die Eingangsvoraus-
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setzung ist der Abschluß der 10. Klasse. 

Lernorte sind die Lausitzer Braunkohle AG 

(LAUBAG) und das Oberstufenzentrum 

Spremberg (Spree-Neiße-Kreis). 

Eine höhere Allgemeinbildung, die zur 

Studierfähigkeit in Form der Fachhochschul­

reife führt, wird in integrativer Form angeeig­

net. Wir sprechen deshalb von einem dop­

peltqualifizierenden integrierten Bildungs­

gang. 

In Modellversuchen zur Doppelqualifikation 

mit einem beruflichen Abschluß nach BBiG 

war bisher die betriebliche Seite zu wenig in 

den integrativen Prozeß von beruflicher und 

allgemeiner Bildung eingebunden. Im Mo­

dellversuch "Schwarze Pumpe" wird die Vor­

bereitung auf ein Studium nicht nur im Un­

terricht der Berufsschule und der Fachober­

schule, sondern auch in der betrieblichen 

Ausbildung geleistet. Dabei beschränkt sich 

die Integration nicht nur auf die jeweiligen 

fachlichen Inhalte, sie erstreckt sich vielmehr 

auch auf die didaktisch-methodische Ebene 

von Ausbildung und Unterricht. 

Für ein solches Vorgehen spricht unter ande­

rem, daß eine materiale Studierfähigkeit den 

Erwerb von Fähigkeiten wie Selbständigkeit, 

Orientierungsfestigkeit und Kommunika­

tionsfähigkeit zur Bedingung hat. Diese sind 

inzwischen selbstverständliche Ziele der be­

ruflichen Ausbildung geworden. 

Für die gegenwärtige Diskussion um die 

Gleichwertigkeit allgemeiner und beruflicher 

Bildung liefert der doppeltqualifizierende in­

tegrative Bildungsgang Argumente, das duale 

System auch als Quelle umfassender Bildung 

zu verstehen. 

Der Bildungsgang ist in der Lage, betrieb­

liche Karrieren zu eröffnen, die in einer auf­

bauenden Weiterbildung realisiert werden 

können. Er ist auch in der Lage, eine Studier­

fähigkeit zu entwickeln, die alle damit ver­

bundenen Optionen möglicht macht. 

Bedarf an Weiterbildung 
bei Lehrern und Ausbildern 
Jm Modellversuch 

Welche Forderungen an die 
Lehrer und Ausbilder stellt der 
Modellversuch? 

"Integrativ" bedeutet für den Modellversuch 

kurz gefaßt: Schule und Betrieb wirken ge­

meinsam bei der Verknüpfung der Vorberei­

tung auf ein Studium und der Ausbildung für 

einen Facharbeiterberuf Dazu müssen Leh­

rer und Ausbilder das tun, was im dualen Sy­

stem so selten ist, sie müssen eng zusammen­

arbeiten. Sie müssen dies tun, wenn es um 

die Abstimmung der zeitlichen Folge der 

Lehrinhalte, wenn es um die Lehrinhalte 

selbst geht, wenn Aufgaben für die Lernen­

den entwickelt werden, wenn Aufgaben von 

den Lernenden gelöst und die Lösungen aus­

gewertet werden, wenn systematisch neue 

Lehr- und Lernmethoden in den Lehr-/Lern­

prozeß eingebracht werden sollen. 

Die, um die es in der Ausbildung geht, die 

Auszubildenden, sollen nicht die "Rezipien­

ten" der integrativen Aktivitäten von Fach­

oberschule, Schule und Betrieb, von Lehrern 

und Ausbildern sein. Ziel ist es, daß sie ihren 

Lernprozeß gemeinsam mit Lehrern und 

Ausbildern organisieren. 

Für Lehrer und Ausbilder ist es schon nicht 

leicht, die angedeutete Integration zu reali­

sieren. Damit aber Auszubildende bzw. 

Schüler in Schule und Betrieb ihr Lernen mit 

organisieren oder gar selbst organisieren, 

müssen Lehrer und Ausbilder eine völlig 

neue Rolle einnehmen. 

Sie müssen ihrerseits den Lehr-/Lernprozeß 

so organisieren, daß selbstorganisiertes Ler­

nen möglich wird. Sie können nicht mehr 

Vormacher, Bestimmer und Kontrolleure 

sein. Sie müssen zu einem Berater des selbst­

organisierten Lernens werden. 

Beraten heißt, zurückhaltend sein mit vor­

schnellen Angeboten, sich im Hintergrund 

halten. Der Lehrende als Berater muß sich 

stets fragen: Habe ich alles getan, daß die 

Lernenden selbst aktiv waren in IHREM 

Lernprozeß? 

Dies ist aber nur ein Teil ihrer neuen Rolle. 

Darüber hinaus müssen sie auch lernen, ihr 

Tun in Frage zu stellen, sich als Lernende zu 

betrachten und ihr Lernen selbst zu organi­

sieren. Sie müssen in der Schul- und Ausbil­

dungsorganisation selbstorganisierend tätig 

werden. 

Welche Voraussetzungen bietet 
die den Modellversuch tragende 
Ausbildungsorganisation? 

Die den Modellversuch tragende Ausbil­

dungsorganisation in Schwarze Pumpe hat 

auf der betrieblichen Seite sechs und auf der 

schulischen Seite vier Hierarchieebenen (ein­

schließlich der Lernenden). Zwischen den 

Hierarchieebenen verlaufen Informations­

und Entscheidungswege wie in klassischen 

Top-Down-Strukturen, wobei auf jeder Ebe­

ne die entsprechenden Leiter auf eine strikte 

Trennung ihrer Bereiche achten. Der Ausbil­

der auf der vorletzten Ebene der Hierarchie 

(und schon gar nicht der Auszubildende) hat 

keine Gelegenheit, an wesentlichen Verände­

rungen, die die Gesamtorganisation betref­

fen, mitzuplanen. Dezentrale Gruppen, die 

auf die Entwicklung der Gesamtausbildungs­

organisation Einfluß haben, gibt es nicht. 

Die "schlankere" Hierarchie der Schule be­

wirkt, daß der Schulleiter zu Entscheidungs­

prozessen nicht nur Abteilungsleiter hinzu­

zieht, sondern auch Lehrer. Für die Ebene der 

Lehrer ist charakteristisch, daß die meisten 

Lehrer für sich arbeiten. Eine didaktische 

Abstimmung ist nur bei wenigen Lehrern 

vorhanden. 

Abstimmungen zwischen Betrieb und Schule 

werden auf den höchsten Leitungsebenen 

vorgenommen. 
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Mit der Einführung des neuen Bildungsgan­

ges wurde die äußere Organisationsstruktur 

nur geringfügig verändert. Auf der Meister­

ebene (Betrieb) wurde ein Meisterbereich 

"Modellversuch" hinzugefügt, und es wurde 

eine Lehrergruppe für die Doppelqualifikati­

on verantwortlich gemacht. Diese Gruppen 

begannen, 

• die vorhandenen Lehrpläne und Ausbil­

dungspläne und ihre schulischen und betrieb­

lichen Arbeitsgrundlagen nach Doppelungen 

und Überschneidungen zu analysieren, 

• die Fachhochschule vorbereitende Inhalte 

mit Ausbildungsinhalten zu verbinden, 

• Projekte zu entwickeln, die selbständiges 

Handeln der Lernenden ermöglichen und 

schulische (auch Fachoberschule) und be­

triebliche Ausbildungsinhalte verbinden. 

Dies geschah in wöchentlichen Zusammen­

künften der ,,Projektgruppe Schule" und der 

"Projektgruppe Betrieb". Zu den Zusammen­

künften wurden Vertreter der jeweils anderen 

Gruppe eingeladen. 

Die Analyse der ersten Ergebnisse des Ein­

satzes entwickelter Projekte und Lernhilfen 
(Leittexte) ergab, daß diese mehr damit zu 

tun hatten, eine erste Auseinandersetzung der 

Lehrenden mit neuen Lehr-/Lernformen zu 

sein, als ein Lernmaterial für das selbständi­

ge, selbstorganisierte Handeln/Lernen der 

Auszubildenden/ Schüler. 

Es war noch zuviel vorgegeben, noch keine 

Linienführung zur Entwicklung selbständi­

gen Handeins vorhanden, die Aufgabenstel­

lungen waren oft mißverständlich. Die Ver­

bindung von Theorie und Praxis war eine 

sehr künstliche. 

Für die Ausgestaltung dieses Prozesses war 

es nötig - dies wurde allen Projektgruppen­

mitgliedern in ihrer Arbeit für den Bildungs­

gang deutlich -, ihre Kenntnisse zu hand­

lungsorientierten Lehr-/Lernformen auf ein 

höheres Niveau zu bringen. 

Bei der Arbeit in den Projektgruppen zeigten 

sich schnell auch Defizite in den Fähigkeiten 

des Moderierens von Problemlösungsdis­

kussionen, in Regeln für soziale Verhaltens-

weisen in der Teamarbeit und der Konfliktbe­

arbeitung. 

Insgesamt war das Hineinwirken der Projekt­

gruppen in die anderen Ausbildungsbereiche 

nur sporadisch und wenig nachwirksam. Mit 

anderen Worten, die Arbeit der Projektgrup­

pen strahlte zu wenig auf die gesamte Orga­

nisation aus. 

Anregung und Unterstützung 
einer handlungsorientierten 
Weiterbildung durch die 
wissenschaftliche Begleitung 

Nach dem oben Dargestellten bezieht sich 

der Bedarf an Weiterbildung für die Lehrer 

und Ausbilder insbesondere 

• auf Fähigkeiten, Kenntnisse und Verhal­

tensweisen zur Entwicklung selbstorganisier­

ten Handeins der Lernenden und 

• auf ihr eigenes selbstorganisiertes Handeln 

im Ausbildungsprozeß und darüber hinaus in 

der Ausbildungsorganisation. 
Um dem gerecht zu werden, entschloß sich 

die wissenschaftliche Begleitung zum Ein­

satz einer handlungsorientierten Weiterbil­

dung. Da "Handlungsorientierung" in der Li­

teratur geradezu inflationär gebraucht wird, 

soll an dieser Stelle etwas ausführlicher dar­

auf eingegangen werden, was hier darunter 

zu verstehen ist. 1 Die Umsetzung im Modell­

versuch wird nach der allgemeinen Begriffs­

bestimmung beschrieben. 

Was wird unter handlungsorientierter 
Weiterbildung verstanden? 

Der Begriff ,,handlungsorientierte Weiterbil­

dung" soll für Formen der arbeits- und be­

rufsbezogenen Weiterbildung mit den folgen­

den Eigenschaften verwendet werden: 

• Die Weiterbildung zielt auf die Bewälti­

gung und die Mitgestaltung vollständigen 

Handelns; 

48 

\ 
BWP 25/1996/1 • Fachbeiträge 

• der wesentliche Inhalt der Weiterbildung 

sind vollständige Handlungen; 

• die Vollständigkeit des Handeins ist in der 

Weiterbildung Methode. 

Zum vollständigen Handeln gehören: 

Das selbständige Durchlaufen der Hand­

lungszyklen vom Zielstellen über das Infor­

mieren und Planen bis zum abschließenden 

Bewerten. 

Ein weiteres Kriterium für die Vollständig­

keit ist, daß Handlungen nie für sich zu be­

greifen, zu organisieren (zu planen) und aus­

zuführen sind, sondern immer in größeren 

Handlungszusammenhängen. Das einzelne 

Handeln muß diesen Zusammenhängen 

Rechnung tragen. Deshalb gehört zum kon­

kreten Handeln auch das kritische Be- und 

Auswerten seiner Beziehungen zur Hand­

lungsumwelt 

Und schließlich soll ein Feld dieser Bezie­

hungen besonders herausgehoben werden: 

Es gehört zur Vollständigkeit des Handelns, 

daß eigenes Handeln immer im Kontext des 

Handeins mit anderen und für andere steht. 

Durch welche konkreten Ziele, Inhalte 
und Methoden zeichnet sich hand­
lungsorientierte Weiterbildung aus? 

Bestimmend für die Ziele, den Inhalt und die 

Methoden handlungsorientierter Weiterbil­

dung sind die Eigenschaften vollständigen 

Handelns. 

Es geht bei den Zielen um den Erwerb von 

Kompetenzen für das selbständige Ausführen 

einzelner Handlungen mit ihren Schritten 

vom Zielstellen bis zum Bewerten. Ziele sind 

außerdem arbeitsfeld- und berufsübergrei­

fende Kompetenzen, wie gemeinsam mit an­

deren oder in Abstimmung mit ihnen die 

Schritte einer vollständigen Handlung planen 

und ausführen, im selbständigen und im ko­

operativen Handeln selbständig lernen, sich 

selbst neue Handlungsbereiche erschließen 

zu können. 



Handlungsorientierte Weiterbildung zielt 

auch auf das Individuum und seine Mündig­

keit. Sie folgt dem BLANKERTZschen Grund­

satz: "Wer pädagogische Verantwortung 

übernimmt, steht im Kontext der jeweils ge­

gebenen historischen Bedingungen unter 

dem Anspruch des unbedingten Zweckes 

menschlicher Mündigkeit - ob er das will, 

weiß, glaubt oder nicht, ist sekundär."2 

In der handlungsorientierten Weiterbildung 

sind vollständige Handlungen der wesentli­

che Inhalt. Das heißt, in der Weiterbildung 

müssen die Teilnehmer Handlungen mit ih­

ren Bestandteilen Informieren, Planen, Ent­

scheiden, Durchführen, Kontrollieren und 

Bewerten ausführen. Mit diesen Handlungen 

werden dabei gegenwärtige und mögliche 

künftige Arbeitsaufgaben bewältigt. 

Beim Bewerten des Handeins und der Hand­

lungsergebnisse werden auch die Handlungs­

bedingungen kritisch reflektiert. Es wird ana­

lysiert, inwieweit die Bedingungen (also 

auch die Organisation und die Technik) voll­

ständiges Handeln befördern oder behindern 

und es werden Änderungsvorschläge erarbei­

tet. Dabei sind Aufgabenstellungen zu defi­

nieren und dazu verschiedene Lösungen zu 

entwickeln, die eine klare Entscheidungs­

grundlage bilden. Auf dieser Grundlage wer­

den schließlich Entscheidungsbefugnisse 

eingefordert. 

Da angestrebt wird, eigenes Handeln immer 

im Kontext des Handeins mit anderen und 

für andere zu betrachten, sollen möglichst 

viele Handlungsschritte in der Gruppe reali­

siert werden. 

Zu den Inhalten der handlungsorientierten 

Weiterbildung gehören deshalb auch 

• das Verteilen und Übernehmen von Aufga­

ben in der Gruppe, 

• das Moderieren von Gruppensitzungen, 

• der Umgang mit Präsentationstechniken, 

• die Konfliktbearbeitung bei der Gruppen­

arbeit, 

• das partnerzentrierte Verhalten bei Pro­

blemen in der Gruppe, 

• das Weitergeben von erworbenem Wissen, 

• das Bewerten der Gruppenarbeit 

Handlungsorientierung als Methode verlangt 

Lernformen mit hohem Aktivitätspotential, 

wie Gruppendiskussionen, Teamarbeit, Prä­

sentationen, individuelles selbständiges Ler­

nen, Vortrag mit Diskussion, Exkursion und 

Erkundung. In diesen werden kognitive Pro­

zesse, wie Sprechen, Denken, Beobachten 

bewußt eingesetzt, um Planungs- und Kon­

trollprozesse zu optimieren, die Interiorisati­

on zu fördern und die Rückkopplung bei der 

Durchführung der Handlung bewußt zu ge­

stalten. 

Anteile von Fremd- und Selbstregulation ge­

hen als veränderbare Größen hin zu immer 

höherer Selbständigkeit in die Methoden ein. 

Die höchste Stufe der Selbständigkeit ist die 

individuelle Selbstqualifikation im und durch 

Handeln. Sie wird in der Gruppe gestärkt. 

Welche Form hat die 
handlungsorientierte Weiterbildung 
im Modellversuch? 

Von der wissenschaftlichen Begleitung wur­

de den Lehrern und Ausbildern ein Weiterbil­

dungszyklus der folgenden Art vorgeschla­

gen: 

1. Einführungsseminar 

2. Umsetzungsphase 

3. Weiterführungsseminar 

4. Umsetzungsphase 

5. Weiterführungsseminar 

6. Umsetzungsphase 

Während das Einführungsseminar von der 

wissenschaftlichen Begleitung und den Leh­

renden gemeinsam entwickelt wurde, sollten 

für die weiteren Seminare die Lehrer und 

Ausbilder die inhaltliche und organisatori­

sche Ausgestaltung vornehmen. 

Im "Einführungsseminar" wurde der Prozeß 

der kontinuierlichen und kooperativen 

Selbstqualifikation3 der Ausbilder und Leh­

rer initiiert. Der wissenschaftliche Begleiter 

war in diesem Seminar Dozent und Modera­

tor. Lehrer und Ausbilder, die am Modellver­

such beteiligt sind, bekamen eine Einführung 

in die Metaplanmoderation. Gemischte 

Teams von Ausbildern und Lehrern erarbei­

teten sich Kenntnisse zur Verbindung von 

Handeln und Lernen, zur Planung selbständi­

gen Lernens der Auszubildenden, zu Metho­

den der Unterstützung selbständigen Ler­

nens. Die Teams mußten die Ergebnisse ihrer 

selbständigen Gruppenarbeit präsentieren. 

Die Auswertung der Teamarbeit wurde mit 

der Diskussion von Regeln zur partnerzen­

trierten Kommunikation verbunden. Erneut 

zusammengestellte gemischte Teams von 

Lehrern und Ausbildern begannen mit der 

Erarbeitung von Aufgabenstellungen für die 

Schüler bzw. Auszubildenden, bei denen 

• sie vollständig Handeln, 

• sie sich individuell und in Kooperation 

selbständig Kenntnisse aneignen, 

• sie ein Höchstmaß an eigenen Lösungs­

ideen und Lösungswegen einbringen können. 

Der Lösungsprozeß soll in der Schule und im 

Betrieb stattfinden, und es sollen Arbeitsauf­

gaben mit Lernaufgaben verbunden sein. 

In der folgenden "Umsetzungsphase" wurde 

das im Seminar Erworbene angewendet. Es 

sollten sich Teams finden, die weitere Aufga­

benstellungen mit den genannten Eigen­

schaften entwickeln. 

Die Lehrenden begannen damit, die Lernen­

den in die Entwicklung einzubeziehen, in­

dem sie die Lernenden befragten, wie sie mit 

den Aufgaben zurechtkämen und welche Än­

derungen sie sich wünschten. Auf dieses er­

ste Einbeziehen der Lernenden in die Gestal­

tung des Lehr-/Lernprozesses reagierten die 

Auszubildenden mit der folgenden Kritik 

(auf die Fragen der Lehrenden): 

• "Die Aufgaben engen unsere Vorhaben 

und Vorstellungen noch zu sehr ein." 

• "Die Abstimmung zwischen Schule und 

Betrieb stimmt noch nicht." 

• "Schulische Aufgaben sind zu wenig pra­

xisbezogen." 
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Es konnte zu diesem Zeitpunkt konstatiert 

werden, daß die Veränderungen im Lehr-/ 

Lemprozeß von den Lernenden wahrge­

nommen wurden. Beide Seiten, Lehrende 

und Lernende, waren aber noch nicht zufrie­

den mit diesen Veränderungen. 

Im ersten "Weiterführungsseminar", dessen 

Inhalt von den Lehrern und Ausbildern fest­

gelegt wurde, ging es darum, 

• Erfahrungen in der Lehrtätigkeit in von 

Lehrern und Ausbildern moderierten Grup­

pen auszutauschen, 

• entwickelte Aufgabenstellungen zu prä­

sentieren und 

• die Fragen zu beantworten: "Wie können 

die Lernenden verstärkt in die Aufgabenent­

wicklung mit einbezogen werden?"; "Welche 

Hindernisse für ein reibungsloses Arbeiten 

der Aufgabenteams gibt es?"; "Wie können 

die Hindernisse überwunden werden?". 

Antworten darauf wurden in gemischten 

Teams (Ausbilder und Lehrer) erarbeitet. 

In der folgenden Umsetzungsphase wird eine 

neue Qualität deutlich: 

• Die Lernenden klagen seltener über 

schlechte Abstimmung von Schule und Be­

trieb; 

• sie haben jetzt auch Aufgaben, bei denen 

eigene Ideen, Lösungswege und Lösungen 

gefragt sind; 

• sie bestimmen die Art und den Zeitpunkt 

der Kontrolle in den Aufgaben mit; 

• sie drängen auf die Verwirklichung ihres 

Lösungsvorschlages; 

• ein Teil der Lehrenden kommt mit der Be­

raterrolle schon gut zurecht, der andere Teil 

hat noch Probleme damit; 

• es fällt den Lehrenden insbesondere 

schwer, verschiedene - auch nicht immer 

"optimale" - Lösungen zuzulassen. 

Ein zweites "Weiterführungsseminar" wurde 

nach einer weiteren "Umsetzungsphase" 

wiederum von den Lehrenden geplant. Hier 

sollte ein externer Berater bei der Lösung 

von Fragestellungen zur Seite stehen, die die 

sozialen Beziehungen in der Organisation 

betrafen: 

• "Wie kann man mit Konflikten, die bei der 

Arbeit in den Teams der Lehrenden entste­

hen, fertig werden?" 

• "Wie setze ich mich bei bestimmten Pro­

blemen gegenüber meinem Vorgesetzten 

durch?" 

• "Was mache ich mit meinen Problemen im 
partnerzentrierten Umgang mit den Lernen­

den?" 

• "Wie gehe ich mit Kritik von seiten der 

Lernenden um?" 

Lösungen für die Fragestellungen wurden 

über Metaplantechnik und mit Rollenspielen, 

für die Regeln erarbeitet und gegeben wur­

den, entwickelt. 

Entwicklung der Ausbildungs­
organisation durch die hand­
lungsorientierte Weiterbildung 

Die Entwicklung von Organisationen findet 

auf verschiedenen Ebenen statt4, auf den 

Ebenen 

• des individuellen Organisationsmitgliedes, 

• der sozialen Beziehungen der Organisati­

onsmitglieder und 

• der strukturellen Bedingungen der Organi­

sation. Die zuvor gekennzeichnete Weiterbil­

dung hat Auswirkungen auf alle drei Ebenen. 

Als Folge des im Modellversuch eingesetz­

ten Weiterbildungskonzeptes können die fol­

genden Veränderungen in der Ausbildungsor­

ganisation für den doppeltqualifizierenden 

Bildungsgang angesehen werden: 

• Es entstehen kontinuierlich Teams aus 

Lehrern und Ausbildern (einschließlich Mei­

stem) zum Entwickeln von Aufgabenstellun­

gen für die Lernenden. Diese sind durch die 

Komplexität der Aufgaben oft strukturüber­

greifend. Sie kooperieren bei der Aufgaben­

entwicklung aber auch bei der Begleitung 
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und Auswertung des Lernprozesses. Die Ar­

beit der Teams wird in die Arbeit ständiger 

Einrichtungen, wie Lehrerkonferenz, Ausbil­

dergruppensitzungen, Ausbildertreffen u. ä. 

eingebunden. Aus den Aufgabenteams kom­

men so wichtige Impulse für die Veränderung 

der gesamten Ausbildung. 

• Ausbilder und Lehrer formulieren gemein­

sam ihren Weiterbildungsbedarf und organi­

sieren die Weiterbildung. 

• Durch die für die komplexen Aufgaben­

stellungen geforderte Verbindung von Ar­

beits- und Lernaufgaben werden Lehrer ge­

zwungen, sich mit den betrieblichen Gege­

benheiten von Arbeit und Technik auseinan­

derzusetzen. Immer öfter erscheinen Lehrer 

in der betrieblichen Ausbildung, um sich 

über die inhaltlichen und materiellen Gege­

benheiten zu informieren. Lehrer und Ausbil­

der stimmen nicht nur in der Doppelqualifi­

kation die Inhalte ihres Lehrens ab, sondern 

teilweise auch in der übrigen Ausbildung. 

• Die an der Aufgabenentwicklung beteilig­

ten Ausbilder kommen oft aus Meisterberei­

chen verschiedener Oberrneisterbereiche. 

Während die Meister die Entwicklungsarbeit 

oft noch mit eigenem Engagement unter­

stützten, gab es Probleme mit den Oberrnei­

stem. Nicht nur, daß sie anfangs über alle 

Schritte im voraus informiert werden woll­

ten, auch betrachteten sie die bereichsüber­

greifende Arbeit der Teams mißtrauisch, da 

sie dadurch in ihrem Bereich nicht mehr "al­

les im Griff' zu haben glaubten. Durch die 

Kritik der am Modellversuch beteiligten 

Meister aber auch durch die Vielzahl an neu­

en Aufgaben, die die Mitarbeiter ihrer Berei­

che zu lösen hatten und deren Kontrolle die 

Obermeister nicht mehr nachkamen, mußten 

sie Verantwortung nach unten abgeben. Die 

Meister und Ausbilder entscheiden jetzt im­

mer öfter ohne große Hindernisse über den 

Einsatz von Auszubildenden in den Abteilun­

gen, die Zusammenarbeit von Ausbildern 

und den materiellen Aufwand selbst. 



• In den Aufgabenteams werden mehr und 

mehr auch persönliche Befindlichkeiten der 

Teammitglieder diskutiert. 

• Das Engagement und die Erfolge der Ler­

nenden beim Lösen der komplexen Aufga­

benstellungen nehmen Kritikern bei den 

Lehrenden Argumente gegen neue Lehr- und 

Lernformen. Es wächst die Kritik der Ler­

nenden gegen herkömmliche Lehr- und 

Lernformen, die ihnen wenig Selbständigkeit 

ermöglichen. Dies sprechen sie auch deutlich 

bei Präsentationen ihrer Lernergebnisse aus. 

• Durch die hohe Eigenaktivität der Lernen­

den in der Ausbildung und ihre Einbeziehung 

in die Überarbeitung der Aufgabenstellungen 

entwickeln sie eigene Vorschläge für mögli­

che Aufgaben und Lösungsverfahren. Einige 

Lernende erarbeiteten Materialien zur Unter­

stützung des selbständigen Lernens nachfol­

gender Ausbildungsjahrgänge und sind als 

Lehrende in Computerkursen für jüngere 

Lehrjahre tätig. 

Anmerkungen: 

1 Vgl. Höpfn er, H.-D.: Handlungsorientierte Semina­

re zur Weiterbildung der Ausbilder l-innen. Salzgiller 

1993 
2 Vgl. Blankertz, H.: Die Geschichte der Pädagogik. 

Von der Aufklärung bis zur Gegenwart. Wetz/ar 1982, 

s. 307 
3 Vgl. Schneider, P: Lernen und Arbeiten im Team. 

Leitfaden: Kontinuierliche und kooperative Selbst· 

qualifikation und Selbstorganisation (KoKoSS). Pa­

derborn 1993 
4 Vgl. Trebesch, K.: Ursprung und Ansätze der Orga­

nisationsentwicklung sowie Anmerkungen zur Situati­

on in Europa. in: Koch/Meuers/Schuck (Hrsg.), Or­

ganisationsentwicklung in Theorie und Praxis, 1980, 

s. 31-50 

Nachrichten 
KdBerichte 

"Outsourcing" - nicht nur 
ein ökonomisches 
Phänomen 

Manfred Bergmann 

Gisela Dybowski 

Seit jeher ist es eine zentrale Frage betriebli­

eher Organisation und Wettbewerbsfahigkeit, 

was an Sach- und Dienstleistungen in Eigen­

fertigung erstellt oder durch Fremdbezug 

hinzugekauft wird. Diese Frage des "Make 

or buy" hat im Zuge verschärfter Wettbe­

werbsfähigkeit und anhaltender Rezession 

wachsende Bedeutung erlangt. Immer mehr 

Betriebe suchen im Outsourcing neue Stra­

tegien, um sich durch Externalisierung be­

stimmter Funktionen komparative Vorteile 

am Markt, Kostenentlastung, eine klarere 

kundenorientierte Profilbildung etc. zu ver­

schaffen.1 

Die Kurzform Outsourcing (outside recour­

ce using) beinhaltet die Philosophie "Do 

what you can do best- outsource the rest". 

Dabei war es zunächst unerheblich, ob die 

externen Quellen zur Erfüllung von Unter­

nehmensfunktionen schon immer außerhalb 

des Unternehmens existierten oder erst durch 

das Unternehmen im Zuge von Umstruktu­

rierungen ausgelagert wurden. Gerade letzte­

rer Aspekt gewinnt jedoch in der aktuellen 

Diskussion um eine moderne, effektive Un-

ternehmensführung, in Debatten über die 

Standortfrage der deutschen Industrie und 

nachhaltige Strukturveränderungen i. S. fort­

schreitender Tertiarisierung der Wirtschaft 

zunehmende Bedeutung. Mit Outsourcing 

verbunden - so die derzeitigen theoretischen 

Annahmen und vorläufigen empirischen Be­

funde - sind heute drei vornehmliehe Ten­

denzen: 

(1) Bestrebungen zur Reorganisation/zum 

Reengineering von Unternehmen: sie zielen 

auf Arbeitsplatzebene auf die Wahrnehmung 

ganzheitlicher Aufgabenkomplexe, auf Ab­

teilungs-/Unternehmensebene auf die Bün­

deJung von Kernkompetenzen, die Konzen­

tration auf Kerngeschäfte, die Einsparung 

von Kosten und den Abbau von Kapazitäts­

überhängen sowie aufEbene des marktwirt­

schaftliehen Wettbewerbs auf eine kunden­

orientierte Profilbildung sowie Effizienz­

und Effektivitätssteigerungen; 

(2) Tendenzen zur Auslagerung von einfa­

chen Produktionen in Volkswirtschaften mit 

niedrigen Lohnkosten. Sie gewinnen in den 

letzten Jahren - vor allem unter dem Aspekt 

der Leistungsoptimierung als Wettbewerbs­

faktor für Industrieunternehmen - sowohl für 

die Standortdiskussion als auch den Struktur­

wandel der Wirtschaft in den Hochlohnlän­

dern wachsende Bedeutung. Dabei zielen 

Betriebe über vermehrtes Outsourcing darauf 

ab, Betriebsteile und Produktionsstufen 

auszuweiten, die ohne Risiko in Billiglohn­

länder ausgelagert werden können; 

(3) Eine zunehmende Tertiarisierung der 

Wirtschaft als Ergebnis eines sich internatio­

nal verschärfenden Wettbewerbs2, in dessen 

Folge verstärkte Auslagerung produktbeglei­

tender Dienstleistungen von Unternehmen 

bislang eigenerstellte industrielle Dienstlei­

stungen auf kostengünstigere externe Anbie­

ter übertragen werden. Angenommen wird 

dabei, daß diese Entwicklung durch zwei 

Faktoren begünstigt wird: zum einen durch 

einen zunehmenden Wettbewerbsdruck, der 
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Industrieunternehmen zur Erstellung immer 

intensiverer Dienstleistungsprodukte zwingt; 

zum anderen durch einen sich verschärfen­

den internationalen Wettbewerb, der die Kon­

zentration auf Kernkompetenzen und damit 

eine verstärkte Auslagerung von Teilaufga­

ben beschleunigt. 

Die zu beobachtenden Tendenzen zum Out­

sourcing in Form der Verringerung von Ferti­

gungs-, Entwicklungs- und Dienstleistungs­

tiefe von Unternehmen basieren vor allem 

auf ökonomischen Entscheidungen. Dabei 

zeigt sich, daß ein nicht unbedeutender Teil 

heutiger Dienstleistungsunternehmen das 

Ergebnis von Ausgliederungsprozessen im 

Zuge der Leistungstiefenreduzierung von 

Industrieunternehmen ist. Die Beispiele für 

Auslagerungen reichen von der Datenverar­

beitung über Marketing, Rechnungswesen, 

PR/Werbung, arbeitsmedizinische Dienste, 

Werkschutz, Kantine bis hin zu Bereichen 

des Personals- und Bildungswesens sowie 

bestimmte Entwicklungsleistungen. 

Bislang sind Richtung und Struktur dieser 

Tendenzen offen. Doch stimmen alle Exper­

ten darin überein, daß diese Entwicklungen 

mit gravierenden qualifikatorischen Verände­

rungen verbunden sind und wachsenden bil­

dungspolitischen Handlungsbedarf hervorru­

fen. Wo sind aber die bildungspolitischen 

Anknüpfungspunkte? Betriebswirtschaftler 

und Organisationsfachleute stimmen darin 

überein, daß die klassischen betriebswirt­

schaftlichen Instrumentarien alleine nicht 

mehr ausreichen, um die Produktivität zu er­

höhen bzw. zu optimieren. Daraus folgt, daß 

die bekannten und teilweise auch erprobten 

Rationalisierungsmodelle mehr und mehr er­

setzt werden durch Innovationsstrategien, die 

den neuen Bedingungen dynamischer Märk­

te, globaler Beziehungen, veränderter Werte­

systeme und infrastrukturtechnischer Mög­

lichkeiten Rechnung tragen. 3 Die bildungs­

politischen Auswirkungen dieser Strategien 

werden einschneidender sein als die der übli­

chen Rationalisierungswellen, sie werden 

schneller sichtbar und somit auch schneller 

entscheidungsrelevant werden, sie werden 

von hoher Kreativität gekennzeichnet sein, 

und sie werden - dies wird ein weiteres Un­

terscheidungsmerkmal sein - wesentlich 

pragmatischer orientiert sein als traditionelle 

Theorien und Lösungsansätze. Wenn die Bil­

dungspolitik sich in diesen Kontext recht­

zeitig einbringen will, muß sie schnell auf 

den schon in Fahrt befindlichen Zug auf­

springen. 

Es wäre fatal, wenn die notwendige bil­

dungspolitische Diskussion dadurch abge­

würgt würde, daß man auf die noch nicht hin­

länglich klaren Bedingungen verweist bzw. 

Outsourcing einem Nullsummenspiel bezüg­

lich der bildungspolitischen Konsequenzen 

gleichsetzt. Ob Outsourcing unter bildungs­

politischen Aspekten tatsächlich mehr oder 

weniger ein Substitutionsprozeß ist, oder ob 

es sich dabei vielmehr um eine Komplimen­

taritätsbeziehung mit einer Tendenz der per­

manenten Erhöhung der Qualifikationsanfor­

derungen handelt, dies alles ist empirisch 

noch nicht gesichert. Es gibt viele Anzeichen 
I 

dafür, daß die Veränderungen über reine Sub-

stitutionsprozesse, beispielsweise von der In­

dustrie in den Dienstleistungssektor, hinaus­

gehen und daß damit erhebliche Verschie­

bungen in Struktur, Qualität und Anforde­

rungsprofil der angebotenen Arbeitsplätze 

einhergehen werden. Damit stellen sich auch 

für die berufliche Aus- und Weiterbildung 

Zukunftsfragen, die nicht auf die lange Bank 

geschoben werden dürfen. 

Im Vordergrund stehen zunächst folgende 

Fragestellungen: 

Haben die Outsourcing-Maßnahmen Aus­

wirkungen auf die Ausbildungsbereitschaft 

und Ausbildungsfähigkeit der beteiligten 

Firmen und Einrichtungen? 

In diesem Kontext ist zu untersuchen, ob in 

den auslagemden Betrieben durch Outsour­

cing-Maßnahmen Ausbildungsinhalte ein­

zelner Berufe nicht mehr zu vermitteln sind 
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und deshalb die Ausbildungsbereitschaft und 

-fähigkeit grundsätzlich in Frage gestellt 

wird, und ob sie deshalb auch weniger Aus­

bildungsplätze anbieten. Für die von Out­

sourcing-Maßnahmen profitierenden Firmen 

stellt sich die Frage, ob sie durch die Über­

nahme neuer Tätigkeiten bedingt oder voll 

ausbildungsfähig sind und das Ausbildungs­

platzangebot erhöhen. 

Werden sich Ausbildungsberufe verän­

dern? Werden neueAusbildungsberufe ent­

stehen? 

Es ist zu beobachten und zu analysieren, ob 

durch die Auslagerung von Tätigkeitsfeldern 

oder deren BündeJung mit anderen Aufgaben 

Ansätze für Neuordnungen von bestehenden 

Berufen oder für neue Dienstleistungsberufe 

entstehen. 

Werden sich die traditionellen Rollen der 

Lernorte verändern? 

Durch neue oder stark veränderte Ausbil­

dungsinhalte und die Einbeziehung neuer 

( ausbildungsunerfahrener) Betriebe sind 

Auswirkungen auf das typische Lernangebot 

der Lernorte zu erwarten. Veränderungen im 

Lernangebot der Betriebe, der überbetrieb­

lichen Berufsbildungsstätten und der Berufs­

schulen müssen rechtzeitig untersucht und 

bedacht werden. 

Entstehen neue Organisationsmodelle für 

die Aus- und Weiterbildung? 

Bei einer Heranführung von neuen Ausbil­

dungsbetrieben aus unterschiedlichen Bran­

chen und mit unterschiedlicher Struktur an 

die Ausbildungstätigkeit sind neue Modelle 

der Zusammenarbeit (verstärkte Verbund­

ausbildung?) zu untersuchen. 

Ergeben sich durch die Auslagerung von 

Tätigkeiten neue Karrierewege für Fachar­

beiter und Fachangestellte? 

Es stellt sich die Frage, ob insbesondere bei 

den von Outsourcing-Maßnahmen profitie­

renden Unternehmen eine neue Qualifika­

tionsebene entsteht, die sich für Absolventen 



einer dualen Ausbildung als Karriereweg an­

bietet. 

Ist bei Outsourcing-Maßnahmen von einer 

generellen Höherqualifizierung auszuge­

hen? 

Es sind die Auswirkungen auf das traditio­

nelle Qualifikationsniveau von Facharbeitern 

und Fachangestellten zu untersuchen, wie 

auch die Schnittstelle zwischen Aus- und 

Weiterbildung beobachtet werden muß. 

Sind Auswirkungen auf die Kosten berufli­

cher Bildung zu erwarten? 

Angesichts der Nutzen-Kosten-Diskussion 

muß geprüft werden, ob mit Outsourcing ko­

stensenkende und gleichzeitig nutzenstei­

gemde Elemente zu ermitteln sind. 

Mit diesen Fragestellungen sollen nur einige 

wichtige bildungspolitische Aspekte im Zu­

sammenhang mit Outsourcing aufgezeigt 

werden. Auf die schlechte empirische Aus­

gangslage wurde bereits hingewiesen. Um 

erste Antworten zu den oben genannten Fra­

gen geben zu können, sollen diese Aspekte in 

einem Workshop näher untersucht und auf­

gearbeitet werden. Das Bundesinstitut und 

das BMBF werden sich dieser Aufgabe im 

Laufe dieses Jahres in Kooperation mit Ex­

ternen annehmen und versuchen, die sich 

daraus ergebenden bildungspolitischen Pro­

blemstellungen konkreter zu analysieren. Wir 

würden uns über Hinweise sehr freuen. 

Anmerkungen: 

1 Outsourcing meint im folgenden die Auslagerung 

von Sach· und Dienstleistungen, nicht dagegen die 

Ausgliederung von betrieblichen Bereichen und Lei­

stungen in Form von Profit-Centern etc. 
2 Albach, H.: Dienstleistungsunternehmen in 

Deutschland. In: Zeitschrift für Betriebswirtschaft, 59 

(1988) 4, S. 397-420; zitiert in Reichwalt, R. (siehe 

Fußnote 3). 
3 Reichwald, R.; Möslein, K.: Wertschöpfung und 

Produktivität von Dienstleistungen - Innovationsstra­

tegien für die Standortsicherung. TU München, Ar­

beitsberichte des Lehrstuhls für Allgemeine und Indu­

strielle Betriebswirtschaftslehre, Band 6, September 

I995. 

Arbeit des I Hiptausschusses 

Kurzbericht über die 
Sitzung 3 I 95 des 
Hauptausschusses am 
28./29. November 1995 
in Bonn 

Der Hauptausschuß diskutierte eingehend 

die aktuelle Ausbildungsplatzsituation. 

Nachdem die Ländergruppe einen Bericht 

über die Einschätzung in den ostdeutschen 

Ländern abgegeben hat, diskutierte der 

Hauptausschuß verschiedene Möglichkeiten, 

die einen Beitrag zur Schaffung neuer Aus­

bildungsplätze leisten könnten, wie Verbund­

organisation, zusätzliche Ausbildungsberater, 

ggf. Ausbau von schulischen Angeboten. 

In diesem Zusammenhang kann auch der 

Vortrag von Herrn Dr. Cramer (BDI) zum 

Thema "Bedarfsorientierte Berufsausbildung 

und Verbundausbildung aus der Sicht der 

Metall- und Elektroindustrie" gesehen wer­

den. Dieses Modell ist nach Auffassung des 
Vortragenden auch auf andere Bereiche über­

tragbar. 

Der Hauptausschuß nahm interessiert die 

Präsentation von Ergebnissen aus dem Pro­

jekt 6.604 "Individuelle Kosten der Weiter­

bildung unter Berücksichtigung von Nut­

zenaspekten" zur Kenntnis und diskutierte 

über die erstaunlichen Defizite in der Daten­

lage. 

Zum Thema "Herstellung von Gleichwertig· 

keit der beruflichen Bildung durch Schaf­

fung eines eigenständigen und gleichwerti­

gen Berufsbildungssystems/Berufliche Wei­

terbildung" beschloß der Hauptausschuß die 

folgende Empfehlung: 

,,Zur Steigerung der Attraktivität der berufli­

chen Bildung haben Bund, Länder und Sozi­

alparteien im Februar 1994 einvernehmlich 

vorgeschlagen, bis Ende 1995 länderüber­

greifend einheitliche Zugangswege in die 

Hochschulen für qualifizierte Berufstätige zu 

schaffen und nicht gerechtfertigte Zugangs­

barrieren abzubauen. 

Dieses Ziel kann durch eine Vereinbarung 

der Länder oder durch eine rahmengesetzli­

ehe Regelung erreicht werden. 

Der Hauptausschuß fordert die Länder auf, 

baldmöglichst eine solche Vereinbarung ab­

zuschließen oder den Bund, eine entspre­

chende rahmengesetzliche Regelung in die 

Wege zu leiten." 

Die Aufnahme folgender Forschungsprojek· 

te in das Forschungsprogramm wurde be­

schlossen: 

FP 2.1002 - Betriebliche Innovations- und 

Lemstrategien. Implikationen für berufliche 

Bildungs- und betriebliche Personalentwick­

lungsprozesse 

FP 4.2008 - Ausbildung, Weiterbildung und 

berufliche Entwicklung von Altenpflegekräf­

ten in Deutschland - Ergänzungs- und Wie­

derholungsbefragung zur Berufszufrieden­

heit und zu Verwertungsmöglichkeiten beruf­

licher Qualifikationen in der Altenpflege 

An Stelle von Herrn Rolf Kleinschmidt, der 

in den Ruhestand getreten ist, hat der Haupt­

ausschuß Frau Ilse Haase-Schur (Vertreterin 

des Landes Brandenburg) in den Unteraus­

schuß "Berufsbildungsforschung" entsandt. 

Der Hauptausschuß hat den Generalsekretär 

bezüglich der Haushaltsrechnung für das 

Jahr 1993 einstimmig entlastet. 
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Der Hauptausschuß beschloß die folgenden 

Sitzungstermine für 1996: 

Sitzung 1/96 am 28./29 .. Februar in Bonn 

(Teilnahme des Präsidenten der BA, Herr 

Jagoda) 

Sitzung 2/96 am 13. Juni (fakultativer Ter­

min) 

Sitzung 3/96 am 27. oder 28. November in 

Berlin oder Nürnberg 

Zum Vorsitzenden für das Jahr 1996 wählte 

der Hauptausschuß Herrn Gruber, Frau Dr. 

Görner und die Herren Hahn und Hoffmann 

zu stellvertretenden Vorsitzenden. 

K:ensionen 

Ganzheitliche Berufs­
bildung 

Klaus Hahne 

Theorie und Praxis handlungsorientierter 

Techniklehre in Schule und Betrieb 

mit einem Geleitwort von A. Lipsmeier 

Bernd Ott 

Franz Steiner Verlag Stuttgart 1995; 

280 Seiten 

Mit dem Titel seines Buches, der, gekürzten 

Fassung einer Habilitation an der Universität 

Karlsruhe, schließt Orr an ein Konzept an, 

das seit dem Paradigmenwechsel in der Be­

rufsbildung Mitte der siebziger Jahre disku­

tiert wird. Dabei ist der Bezug auf den 

Aspekt der "Ganzheitlichkeit" nicht unum­

stritten. ARNoLD und MÜLLER erklärten ihn 

noch jüngst für ein ,,Zauberwort" mit unein­

geschränkt positivem Image und versuchten 

die Elemente einer pädagogischen Theorie 

der Ganzheitlichkeit aufzuschlüsseln. Für 

Orr ist die ganzheitliche Berufsbildung mit 

dem Ziel einer beruflichen Handlungskom­

petenz verbunden, die nicht allein von den 

Anforderungen der Objektseite her definiert 

wird, sondern mindestens ebenso stark von 

der subjektiven Möglichkeit der Persönlich­

keitsentwicklung. Die Entwicklung einer sol­

chermaßen subjektorientierten beruflichen 

Handlungskompetenz soll über ein ganzheit-
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liches Lernen bewirkt werden, welches die 

Komponenten des inhaltlich fachlichen Ler­

nens, des methodisch-operativen Lemens 

und des affektiv-ethischen Lemens umfaßt. 

Mit der Formel "Wissen+ Können+ Wollen" 

verdichtet er sein Konzept ganzheitlichen 

Lernens und gibt in Anlehnung an Aebli's 

"Säulen autonomen Lernens" diesem eine 

mehrdimensionale Struktur. 

In den beiden ersten Kapiteln unternimmt 

Orr eine Bedingungs- und Deutungsanalyse 

ganzheitlicher Berufsbildung. Damit geht er 

auf den Qualifikationswandel, die veränder­

ten Determinanten in der Berufsbildungsfor­

schung, die man als Abkehr vom Technik­

determinismus bezeichnen kann und die mit 

der realistischen Wende in der Pädagogik 

eingeleiteten forschungsmethodologischen 

Veränderungen ein. Er legt Wert darauf, daß 

sein Konzept ganzheitlicher Berufsbildung 

nicht nur als kontrafaktisches Ideal gleich­

sam unter Laborbedingungen funktionieren 

darf, sondern sich in Schule und Betrieb als 

alltagspraktikabel erweisen muß. 

Im zweiten Kapitel bezieht sich Orr zu­

nächst auf vier berufspädagogische Theorie­

ansätze: 

• Den emanzipatorischen Ansatz, nachdem 

berufliche Bildung als Beitrag zur gesellschaft­

lichen Demokratisierung betrachtet wird. 

• Den antizipatorischen Ansatz, wonach be­

rufliche Bildung Qualifikationen für zukünf­

tige Handlungssituationen vermitteln soll. 

• Den subjektorientierten Ansatz, bei dem 

berufliche Bildung als Möglichkeit zur Über­

windung der Entfremdung in der Erwerbsar­

beit bzw. als Chance zur kritischen Subjekt­

entwicklung betrachtet wird. 

• Die arbeitsorientierte Exemplarik, bei der 

der Berufsbegriff durch einen umfassenden 

Begriff der Arbeitsorientierung abgelöst wird. 

Er gedenkt sich nicht für eine dieser Theori­

en zu entscheiden. Im Sinne einer "Theorie­

verknüpfung" nutzt "sein" Konzept eines 

lernstrukturellen Ansatzes Momente aller 

dargestellten teilweise kontroversen Theorien. 



Im weiteren nimmt Orr drei Deutungen 

ganzheitlicher Berufsbildung vor: 

Eine berufspädagogische, in der unter den 

Stichworten beruflicher Handlungskompe­

tenz, Persönlichkeitsentwicklung und ganz­

heitlichen Lemens die Dimensionen ganz­

heitlichen Lemens herausgestellt werden: 

• Das inhaltlich fachliche Lernen, das in der 

Fachkompetenz mündet. 

• Das affektiv-ethische Lernen, das eine In­

dividualkompetenz begründet. 

• Das methodisch-problemlösende Lernen, 

das eine Methodenkompetenz begründet. 

• Das sozial-kommunikative Lernen, mit der 

Zielsetzung der Sozialkompetenz. 

In der zweiten Deutung geht Orr auf die 

lernpsychologischen Begründungen ein, in 

der handlungs-, kognitions- und motivations­

psychologische Ansätze auf ihren Beitrag für 

das ganzheitliche Lernen untersucht werden. 

In der dritten Deutung befaßt er sich mit der 

Technikentwicklung, -gestaltung und -didak­

tik. Orr arbeitet den Wandel des Technikver­

ständnisses heraus, wonach Technik heute 

zunehmend in dem Ausdifferenzieren ihrer 

historischen, gesellschaftlichen, sozialen und 

ökologischen Bezüge gesehen werden muß. 

Durch den Rückgriff auf eine Technikdidak­

tik unter Einbezug ihrer naturalen, humanen 

und sozialen Dimension entwickelt Orr Per­

spektiven einer erweiterten Techniklehre, in 

der, neben der technologischen Perspektive, 

auch ökologische und ökonomische, poli­

tisch-soziale und geistig-normative Perspek­

tiven bedeutsam sind. Diese Perspektiven 

sollen sich entfalten, vor dem Hintergrund 

einer Zielsetzung, die die Befähigung zur 

Mitbestimmung, Mitgestaltung und Mitver­

antwortung umfaßt. Bernd Ott plädiert für 

eine Erziehung zur Verantwortung, die nicht 

nur handlungs- und erfahrungsorientiert an­

gelegt sein soll, sondern auch authentisch 

sein muß. 

Orr's Deutungsanalyse ganzheitlicher Be­

rufsbildung zeigt, welche Theoriemomente 

aus der berufspädagogischen, lernpsycholo­

gischen und technik-didaktischen Diskussion 

sich für eine Begründung des Konzepts nut-

zen lassen. Gleichwohl bleibt offen, wie es 

zu einer bildungstheoretischen Begründung 

für konkrete Themen und Lerninhalte in der 

beruflichen Bildung kommen kann. Orr's 

Bezug zum systemtheoretischen Technikan­

satz (Ropohl) bringt da nach Ansicht des Re­

zensenten keine befriedigende Lösung. 

Im folgenden behandelt der Autor Fragen der 

ganzheitlichen Berufsbildung in der Berufs­

schule (Kap. 3) und im Betrieb (Kap. 4). Da­

bei plädiert Orr für integrativen Technikun­

terricht mit integrativen Verrnittlungsformen, 

bei dem durch planvolles erfahrungsorien­

tiertes und selbstorganisiertes Lernen die be­

rufliche Handlungskompetenz und die Per­

sönlichkeitsentwicklung der Schüler geför­

dert werden soll. Als ein angemessenes und 

hilfreiches Interaktionsmodell für den ganz­

heitlichen Technikunterricht kennzeichnet 

er die themenzentrierte Interaktion (nach 

R. Cohn) und zieht daraus den Schluß, daß 

eine Voraussetzung für eine Umsetzung neuer 

Konzeptionen eine neue Professionalität der 

Berufsschullehrer sein müsse. 

Mit Hilfe eines "Lernzielfeldes" versucht 

Orr, - analog zu seinen vier Dimensionen -

inhaltlich-fachliche, methodisch-problemlö­

sende, sozial-kommunikative und affektiv­

ethische Lernziele zu unterscheiden und zu 

benennen. Im methodischen Abschnitt geht 

er vom Gegensatz erklärender oder exposito­

rischer versus konstruktiver bzw. entdecken­

der Unterrichtsverfahren aus. Es ist klar, daß 

das Konzept ganzheitlichen Technikunter­

richts eine Affinität zu handlungsorientierten 

Unterrichtsverfahren aufweist: ,,An die Stelle 

einer Faktenorientierung tritt eine Arbeits­

aufgabe, deren technologische und operative 

Lösung integrativ im Mittelpunkt handlungs­

orientierter Unterrichtsverfahren steht" 

(S. 135). 

Im Kapitel "ganzheitliche Berufsbildung im 

Betrieb" entfaltet Orr eine begriffliche Aus­

einandersetzung mit dem Qualifikations- und 

Kompetenzbegriff in der Berufsbildung. Da­

bei geht er insbesondere auf die sog. Schlüs­

selqualifikations-Debatte ein, aus der er auch 

die kritischen Stimmen rezipiert, wonach 

Schlüsselqualifikationen keine eigenständi­

gen Bildungsstrategien darstellen, sondern 

eher als Ableitungen aus industriellen und 

ökonomischen Entwicklungen zu sehen sei­

en. Orr wendet sich dem Kompetenzbegriff 

zu, weil die berufliche Handlungskompetenz 

einen Leitbegriff in der beruflichen Neuord­

nungsdiskussion darstellt. Der Autor disku­

tiert den Wert betrieblicher ,,Makromethoden" 

- Lehrgangsmethode, Leittextmethode und 

Projektmethode- für die Kompetenzbildung. 

Im letzten Kapitelliefert Orr einen neuen ei­

genständigen und recht originellen For­

schungsbeitrag, indem er Ansätze zu inte­

grierten Prüfungsversuchen vorstellt und 

z. T. mit empirischen Ergebnissen belegt. 

Wenngleich Fragen wie nach der Prüfungs­

ökonomie vernachlässigt werden, so bringt 

dieser Abschnitt durchaus Ansätze, wie man 

z. B. durch die Verzahnung von betrieblichen 

Arbeitsproben und schulischen Arbeitspla­

nungen einen ganzen Schritt weiter in Rich­

tung auf eine ganzheitliche Facharbeiterprü­

fung kommen kann. 

Orr ist ein aktuelles und wichtiges Buch ge­

lungen, das die Theoriediskussion in der be­

ruflichen Bildung weiterbringen kann. Durch 

die in Habilitationen übliche breite Ausein­

andersetzung mit anderen vorhandenen Posi­

tionen gelingt eine meist gut lesbare und er­

kenntnisbringende Übersicht über den Bei­

trag unterschiedlicher Theorieansätze zu ei­

ner modernen und umfassenden Konzeption 

einer ganzheitlichen Berufsbildung. Daher 

bietet das Buch für den Forscher Hilfe bei 

der Standortbestimmung in der eigenen For­

schungsarbeit Für den Lehrer und Ausbilder 

stellt das Buch ein Standardwerk dar, wel­

ches als Hintergrund und Begründung für ei­

gene unterrichtliche Bemühungen genutzt 

werden kann. Die offenen Fragen, die Orr in 

seinem Buch, nach Ansicht des Rezensenten, 

noch keiner Klärung zuführen konnte, sind 

kein Manko, sondern wichtige Hinweise auf 

die Weiterführung der Berufsbildungsdiskus­

sion. 
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ln diesem Band wird detailliert nachgewie­
sen, daß Armut von Frauen eine weitver­
breitete Erscheinung ist, wie sie aussieht, 
und welche Frauen davon betroffen sind. 
Dabei wird nicht nur umfangreiches Daten­
material über Sozialhilfebezug, Arbeitslosig­
keit und die prekären Berufsbiographien 
von Frauen geboten, sondern auch eine 
Darstellung der Lebensweit benachteiligter 
Frauen aus ihrer eigenen Sicht. 
Vor dem Hintergrund der Situation der 
Sozialhilfeempfängerinnen in Deutschland 
werden in theoretisch und empirisch fun­
dierter Weise das Umschulungskonzept, die 
Rahmenbedingungen, der Umschulungsver­
lauf und die biograph ische Entwicklung der 
Frauen bis hin zur erfolgreichen Wiederein­
gliederung in das Erwerbsleben dargestellt. 
Es wird deutlich gemacht, daß der im 
Modellversuch in zwei Durchgängen 
erprobte und evaluierte Weg der Wieder­
eingliederung von Frauen in die Erwerbs­
tätigkeit von bundesweiter Bedeutung ist 
und von den zuständ igen Stellen erfolgreich 
begangen werden kann . Methoden, Verlauf 
und Ergebnisse des Modellversuchs werden 
ausführlich erläutert. 

Sie erhalten diese Veröffentlichung beim 
W. Bertelsmann Verlag GmbH & Co. KG 
Postfach 1 0 06 33 
33506 Bielefeld 
Telefon (0521 ) 911 01-0 
Telefax (0521 ) 911 01 -79 
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Kaum eine Fähigkeit regt mehr zur Diskussion an als die Team­
Sie mit Sozialkompetenz gleichge­

setzt. Unter die5em Oberbegriff werden Fähigkeiten und Ver­
haltensweisen postuliert, damit eine gruppen- und beziehungs­
orientierte Zusammenarbeit möglichst reibungslos erfolgen 
ktlnn. Soziale 0ualifikationen sind situatiobsabhängig, zeigen 
sich im Umgang mit anderen und sind durch diese auch verän­
derbar. Sie lassen sich weder aus dem Lehrbuch erlernen, sind 

vermittelbqr.und auch nur bedingt "verord­
nongsfähig". oä sich die vorherrschenden"befinitionen von 
sozialen Qualifikationen überwiegend noch unpräzise zeigen 

und mehr Fragen offenlassen, als daß sie konkrete Anworten 
g'eben würden, zeigen sich Probleme, werm diese Qualifikatio­
nen vermittelt gefördert und beurteilt werden sollen. 
Die vorliegende Veröffentlichung enthält ausgewählte Beiträ­
ge aus Theorie und Praxis, in denen Probleme und Faktoren 
tHematisiert werden, die mit der Vermittluhg, Förderung und 
Beurteilung sozialer Qualifikationen verbunden sind. Beson­
dere Probleme zeigen sich bei der Beurteilung von Sozialkom­
petenz. 
Auf diese Probleme aufmerksam zu machen und Anregungen 
und Hinweise für das schwierige Feld Sozialkompetenz zu 
geben ist Anliegen dieses Bandes. 

Sie erhalten diese Veröffentlichung beim 
W. Bertelsmann Verlag GmbH & Co. KG 
Postfach 10 06 33 
3:3506 Sielefeld 
Telefon (05 21)' 911 01-0 
Telefax (05 21) 911 01-79 


